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Präsident Dr. Dr. Hundhammer eröffnet die 
die Sitzung um 9 Uhr 2 Minuten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich eröffnete die 
122. Vollsitzung des Bayerischen Landtags. Ich bitte 
den Herrn Schriftführer, die Liste der vorliegen­
den Entschuldigungen bekanntzugeben. 

Gräßler (SPD), Schriftführer: Nach Artikel 5 
Absatz 2 des Aufwandsentschädigungsgesetzes sind 
entschuldigt oder beurlaubt die Abgeordneten Beh­
ringer, Göttler, Hagen Lorenz, Högn, Dr. Huber, 
Kaifer, Dr. Korff, Loos, Dr. Müller, Pösl, Sichler, 
Dr. Soenning und Wölfe!. · 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich rufe auf die Zif-
fer 6 der Tagesordnung: 

Wahl zu Mitgliedern des Rundfunkrates ge­
mäß § 5 Absatz II Ziffer 2 des Gesetzes über 
die Errichtung einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts „Der Bayerische Rundfunk" vom 10. 
August 1948 (GVBI. S. 135) und § 5 Absatz 5 in 
der Fassung des Änderungsgesetzes vom 17. 
März 1950 (GVBI. S. 57). 

Hierzu sind von den Fraktionen, auf die die Sitze 
- insgesamt fünf - nach dem Schlüssel der Frak­
tionsstärke verteilt sind, folgende Vorschläg.e ein­
gelaufen: 

Fraktion der CSU: Abgeordneter Georg Meix-. 
ner und Abgeordneter 
Max Zillibiller, 

Fraktion der SPD: Abgeordneter Waldemar 
von Knoeringen und Ab­
geordneter Prof. Dr. Hein­
rich Franke, 

Fraktion der BP: Abgeordneter 
Raimund Lang. 

-,. Eine·Erinnerung dagegen erhebt sich nicht. Ich 
stelle die Zustimmung des Hauses zur Wahl der 
eben verlesenen Abgeordneten als Vertreter des 
Bayerischen Landtags im Rundfunkrat fest. 

Ich rufe auf die Ziffer 7 der.Tagesordnung: 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Für­
sorgegesetzes (Beilage 3287). 

Über die Beratungen im Ausschuß für sozial­
politische Angelegenheiten und im Ausschuß für 
Rechts- und Verfassungsfragen (Beilage 3668) be­
richten die Abgeordneten Strenkert und Junker. 
Zunächst erteile ich dem Herrn Abgeordneten 
Strenkert das Wort. 

Strenkert (CSU), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Der sozialpoliti­
sch~ Ausschuß befaßte sich in zwei Sitzungen mit 
dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Für­
sorgegesetzes. Den Beratungen lag der au.f Bei­
lage 3287 abgedruckte Text zugrunde. Bericht­
erstatter war ich selbst, Mitberichterstatter der 
Herr Abgeordnete Loos. 

Die erste Sitzung am 23. Oktober war in der 
Hauptsache der allgemeinen Aussprache über den 
Gesetzentwurf gewidmet. In der zweiten Sitzung 
am 6. November fanderi die einzelnen Artikel eine 
eingehende Beratung. Am Schluß der zweiten Sit­
zung wurde der Gesetzentwurf im ganzen einstim­
mig- angenommen, wobei jedoch erwähnt werden 
muß, daß der sozialpolitische Auschuß zu einzelnen 
Artikeln des neuen Fürsorgegesetzes Änderungen 
beschlossen hat. In Berücksichtigung dieses Um­
standes und der Tatsache, daß das neue Fürsorge­
gesetz gegenüber dem bisherigen Recht bedeutende 
Änderungen mit sich bringt, halte ich es für not­
wendig, abweichend von der im Hohen Haus üb­
lichen Praxis doch einen kurzen, gedrängten Be­
richt über die Verhandlungen im sozialpolitischen 
Ausschuß zu geben. 

Der Be r ich~ erstatte r wies daraufhin, be­
reits am 15. Oktober 1948 habe der Abgeordnete 
Peschel mit Fraktion einen Antrag gestellt, den 
§ 3 a der Reichsfürsorgepflichtverordnung wieder 
in Kraft zu setzen. Dieser Antrag wurde am 11. 
Juni 1949 im Hohen Haus behandelt und die Staats­
regierung beauftragt, dem Landtag ein Gesetz zur 
Neuregelung des Fürsorgerechts vorzulegen. Das 
ist am 24. September 1952 geschehen. Der Bericht­
erstatter führte im einzelnen aus, daß das Gesetz 
vom 23. Mai 1939 den Landräten weitgehende selb­
ständige Befugnisse bezüglich der Verwaltung und 
im Beschwerdeverfahren eingeräumt habe. Durch 
drei Entschließungen derStaatsregierung nach 1945 
wurden die Bezirksfürsorgeverbände veranlaßt, 
Wohlfahrtsausschüsse zu bilden, was auch überall 
geschehen sei. Den Ausschüssen fehle jedoch bis 
heute eine gesetzliche Untermauerung. 

Der neue Gesetzentwurf habe in der Hauptsache 
drei Gesichtspunkte zu berücksichtigen: Erstens 

•2 
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müsse die .Übereinstimmung mit dem Grundgesetz 
·und der Verfassung gewährleistet sein, zweitens 
müsse das neue Gesetz mit der Gemeinde- und der 
Landkreisordnung übereinstimmen, und drittens 
müsse die Zusammenarbeit zwischen der öffent­
lichen Fürsorge und der freien Wohlfahrtspflege 
geregelt sein. 

Entgegen dem Regierungsentwurf, der Stellung­
nahme des bayerischen Verfassungsgerichtshofs und 
der kommunalen Spitzenverbände habe sich der 
Senat für ein beschließendes Stimmrecht der Ver­
treter der freien Wohlfahrtsverbände und der 
Hilfsbedürftigen in den neu zu bildenden Fürsorge­
ausschüssen ausgesprochen. 

Der M i t b e r i c h t e r s t a t t e r ging auf die in 
der Fürsorge durch jahrzehntelange Praxis heraus­
gebildeten Grundsätze ein. Oberster Grundsatz 
müsse sein, den Hilfsbedürftigen rasch und wirk­
sam zu helfen und den Beschwerdeweg zu beschleu­
nigen und möglichst einfach zu gestalten. Eine Zu­
sammenarbeit der öffentlichen Fürsorge mit der 
freien Wohlfahrtspflege sei notwendig. Ebenso 
wichtig sei es, die individuelle Behandlung der 
hilfsbedürftigen Personen zu gewährleisten. In 
seinen Beschlüssen sei der Fürsorgeausschuß an das 
Haushaltsrecht gebunden, das allein dem Kreistag 
zustehe. Um Kosten zu sparen, dürfe der Fürsorge­
ausschuß nicht zu groß sein. Auch die Forderung 
auf Mitwirkung der freien Wohlfahrtsverbände und 
der Organisationen der Hilfsbedürftigen sei berech­
tigt. 

Ministerialrat W i dm an n wies darauf hin, daß 
der Gesetzentwurf weit über die Vorlage desJahres 
1949 hinausgehe, eine Bereinigung des Fürsorge­
rechts im allgemeinen anstrebe und die Beseitigung 
aller noch bestehenden Vorschriften aus dem drit­
ten Reich, die mit dem demokratischen Staat nicht 
in Einklang zu bringen seien, zum Ziel habe. Die 
Vorlage dieses Entwurfs sei auf Wunsch des Rechts­
und Verfassungsausschusses so spät erfolgt, um zu­
vor die Verabschiedung der neuen Gemeindeord­
nung und der heuen Landkreisordnung abzuwar- · 
ten. Ein Stimmrecht der Vertreter der freien Wohl­
fahtspflege und der Hilfsbedürftigen in den Für­
sorgeausschüssen verstoße gegen die Verfassung 
und das Grundgesetz; jedoch sei mit dem neuen 
Artikel 11 a eine im Bundesgebiet erstmalige Re­
gelung gefunden worden, die auch im früheren 
Reichsgebiet nicht bestanden habe. Darin sei die 
Zusammenarbeit zwischen der öffentlichen und der 
freien Wohlfahrtsfürsorge fundiert. Die Bedeutung 
der freien Wohlfahrts.or.ganisa:tionen, die in sechs 
Verbänden organisiert seien und Tausende von An­
stalten für Hilfsbedürftige unterhalten, dürften 
unter keinen Umständen verkleinert werden. 

Abgeordneter Dr. Lenz bezeichnete das Für­
sorgegesetz als eine der wichtigsten Materien für 
die Stadt- und Landkreise. Es sei aber notwendig, 
auch das Gesetz über die Kostenverteilung mög­
lichst rasch zu verabschieden. Nebi=n dem Fürsorge­
ausschuß des Landkreises hätten sich Ortsfürsorge­
ausschüsse in der Vergangenheit aufs beste be­
währt. Vom Standpunkt der Fürsorge aus wäre es 

nicht schlecht, wenn die Gemeinden wie früher zu 
den Leistungen 5 oder 10 Prozent selbst beitragen 
müßten. Im Fürsorgeausschuß, meinte Abgeord­
neter Dr. Lenz, herrsche eine sozialere Einstellung 
als im Kreistag. Es sei daher verwunderlich, wenn 
man dem Stimmrecht der Vertreter der Organisa­
tionen nicht zustimmen wolle. 

Abgeordneter W e i s h ä u p 1 brachte zum Aus­
druck, daß den Vertretern der freien Wohlfahrts­
verbände und der Organisationen der Hilfsbedürf­
tigen unter allen Umständen das Stimmrecht zu­
erkannt werden 'müsse. Der Fürsorgeausschuß sei 
ein Organ des Fürsorgeverbandes und kein Aus­
schuß nach Artikel 32 der Gemeindeordnung. Weis­
häupl stimmte hundertprozentig der Auffassung 
des Senats zu. Man dürfe nicht vergessen, daß die 
freien Wohlfahrtsverbände in der ersten Zeit nach 
dem Krieg außerordentlich viel geleistet haben. Es 
wäre eine Diskriminierung, würde man sie unter 
Berufung auf die Gemeindeordnung vom Stimm­
recht ausschließen. 

Demgegenüber betonte der R e gier u n g s v e r­
t r et er, daß sich der Senat mit den Verfassungs­
bestimmungen überhaupt nicht befaßt habe. Wenn 
wirklich ein solcher Beschluß gefaßt würde, käme 
am nii_chsten Tag eine Klage beim Verfassungs­
gerichtshof. . 

Ein Antrag des Abgeordneten W ö 1 f e l, die 
Frage des Stimmrechts der Vertreter der freien. 
Wohlfahrtspflege nochmals in den Fraktionen zu 
beraten, wurde einstimmig angenommen. 

Abgeordneter N e r 1 i n g e r hielt Fürsorgeaus­
schüsse in den größeren Gemeinden für 'gut und 
warnte davor, den Fürsorgeausschüssen beschlie­
ßende Funktion zu geben. 

Abgeordneter M ü 11 e r sprach sich für ein 
Stimmrecht der Vertreter der freien Wohlfahrts­
verbände aus. Er hält auf Grund seiner guten Er­
fahrungen örtliche Fürsorgeausschüsse für not­
wendig. 

Der Re g i er u n g s v er t r et e r verwies auf 
Artikel 5 der Reichsfürsorgepflichtverordnung. Da-· 
nach hätten sich die öffentliche Fürsorge und die 
freie Wohlfahrtspflege gegenseitig zu ergänzen und 
stünden sich in voller Selbständigkeit gegenüber. 
Das bedeute, daß beide Teile voneinander unab­
hängig sind. Hier wolle· aber die freie Wohlfahrts­
pflege das Stimmrecht in der öffentlichen Fürsorge. 
Wenn umgekehrt die öffentliche Fürsorge ein 
Stimmrecht in den Organen der freien Wohlfahrts­
pflege verlangen würde, würde s:l.e wohl eine Ab­
fuhr er leiden. 

Es wurde beschlossen, die Beratung nach Stel­
lungnahme der Fraktionen fortzusetzen. 

Nach der allgemeinen Aussprache trat der sozial­
politische Ausschuß in seiner Sitzung vom 6. No• 
vember in die ;Beratung der einzelnen Artikel des 
Gesetzes ein. 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r er klärte im Namen 
der CSU-Fraktion, diese lehne eine Stimmberech­
tigung der Vertreter der freien Wohlfahrtsverbände 
ab. Die gleiche Eklärung gab der M i t b e r i c h t­
e r s t a t t e r für die Fraktion der SPD ab. Er wie­
derholte dann seinen bereits in der ersten Sitzung 
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gestellten Antrag, die Vertreter der anerkannten 
Religionsgemeinschaften nicht in den Fürsorgeaus­
schuß aufzunehmen, da diese in den meisten Fällen 
ja bereits über die karitativen Verbände im Für­
sorgeausschuß vertreten seien. Bedeutungsvoll 
seien die nach Artikel 11 a vorgesehenen Arbeits­
gemeinschaften. Im ganzen gesehen, könne man 
dem Entwurf zustimmen. 

Für ihre Fraktionen gaben die Abgeordneten Dr. 
Lippert, Pfeffer und Hadasch die Erklärung ab, den 
Vertretern der freien Wohlfahrtsverbände und der 
Hilfsbedürftigen sei nur eine beratende Funktion 
einzuräumen. 

Der sozialpolitische Ausschuß hat daraufhin Ar­
tikel 1 Ziffer 1 des Gesetzentwurfs einstimmig an­
genommen. 

Über Artikel 1 Ziffer 2 des neuen Gesetzes kam 
es zu einer ausgiebigen Debatte. Dabei drehte es 
sich in der Hauptsache um die Zahl der beschlie­
ßenden und beratenden Mitglieder des Fürsorge­
ausschusses. Nach Stellungnahme desBerichterstat­
ters und der Abgeordneten Weishäupl, Frenzel, Ha­
dasch, Nerlinger, Dr. Lippert und Euerl sowie des 
Regierungsvertreters wurde Artikel 1 Ziffer 2 in 
der Fassung beschlossen, wie sie Ihnen in der Bei­
lage 3668 vorliegt. 

Der neue Absatz IV der Ziffer 2 des Artikels 1 
des Gesetzes löste ebenfalls eine ausführliche De­
batte aus, als der Abgeordnete Hagen Lorenz sich 
dagegen aussprach, zu den Verbänden der Hllfsbe­
dürftigen auch die sogenannten Arbeitslosen-Aus­
scnüsse zu zählen. Es wurde dann die neue Fassung 
dieses Absatzes mit folgendem Wortlaut ange,­
nommen: 

... für die Hilfsbedürftigen die Verbände oder 
sonstigen anerkannten Stellen, soweit sie nach 
Gesetz oder Satzung hauptsächlich die Inter- · 
essen Hilfsbedürftiger vertreten. Im Zweifels­
fall entscheidet die Aufsichtsbehörde. 

Ferner wurden die Absätze V, VI und VII nach 
der neuen Numerierung unverändert angenommen. 
Der im Artikel 1 Ziffer 3 des Gesetzentwurfs vor­
gesehene Artikel 11 a zum Fürsorgegesetz vom 23. 
Mai 1939 wurde vom Ausschuß in der vorliegenden 
Fassung einstimmig gebilligt. 

Zu Ziffer 4 des Artikels 1 des neuen Gesetzes hat 
der Ausschuß auf Antrag des Berichterstatter be­
schlossen, den ersten Satz im Artikel 20 in seinem 
Wortlaut umzustellen wie folgt: 

Anträge von Hilfsbedürftigen auf Fürsorge 
sind bei den Aufenthaltsgemeinden oder den 
Bezirksfürsorgeverbänden zu stellen. 

Im übrigen wurde der Artik€l 20 des Fürsorge­
gesetzes vom 23. Mai 1939 in- der vorliegenden Fas­
sung unverändert angenommen. 

Der Artikel 2 des Gesetzentwurfs fand im Aus­
sChuß in der von der Regierung vorgeschlagenen 
Fassung einstimmige Annahme. Dasselbe gilt für 
Artikel 3. 

In der Gesamtabstimmung hat der sozialpoliti-· 
sehe Ausschuß den Gesetzentwurf unter Berück-

sichtigung der angeführten Änderungen, wie sie 
auf der Beilage 3668 enthalten sind, einstimmig an­
genommen. Ich schlage dem Hohen Hause vor, die­
sem Beschluß die Zustimmung zu geben. 

Präsident Dr. Hundhammer: Im Anschluß an die­
sen Bericht über die Beratungen des Ausschusses 
für sozialpolitische Angelegenheiten berichtet der 
Herr Abgeordnete Junker über die Verhandlungen 
des Ausschusses für Rechts- und Verfassungsfra­
gen. Ich erteile ihm das Wort. 

Junker (CSU), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Rechts- und Ver­
fassungsausschuß hat sich in seiner 128. und 130. 
Sitzung mit dem Entwurf eine$ Gesetzes zur Ände­
rung des Fürsorgegesetzes nach der rechtlichen und 
verfassungsmäßigenSeite hin befaßt. Berichterstat­
ter war ich, Mitberichterstatter der Herr Abgeord­
nete Prandl. 

In der ersten Sitzung entspann sich eine grund­
sätzliche Debatte zwischen dem Berichterstatter 

. und den Regierungsvertretern, an der sich auch die 
Abgeordneten Knott, Dr. Fischer und Dr. Zdralek 
beteiligten. Die Bedenken gingen insbesondere da­
hin, daß zwischen den kommunalen Gesetzen, der 
Gemeindeordnung und der Landkreisordnung und 
der nunmehr beschlossenen Form des Änderungs­
gesetzes keine volle Übereinstimmung bestehe. Ins­
besondere das Recht des Fürsorgeausschusses auf 
die sogenannte Delegation fürsorgerechtlicher Auf-· 
gaben ohne Anhörung der betroffenen Gemeinde­
räte und Kreistage wurde gerügt. Die Zweifel 
konnten auch von Regierungsvertretern nicht ganz 
behoben werden. Die Regelung, die nun beschlossen 
wurde, soll so sein, daß - wie der Änderungs­
antrag des Rechts- und Verfassungsausschusses ja 
auch besagt - an Stelle de.s Landrats künftig der 
Kreistag nach Anhörung der betreffenden Gemein­
deräte entscheiden und delegieren kann. 

Zur Angleichung der Bestimmungen des Ände­
rungsgesetzes an die kommunalen Grundgesetze 
wurde dann Artikel 1 Ziffer 2 Absatz I des Ände­
rungsgesetzes wie folgt geändert: 

Die Aufgaben des Bezirksfürsorgeverbandes 
werden in den· kreisfreien Gemeinden und 
Landkreisen von einem Fürsorgeausschuß 
wahrgenommen, der entweder ,gemäß Arti­
kel 32 Absatz 2 der Gemeindeordnung oder 
Artikel 29 Absatz 1 der Landkreisordnung ein 
beschließender Ausschuß ist. 

Eine Debatte entspann sich dann zwischen dem 
Berichterstatter, dem Abgeordneten Knott und den 
Regierungsvertretern, an der sich auch der Abge­
ordnete Kiene beteiligte, über die Frage, inwieweit 
der Vorsitzende des Spruchausschusses die Ent­
scheidung des Fürsorgeausschusses bei Widersprü­
chen mit den gesetzlichen Vorschriften oder mit 
den Weisungen des Stadtrats beziehungsweise 
Kreistags herbeiführen müßte. Da bei Widersprü­
chen der Vorsitzende ex officio tätig werden muß, 
beschloß der Ausschuß, nur bei Widersprüchen mit 
den Weisungen des Stadtrats beziehungsweise 
Kreistags die Entscheidung des Fürsorgeausschus­
ses einzuführen, nicht aber bei Widerspruch mit 
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den gesetzlichen Bestimmungen, weil diese Fälle 
nach den sonstigen gesetzlichen Vorschriften ge­
regelt wären. 

Zum Schluß forderte der Ausschuß, die Bestim­
mung in Artikel 2 um einen zweiten Absatz zu er­
weitern, der das Innenministerium ermächtigt, das 
Fürsorgegesetz in der jetzt geltenden Fassung in 
fortlaufender Artikelfolge unter neuem Datum be­
kanntzugeben. Dabei können Bezeichnungen und 
Hinweise, soweit dies notwendig ist, geändert 
werden. 

Ich empfehle dem Hohen Hause, sich die·sen Vor­
schlägen des Rechts- und Verfassungsausschusses 
anzuschließen. 

Präsident ·nr. Hundhammer: Im Anschluß an die 
beiden Berichte empfehle ich dem Hohen Hause, 
die allgemeine und die besondere Erörterung mit­
einander zu verbinden und auf die erste Lesung 
unmittelbar die zweite Lesung folgen zu lassen. -
Dagegen wird kein Einwand erhoben. 

Wir treten in die erste Lesung ein. Erfolgt eine 
Wortmeldung? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ihr liegen die 
Beschlüsse der beiden berichtenden Ausschüsse zu­
grunde, die auf der Beilage 3668 wiedergegeben 
sind. · 

Ich rufe auf den Artikel 1 des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Fürsorgegesetzes. Auf 
der vorhin erwähnten Drucksache sind die . Be­
schlüsse der beiden Ausschüsse wiedergegeben, 
wenigstens insoweit, als von der Regierungsvor­
lage abweichende Empfehlungen gemacht werden. 
Soviel ich sehe, haben die beiden Ausschüsse keine 
einander widersprechenden Vorschläge gemacht, so 
daß es nicht notwendig ist, Zweifelsfälle zu ent­
scheiden. Ich bitte das Hohe Haus, damit einver­
standen zu sein, daß ich auf die Verlesung des sehr 
umfangreichen Artikels 1 verzichte und als. Grund­
lage der Abstimmung auf die Drucksache verweise. 
- Das Haus ist damit einverstanden. 

Wir stimmen ab über den Artikel 1. Wer ihm die 
Zustimmung erteilt, wolle Platz behalten. -
Stimmenthaltungen? - Solche liegen nicht vor. Ich 
stelle fest, daß Artikel l einstimmig angenommen 
ist. ' 

Ich rufe auf den Artikel 2, ebenfalls nach der 
Drucksache 3668 mit dem vom Rechts- und Verfas­
sungsausschuß vorgeschlagenen und gegenüber 
dem Regierungsentwurf veränderten Absatz 2. 
Wer die Zustimmung erteilt, wolle Platz behalten. 
- Stimmenthaltungen? - Erfolgen nicht. Artikel 2 
ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf den Artikel 3. Er lautet: 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1953 in Kraft. 

Eine Einwendung hiergegen erhebt sich eben­
falls nicht. Ich stelle fest, daß auch Artikel 3 ein­
stimmig angenommen ist. 

Wir treten nunmehr in die zweite Lesung ein. Ich 
eröffne die Aussprache. - Eine Wortmeldung hier­
zu erfolgt nicht. · 

Ich rufe auf den Artikel 1. Hierbei ist zu entschei­
den, ob bei Artikel 1 Ziffer 4 VI dem Beschluß des 
Rechts- und Verfassungsausschusses, der etwas ab­
weicht von der vom sozialpolitischen Ausschuß vor­
geschlagenen Fassung - das scheint dem Herrn 
Berichterstatter bei meiner Frage entgangen zu 
sein - entsprochen werden will. Wer der Fassung 
des Rechts- und Verfassungsausschusses - das ist 
der letzte Vorschlag - die Zustimmung erteilt, 
wolle sich vom Platz erheben. - Stimmenthaltun­
gen? - Eine Stimmenthaltung; im übrigen stelle 
ich einstimmige Annahme fest. Sonst bleibt Arti­
kel 1 in der bei der ersten Lesung beschlossenen 
Fassung. 

Ich rufe auf Artikel 2. - Ohne Erinnerung. Ar­
tikel 3. - Ohne Erinnerung. Damit ist die zweite 
Lesung beendet. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung über das 
ganze Gesetz. Ich schlage vor, sie in· einfacher Form 
vorzunehmen. - Dagegen erhebt sich keine Er­
innerung. 

Ich bitte diejenigen Mitglieder des Hohen Hauses, 
die dem Gesetz in der Fassung der Beschlüsse der 
zweiten Lesung die Zustimmung erteilen, sich vom 
Platz zu erheben. - Ich stelle fest, daß das Gesetz 
einstimmig angenommen ist. 

Das Gesetz hat den Titel: 
Gesetz zur Änderung des Fürsorgegesetzes. 

- Auch der Titel ist vom Hohen Haus einstimmig 
gebilligt: Damit ist dieser Punkt der Tagesordnung 
abgeschlossen. 

Ich rutfe •auf d:i:e Zif:Der 8 der Tagesordnung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge­
setzes Nr. 52 über Gehalt, Ruhegehalt und Hin­
terbliebenenversorgung der Mitglieder der 
bayerischen Staatsregierung (Beilage 3536). 

Über die Beratungen 'des .Aiusschusses .für den 
Staatshaushalt {Beii.la.g1e 3674) berichtet der Herr 
.Abgeordnete von Haniel. Ich ·ertei1e ilhm 1das Wort. 

von Haniel-Niethammer '(OSU), iBer-ichterstatter: 
Meine !Damen und Herren! Dem Haus1J:raltsausschuß 
lag der Entwud eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes iilber Gehalt, Ruhegehalt und Hintel'blie­
ibeneniversorgung tder Mitglieder der bayerischen 
Staiatsreigii.ernmg vor. Der Entwurf lautet: 

§ 1 

{1) Art. 1 Albs. 1 Zif:fier 1 des Gesetzes über 
Gehalt ..... der MitgHeder der /bayerischen 
Staatsre1gterU!lig vom 5. November 1946 1in d·er 
Flassung tdes § 2 des Währungsgesetzes vom 
20. Juni 1948 erlhält folgende F:assung: 

„1. ·ein Amtsgehalt, und 1ziwar 

der il.VI:inisterprästdent in Höih.e der je­
weild.gen Geihaltsibezüge eines· Beamten 
der BesoMungsgruppe 2 ZU'züiglich eines 
Z'U'schlags, der 6 vom Hundert des in 
rdd.esen Bezüigen entlhaltenen Grundge­
halts :beträ!gt 1Und als Hestandteil des 
•Grundgeihalts gilt, 
die Staiatsminister in Höhe der jeweili-
1g·en Geihaltsbezüge eii.nes Be:amten der 
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Besoldungsgruppe 2 und die Staatssekre­
tär.e in Höhe der jeweiligen Geihaltsbe­
·züige eü.nes Beamten der Besoldungs­
gruppe 3 a der Reichsbesoldungsord-

·· nung B." 
Dann fo1gen ehJ.iige formale ·Sätze und: 

§ 2 
Dieses Gesetz tritt am ..... in Kr1aft. 

Ich darf die 1Berichterstattung kurz ihalten. Es 
1iegen o!hne'hin einige Wortmeldungen vor, wie d.ch 
gehört h.aibe. Es dreht sich darium, daß die Amts­
ibezüge der Mitglieder der Staatsreg~erung noch 
auf dem Stande von 1927 sind. Ihnen wurde bis­
lang die Teuerungsmila1ge voren 1Jhalten, d!i.e die 
anderen Beamten In Höh.e von 20 Prnzent erhalten 
ha:ben. föe sollen nun nach der Reichsbesoldungs­
?.rdnung B e!i.ngestuft werden, d•amit ihnen jede 
Anderung in der Besoldungsordniung automatisch 
auch zugute kommt. Ich darf dabei noch darauf 
hinweisen - dies list auch schon im Laufe der 
De1batte geschienen -, daß d-ie Mitglieder der ·baye­
rischen Staatsregierung ibeii dem stark progressiven 
Charakter unserer Einikommensteu.er ungefähr 50 
ibis 60 Prozent ihrer Amtsbe:ziüge als Eü.nkommen­
steiuer wieder an den Staat 1aibfüihren müssen. Der 
Vorsitzende betonte ·zuletzt noch, daß auch die 
Gehälter der Privatwirtschaft, wenn auch n-icht 
vom Steuerzoahler, so doch letztlich vom Konsu­
m~nten bezahlt werden müssen. 

fogendwelch·e wesentlichen oder ·ernstlichen Be­
denken geigen den Gesetzentwurf wurden vom 
Staatshausihaltsausschuß nicht geltend gemacht. 
Bei der Aibstimmung wurde der Gesetzentwurf 
geigen 1 Stimme ibei 3 tStimmenthaltungen ange-
nommen. · 

Ich bitte das Haus, dem Beschluß des Haushalts­
ausschusses beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Im Anschluß daran 
iberichtet über die Beratungen des Ausschusses für 
Rechts- und Verfassungsfraig·en (Beilage 3685) der 
Herr A!bgeordnete Dr. Fiischer. Ich ert·eile ihm das 
Wort. 

Dr. Fischer (OSU), Ber!i.chterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! 1Der Rechts- und 
Verfassungsausschuß beriet am 11. Dezember 1952 
·die vorHegende Gesetzesvorlage und kam nach 
Untersuchnmg der rechtlichen Gesichtspunkte ein­
stimmig zu folgendem Beschluß: 

Gegen den Gesetzentwurf bestehen keine recht­
liichen, insibesondere auch ke!i.ne verfassungs­
rechtlichen Bedenken. 

Ich bitte, diesem Beschluß ibei!zut~eten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zum Wort in der 
•ersten Lesung, die ich hiermit eröffne, ist gemeldet 
der Herr Abgeordnete Rabenstein. Ich erteile dihm 
das Wort. 

(Abg .. Bauer Hannsheinz: Ausgerechnet!) 

Rabenstein {FiDP): - .A:usgerechnet! - Herr 
Präsident; meine Damen u!l1!d Herren! In der Bei­
laige 3536 wird uns 'die Änderung des Gesetzes 

Nr. 52 vorgeschlagen. Es ist ein Gesetz, das nicht 
nur die Gehälter, sondern :ziu gleicher Ze·it auch die 
Pensionen der Herren Minister und :Staatssekretäre 
zu regeln hat. Es ist des!hal1b erstaunlich, daß mit 
dieser Vorlage nur ein Te i 1 di.eses Gesetzes eine 
neue F\assunrg 1bekommen soll. Wiir fragen nun: 
Was soll mit den Entwürfen geschehen, die schon 
20 Monate alt sind? Sind diese Entwürfe etwa in 
der .Schiublia:de verschwunden? Das ist für mich 
deswegen ganz ibesonders interessant, weil der 
Herr Staatsminister der Finanzen !im Haushalts-
1ausschuß ·erklärt ihiat, daß nicht die Beilage 1702 
zurückigezogen worden sed., wie das .gedruckt da­
steht, sondern das ein Versehen des Landtagsamts 
gewesen sei; es sei nämlich die. Beilage 1877 zurück-
1gezogen worden. Hier müssen wir .ganz präzis ein­
mal erfahren: Welche !Beilage ist nun in Wahrheit 
Z'lll'Ückgewgen? 

{Zuruf von !der OSU: Ist d.m Ausschuß 
geklärt worden!) 

- Es ist 1a1ber im Protokoll nicht enthalten; deshalb 
muß ich es erwähnen. Stände es im Protokoll 
dann würde sich diese Frage er.ülbriigen. Aber da~. 
il.st nicht der Fall. Sie sehen, daß das Protokoll in 
diesem F:all nü.cht so ganz genau ist, wie es an sich 
notwendig ersch-iene. 

Dafür, daß nun die Ministergehälter •an die Ee­
so1dungsordnung angeglichen werden sollen, wurde 
als Avgument ge1bracht, daß die Herren Staatsräte, 
von denen wir nur einige weni!ge haben, m!i.t ihren 
Gehältern 1bere-its an die ider Herren Minister 
he1ranikämen. Meines Erachtens muß es doch eiri:­
mal ges1agt sein: Es ist ein' Unters~h!i.ed, ob ein 
Beamter sich ein Leben lang eiine Stellung erdient 
hat oder oib j1emand durch .eine polHische Gunst 
Minister :geworden ist. 

(Oho! - Weü.tere Zuriufe) 
- Da mache ich gar 1keine Ausnahme. 

{Lebhafter Widerspruch) 
Der Herr Staatsminister !hat im Hauslh:altsausschuß 
erklärt, die Gehälter müßten an die Beso1dungs­
ordnung angeglichen werden deswegen, weil das 
g<;!rechter sei; es würde Au:ßwärts- und kbwärts­
bewegungen gelben. Ich kann mich allerdings an 
keinen 1einzig.en Fall erinnern, daß sich die Ge­
hälte·r einmal rückwärts entwickelt hätten. Jeden­
falls scheint mir' der j e t ·z i g e Zeitpunkt für eine 
Erhöhung seihr unglücklich gewählt. Ich. verwe!i.se 
dabei auf das Sitzurngs'.Proto'koll vom 8. November 
1951, wonach der Herr Sta:atsminister der F!i.nan­
zen e1rklärt ihat, als es um die 20prnzentige Gehalts­
evhöib.ung ging: Wir •verzichten auf diese Gehalts­
erhöhung. Man h:at aber überse!hem., daß seitdem 
•auch andere, v!i.el notleidendere Menschen, wie die 
Lehrer, total vergessen wur.den. Wenn Sie heute 
diesem Gesetz zustimmen, stimmen Sie damit der 
20prozentigen Erhöihunrg zu; sie stimmen dem ihal­
iben Monatsgehalt :ziu, und was alles daranhängt. 
Das würde immevhin 5300 DM brutto ausmachen 
- ich •betone: ibrutto. Wenn Sie bedenlken, daß ein 
Volksschullehrer !i.m •ganzen J1ahr z1wischen 3500 
und 5000 ·DM an Gehalt 1bez-ieht, so scheint mir 
diese Regelung heute falsch zu sein. 

Nun will ich Iihnen noch eins sagen - man maP' 
mir den E<inwurf machen, daß von diesen' Er:höhun: 

3 
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gen nichts v.eriblielbe -: Ich halbe an Hand der 
Lo!hnsteuertabellen errechnet, <lraß zium Beispiel 
beim Herrn Finanzminister - gestatten Sie, daß 
ich Sie heranziehe -, wenn ich nach der Ta!belle 
die Steuerklasse III mit 1 Kind iberechne, die Er­
höhung 2535 DM netto !im Jahr ausmacht. 

(Zuruf: Und in der Privatwirtschaft!) 
- Das werde· ich tun. nas ihalbe Monatsgehalt 
macht netto 597 1DM aus. Nun 1bedenken Sie, daß 
dazu immerhin noch die Dienstaufwandsentschädi­
gungen :kommen, daß dazm noch etw:as !kommt, 
was viele gar nicht wissen: die Abgeordneten­
diäten. 

{Zurufe des Widerspruchs) 

Nun können Sie meinetwegen den Einwurf ma­
chen - Sie haben es bereits getan -, daß man 
in der freien Wirtschaft viiel besser ibezahle. Dazu 
kann ich Ihnen d:as eine sageri: Jawolhl! Alber ·dort 
bekm;nmt man keine Pension. Sorgen Sie dafür, daß 
die Pension albgeschafft wird, dann können wir 
auch über die Höhe der Gehälter der Herren Mi­
nister reden! 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächst.er Redm~r 
ist g·emeldet der Herr Alblgeordnete Haußleiter. Ich 
erteile iihm das Wort. 

Haußleiter {fraktions~os): Hohes Haus, meine Da­
men 1Un!d Herren! Ich glaube, jeder in diesem Haus 
steht auf dem. Standpunkt, daß der Artbeiter seines 
Lohnes wert sei. Das list ein iPrinzip, <das wir nicht 
aufgeben wollen. 

Alber ich darf zunächst einen Einwand geigen den 
Au g e n b 1 i c k der Entscheidung über die Mini­
stergeihälter eriheben. Der Herr Innenminister hat 
am Dienstag eine Frage ibeantwortet. Die Antwort, 
die er gege1ben !hat, wird weiter ins Land hinaus­
wirken, als vielleicht mancher der hier Zuihören­
den gedacht hat. Eis ihandelte sich darum, daß 
Arbeitslose keine Weihnachtszuwendung bekom­
men, und zwar alle diejenigen Arlbeitslosen, die 
über 36 Mark •als Ledige -oder ülber 48 Mark als 
Verheiratete v·erdient ihaben. Daß ein Arbeitsloser 
in der Arbeitslosenfürsorge nicht einmal die Mini­
malnmterstüt:zmng bekommt, die er voriges Jahr an 
Weihnachten erthalten hat, wo sie 5 oder 15 DM 
betrug, ist etwas, was weit über den Kr.eis der 
Betroffenen !hinausiwirkt. Der Herr Innenminister 
ihat uns eriklärt, warum es nicht möglich ist: weil 
der Bund solche Aufwendungen nicht ersetzen 
kann. Voriges J1ahr ihat sie das Land Bayern er­
setzt. Dieses Jahr si'l'.l!d wir offenkundig nicht in 
der Lage, die Weihnachtszuwendungen an Arbeits­
lose vom Lande aus zu finanzieren. 

In •dem Alugen1blick, in dem Sie diese Weihnachts­
zuwendurugen von 5 oder 15 Mark an Arbeitslose 
aiblehnen müssen, kommt nun die Erhöhung der 
Ministergehälter zur Delbatte. Nun darf ich auf 
einen Grundsatz aufmerksam machen. Den Minister 
trifft die Preiserihölhung, es ist aber völlig ausge­
schlossen, die Ministergehälter in eine gleitende 
Skala wie die 1Beamtengehälter einzufügen, und 
zwar aus einer einfachen Ülbe·rlegung heraus: Der 
Minister ist ein politisch Beauftragter und kein 
Staatsbeamter. Dieser Unterschied muß innegehal-

ten werden. Wenn Sie den Minister ver1beamten, 
wie dies hier geschieiht, dann treffen Sie eine 
Entscheidung, die weit über die Fmg·e des Beam­
terngehalts hinauswirkL :Sie machen den verehrten 
Herrn Minister wegen vier Jaihren politischer Son­
dertätigikeit zum Beamten. Entweder änderri'. Sie 
die Stellung des Mi:rlisters da!durch oder aber Sie 
entwickeln einen falschen ·Begriff vom Beamten. 
Das eine oder das andere ist falsch an dieser Reg.e­
llung. Deslhallb ist diese Regelung strukturell nicht 
anzunehmen. Ich s•age etwas ganz •anderes: Wenn 
nachgewiesen wird, daß die Herren Minister mit 
iihren Geihältern iihre Funktion· nicht mehr aus­
üben können, dann kann eine einmalige Erihöhung 
ibeschlossen .weriden. Eine Anpassung an das Vor­
gehen bei den Beamtengehältern !ist strukturell, 
politisch rund demoikratisch unmöglich. 

Zwei Argumente werden !hier geltend gemacht: 
Es wird ges•agt, der arme Herr Minister za!hle so­
viel Steuern, daß er sowieso nichts davon habe. 
Erla1U1ben Sie mir, zu sagen: Steuern zahlt nicht 
nur der Minister, sondern Steuern zahlt jeder an­
dere Staatsbürger auch. 

(.A!blg. Elsen: Aber etwas mehr politische 
Verantwortung hat er!) 

Deshalib ist das Argument mit den Steuern, dte er 
bezaihlt, 

(Abg. Elsen: Das ist reine Demagogie, die 
Sie hier betreiben, Demagogie übelster,· 

nationalsozialistischer Art.) 
kein Argument, das hier akzeptiert werden ikann. 
Denn erstens: Ganz anders als der ander·e Beamte, 
ganz anders als der andere Staatsbürger trägt die 
Regierung eine doppelte Verantwortung. Sie trägt 
nämlich die Mitverantwortung für däs Steuer­
system. Es geht infolgedessen nicht an, daß die 
Re1giernng erklärt, das Steuersystem sei unmöglich, 
und .des!halb müßten die Ministergehälter erhöht 
werden. Im Gegenteil, das unmögliche Steuer­
system soll die Herren Minister treiffen, bis sie 
endlich ein ver;nünftigeres Steuersystem erfunden 
haben. Es lmnn deshalib !keine Entschuldigung sein, 
wenn der Herr Finanzminister er.klärt: Meine 
arme Frau kann auch nicht mehr ein'~aufen als 
die anderen, denn ich muß soviel Steuer zahlen. 
Dann muß der verehrte Herr Finanzminister so 
viel Phantasie entwickeln, zu sehen, daß hier 
etwas falsch i:st im Staate Dänemark, und d:aß 
etwas geändert werden muß. Es ist gut für einen, 
Staat, wenn die Minister von der :Steuerseite her . 
erkennen, daß die bisherige Regelu'.Il!g falsch ist, 
und wenn ste selber ein wenig unter dem leiden, 
was heute als Steuersystem gilt. 

Ich ihalte eine organische und grundsätzliche 
Steuerreform für notwendig, weil wir ein Steuer­
syst:em haiben, das nicht von den Deutschen ent­
wickelt worden ist, sondern das der Sieger ent­
wickelt hat, um die Initiative in Deutschland nie­
derzuhalten. Es ist höchst •bedeniklich, dieses Steuer- , 
system weiterzuschleppen, Aber es !kann nicht eine 
Regierung nun ·erklären: Die Ministe.r müssen 
höhere Gehälter haben, da ein unmögliches Steuer­
system besteht. Die Regieriung kann nämlich im 
Bundesrat dazu beitragen, daß die längst notwen­
dig gewordene Steuerreform durchgeführt wird. 
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Und ein Weiteres: Bei der Hölhe der Minister­
gehälter empfindet der Herr Mlnister etwa das 
Steigen der Butterpreise nur !indirekt und nicht 
so stavk wie der Mann im Haushalt eines Arbeits­
losen oder eines kleinen Ang·estellten. Den Mini­
ster trifft das ·alles nicht so stark. Wer aber ist 
denn verantwortlich, wer stellt sich vor uns hin 
und sagt: Demnächst sin'ken die P~:eise!? Wer hat 
schon im März vortgen J aihres diesen Optimismus 
entwickelt? Schon damals hat man uns gesagt: 
Das mit den Preisen ist gar nicht so schlimm, wie 
ihr es euch vorstellt; die gehen auch wieder her­
unter! Wenn die Proplhezei:ungen der Regierung 
sich nicht erfüllt ihaiben, -dann ist es nur gerecht, 
wenn sie an ihren falschen Voraussagen seJJbst ein 
wenig mitzutragen hat, 

Deshalb !bin ich der Überzeugung, daß wir die 
Minister gar nicht in die gleitende Sikala, wie sie 
hier vorgesehen ist, einre:füen können. Die Mini­
ster sind v·eran1Jwortlich für die Wirtschaftspolitik; 
wenn die Preise steigen, sollen sie selber ·etwas 
davon spüren. Sie spüren es später als der kleine 
Angestellte, später als .der Arbeitslose, aber spüren 
sollen sie es aiuch! Deshalb is.t die Anpassung an 
das Gehaltssytem der Beamten unri~tig. Dieses 
System entkleidet die Regierung eines Teils der 
Verantwortung, die de·r Minister hat, und schiebt 
den Minister auf eine Ebene, auf die er nicht ge­
schoiben werden dar,f. Daher ist das Gesetz unari­
neihmlbar für jeden, der sprü.rt, worum es hier geht. 

{Vereinz;el ter iBeifäll) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich werde darauf 
aufmerksam gemacht, daß auf der Galerie geklatscht 
worden ist. Nach der Geschäftsordnung ist der 
Galerie jede Beifalls- oder Mißfallenskundgebung 
untersagt. Sollten sie wiederholt werden, wird die 
Galerie geräumt. · 

(Abg. Piechl: Das stimmt nicht. Das war 
unten, Herr Präsident, in der Loge.) 

Als nächster Redner ist gemeldet Herr Abgeord­
neter Dr. Lippert; ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Lippert (BP): Meine Damen und Her.ren! Das 
Thema, das wir heute besprechen, hat die Gemüter 
schon immer erregt. Daran hat sich noch nichts 
geändert. Vergessen w:k a1ber nicht, daß die Ge­
müter nicht nur in diesem Hause, sondern auch 
draußen durch diese Frage· stark erregt werden. 
Für die Opposition ist es schon immer ein sehr 
danktbares Fe1d gewesen, die Ministergehälter zu 
beha'lldeln. 

'(Sehr richtig! lbei der CSU) 

Natürlich wäre es populär, darüber zu schimpfen, 
und 'ich bin der Überzeugung, daß Sie g.anz be­
stimmt scharf li.ns Zeug gingen, wenn Sie in der 
Opposition wären. 

{Widerspruch bei der OSU) 
Ich will es aiber ablehnen, mit 1Unsachlichen Argu­
menten hier aufzutreten, möchte jedoch voraus­
schicken, daß wir als Opposition seJJbst·verständlich 
dieser Regelung nicht zustimmen können. 

Zunächst muß lieh ·dem Herrn Kollegen Hauß­
leiter insowelt recht gelben, als er sagt; es er-. 
scheine unzweckmäßig, den Minister zum Beamten 

zu machen. Es ist nun einmal ein Privileg des 
Beamten, in die Reichs•beso1d!ungsordnung einge­
reiiht zu werden, weil von li.lhm gewisse Voraus­
setzungen verlangt werden, die ein Staatsminister 
nicht zu erfüllen ibraucht. Ein Beamter muß eine 
entsprechende Vorbildung besitzen, muß Prüfungen 
albgelegt und gewisse laufbahnmäfüge Bestimmun­
gen erfüllt haben, ehe er in die iBesold!ungsordnung 
aufgenommen wiird oder ininerha}b dieser Ordnung 
aufrücken kann. Bei einem Staatsminister !ist das 
anders. Diese 1Dinige werden von ihm nicht ver­
langt. Es ist im Gegentei·l erwünscht, daß sich· ein 
Ka1binett aus verschiedensten Berufen zusammen­
setzt. Das alles bringt aber mit sich, daß man den 
Minister· nicht in diie Kategorie der Beamten ein­
reihen kann, weil dies weittra:gende Folgerungen 
hinsichtlich der Pensionierung usw. nach .siich. zieht. 
Der Minister ist nicht Beamter. Alle·rdings ist er 
Amtsträger und hat eines clrer höchsten öffentlichen 
Ämter dnne; auf 'keinen Fall aiber ist er Beamter 
nach dem Beamtengesetz oder nach dem Beamten­
r·echt. 

(Aibg. Beier: Und seine Verantwortung?) 

-- :Daraiuf komme ich noch. 

Als zweiter Gesichtspunkt ist vorigelbraclJ.t wor·­
den, es sei nicht tragbar, daß etwa ein Staatsrat 
im Gelhalt :zu Il!aihe an den Staatsminister heran­
reiche. Dieses Argument lhaJte ich nicht ffü: stich­
haltig. Seihen Si.e · sich doch den Beihördenau:Dbau 
an! Wird ein junger Regierungsrat in einer klei„ 
nen Behörde Amtsleiter oder im Ministerium De­
zernent, so 'kann ihm eventuell ein •alter erfahrener· 
Amtmann ·zugeteilt werden. Sie werden da1bei fest·· 
stellen können, daß der Untergebene, der Nach­
geordnete, ein wesentlich ihöiheres Gehalt beziell:it 
als der junge Mann !in der BesoldungsgruppE:: 
A 2 c 2. Daraus, daß es nicht traglbar ersCheiint, daß 
der nach1geordnete Beamte im Gefri.a.lt an seine1l 
Vorgesetzten heranreicht, kann man .nicht eirnm 
zwingenden Grund ableiten, diesen jungen Beihör·· 
denleiter · sofort zum Obenegierungs:mt zu beför· 
dern. 

{Zuruf: •Das ist' kein Ver.gleä.ch!) 

- Doch, das ist ein Vergleich! Es WJUrde ausdrück­
lich g.esagt, es sei nicht tragbar, daß der Nachge­
ordnete in seinem Gehalt an den Staatsminister 
heranreiche. Ich 'Wlill ja niur die Gründe aufzählen, 
die mich veranlassen, diese Regelung. abzulehnen. 

Als weiterer Grund für eine aT.l!gemessene Besol­
dung der Herren Staatsminister wurde angegeben, 
man ibekäme andernfalls nicht die geeigneten 
Kräft aus der freien Wirtschaft mit einer besser 
bez1ahlten Stellung. Diese Ürberlegung·en sind rein 
theoretischer Art. Ich hätte an sich gar nichts 
dagegen, wenn ein solcher Mann einmal in ein 
Kaibinett ednträte, lbin aber üJberzeugt, daß ihn 
die Parteien ablehnen, wenn er nicht ilhrer Rich­
tung angehört. Das ist nun einmal die Voraus­
setzmng. 

Nun komme ich ·zu dem Zuruf, der sich auf die­
Verantwortung des. Ministers bezog. Ich d·arf Sie 
daran erinnern, daß wir uns im Ausschuß für den 
Staatshaushalt im J1anuar dieses Jahres "Schon ein­
mal über diese Frage unterhalten ha;ben. Seinerzeit 
war es 'VOT allem Herr Staatsminister Dr. Hoegner, 
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der runs darstellte, welch ein gep}agtes Dasein ein 
Minister führe. Wir wurden darauf hing,ewiesen, 
daß ein Minister seinen Privatberuf, sein Privat­
le1ben au:fzug.eiben lha1be, daß er sä.eh allen Angriffen 
aus der Öffentlichkeit und aus der Presse aussetzen 
müsse und daß er eine J:i.o(he Verantwortung zu 
tragen ib.aibe. All das sehe ich ein iund bestreite es 
auch gar nicht. Ich tbezwei:Ele es um so weniger, 
als dies ja auch auf jeden Abgeordneten zutrifft, 
der seine Arlbeit ernst nü.mmt. Das '.h!aiben wti.r in 
der Zwischenzeit kennengelernt. Es fehlt uns· 
durchaus nicht am Verständnis für eine derartige 
Begründung. Ich seihe zuip. Beispiel auch ein, daß 
es dem Ansehen eines Staates abträg11.ch li.st, wenn 
er .seine Minister ausgesprochen schäbig bezahlt. 
A.IUch das wird ohne weiteres zugegeben. Wir müs­
sen aber noch etwias anderes !berücksichtigen: Es ist 
schlteßlä.ch die höchste Ehre für einen Stiaatsibürger, 
StaatsminiSter zu werden. Man muß heute ·auch 
einmal honoris causa - um der EJ.we willen -
etwas tun, und man darf nicht jede Ver,a·ntwortung 
und jede Täti!gkeit in 1blaruke Münze rumzuwandeln 
versiuchen. 

Vielleicht darf lieh noch auf etwas anderes hin­
weisen. Erst ä.n der vorigen Woche haben wir uns 
im. sozialpolitischen Ausschuß über verschiedene 
Fragen unterhalten. Drei Stunden l1ang halben wir 
uns mit einem Antrag !Dr. Keller - er ist jetzt 
nicht anwesend, sonst ikönnte er es bestätigen :­
beschäftigt, der darauf ihinausging, die Fürsorge­
richtsätze der Verteuerung der Le1benshaltung an­
:zmpassen. Dabei haben wir durch den Regierungs­
vertreter erfahren, d!aß zum Beispiel ein Haus­
haltungsvorstand nach den Mindest-Fürsorgericht­
sätzen iheute im Monat 27 DM, die Kinder - dabei 
wird zwischen Kündern unter und über 16 Jahren 
unter.schieden - .durchschnittlich 16 DM im Monat 
erhalten. Diese Mindestrichtsät:z;e reichen ·bekannt­
lich ·weder :zium Leben noch :zium Steriben. Wir 
haben 1a1qer daibei 1auch erfahren, daß Bayern mit 
diesen Sätzen sogar an der Srpitze der ü:brigen 
Bundesländer steht und daß es aus diesem Grunde 
nicht mögJich :ist, die Fürsorgerichtsätze zu er­
höhen. 

Der Herr Kollege Weishäupl hat uns vorgerech­
net, daß man bei 1bescheä.denstem Dasein, bei fast 
fleisch- und fettfreiem Leben pro Tag nicht unter 
1,65 DM 1aus1kommt: !Das ist immedün e:in Betrag, 
der noch wesentlich hö!h:er liegt ·als die Fürsorge­
mindestrichtsätze. 'Sü.cher ihaben auch Sie ausnahms­
los Briefe von Rentnern erhalten, in denen diese 
sich iherizzerreißend darüibe·r 'beklagen, daß sie mit 
ihren Renten nicht auskommen können und daß 
sie, 01bwohl sie ·ed.nen Rechts1anspruch aiuf ihre Ren­
ten hia1beri, weil sie 30 und 40 Jahre lang ihre Bei­
träge zu den Versicherungen zahlten, heute ein 
Hungerdasein führen müssen. Wä.r sehen es ein, 
Q.aß ihnen nicht geib.o1fen werden kann, weil die 
Mittel fehlen. Es ist einmal ein großes Aufheben 
davon gemacht worden, daß ihnen 3 DM Teue­
rungszulage zugebilligt wurden. Monate iund Mo­
ruate hat es gedauert, bis die Rentner in den Besitz 
der 3 D!M gekommen sä.nd. Alber schon vorher hat 
man ihnen diese 3 DM in der Soforthilfe abgezogen. 

Noch ein weiteres Beä.spiel darf ich Ihnen brin­
gen. Wir ha1ben im Ausschuß für den Staatshaus­
halt darüber beraten, ob die 180 000 DM für die 
Schwerkriegsbeschädigten ge:zJahlt werden können, 

, d!amit diese Ibis zum 31. Dezemiber die Freifahrten 
auf den öffentlichen Verkehrsmitteln der Gemein­
den weiter €rhalten. Es war außerol'dentlich 
schwierig, gegen den Re.gierungs·vertr.eter anzru­
kämpfen, der uns beweisen wollte, daß der baye­
rische Staat so ungefähr zusammenibrech·e, wenn 
diese 180 000 DM noch gele}stet werden müßten, 
damit die Schwers1Jbeschädigten auf den Verikehrs­
mitteln der Gemeinden nach w:ie vor F·rei:llahrt 
iha'ben. 

{AJbg·. ißezold: ... die sie nur !bei uns in 
Bayern h.aben.) 

- Richtig, nur in B~yern! 
(kbg. Bezo1d: Das wird uns beim Län-

derausgleich angerechnet!) 
Es handelte sich um 180 000 DM. Beim Fä.nanzaus­
gleich wird iuns 1alles angerechnet, und ich gl!aube 
nicht, daß man die Ministergehälter gal1!z unbe­
rücksichtigt läßt. Der Ausschuß ihat zwar zuge­
stimmt, es ist BJber anzunehmen, daß der Herr 
1!\inanzminister Einwendungen ibringen wird, wenn 
yvie diesen Antrag später ib~!handeln. 

Mit meinen Ausführungen will ich Ihnen nur 
zeiigen, daß wir viele Hunderttausende von Men­
schen im L1aufe der letzten Wochen enttäuschen 
mußten, weil wir !ihnen die geringen Erihöhungen, 
die sie zur Anpassung ihrer Lebensvel'lhältnisse an 
die Teuerung vel'dient hätten, nicht geben konn­
ten. Wir müssen sie enttäuschen, weil es gar nä.cht 
anders geht. 

{Zuruf von der CSU: Das list reine 
Propaganda!) 

Das ist !keine Prorpaganda, sondern ganz sach­
lich und oibje:ktiv. 

'(Zul1Uf von der CSU: Das ist wie ibeim 
Haußleiter!) 

"'---- Nein! ---,- Ich möchte deshallb betonen, -
(Zuruf: So etwas ist parterre!) 

1 

- Das ist gar nicht parterre! 
(Erneuter Zuruf: Dias ist sog1ar sehr 

parterre!) , 
Das ist gar nicht parterre; denn dann hätten 

sich leider Gottes der Ausschuß für den Staats­
h~usfrlalt und der soziaJpolitische Ausschuß und 
wir uns mit Themen beschäftigt, die jetzt vor dem 
Plenum als parterre bezeichnet werden. Ich habe · · 
Ihnen lediglich ganz objektiv da·rgestellt, worüber 
wir gesprochen ihaiben, und lbin vollkommen ~ach­
lich geiblieben. Ich wollte mit meinen Ausführun­
gen nur 1begründen, daß ich den .g e g e n w ä r t i -
g e n Zeitpunkt, 

{Sehr richtig! in der Mitte) 
eine solche Änderung für falsch ihalte, weil wir 
Hunderttausende von anderen Menschen gleichzei­
tig enttäuschen müssen. DBJbei srpreche ich nicht in 
der Öffentlichkeit, ich spreche ihier :ziu Ihnen und 
zu niemand sonst, weil es mir gar nicht dar.auf 
ankommt, irgendwie Propaganda zu machen. 

'(Widerspruch von der CSU) 
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Mein Vorschliag geht nur dahin, ein ganz neues 
Gesetz rzu schad:fen, und die Ministerge(hälter also 
nicht der ißesoldungsordn.11.urg anzupassen. Wir 
harben im J 1ahre 1930 schon einmal so ein Gesetz 
g-ehalbt, das Reichsministergesetz, 

(Serhr gut!) 

in dem allen Ansprüchen der Minister Genüge 
geleistet wurde, nicht nur bezüglich des Gehalts, 
sondern auch ·bezüglich der Versorgung. Dieses Ge­
setz ist in der Öffentlich'keit in keine.r Weise kriti­
siert worden, sondern hat Anerkennung gefunden. 
Viielleicht wäre es zweckmäßig, ein solches Gesetz 
mit einer entsprechenden Präambel zu versehen, 
die die Öffentlichkeit darürber au:Bklärt, worum es 
geiht, und die auch dem :flüchtigen Betrachter und 
Leser sofort sagt, was gewont ist. 

Aus diesem Grunde möchte !ich rbeantrargen, diese 
Sache zurückzustellen, ibis ein solch ganz neuer 
Gesetzentwurf vorgelegt ist. Jedenfalls können wir 
der j·etzigen Vorlage unsere Zustimmung nicht 
geben. · 

'(Lebhafter Bei:fiall 1bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es fo1gt als Redner 
der Herr Aibgeordnete WeinhUJber; ich erteile ihm 
das Wort. 

Weinhuber {BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Wenn ich mich zrum Wort gemeldet 
il:mrbe, so als Bauer und Steuerzahler. 

(Große !Heiterkeit und leibihafte Zurufe) 

Ihr Beifall zeigt mk, daß Sie es nicht erwarten, 
diaß aruch einmal ein Bauer zu diesen Dingen 
spriicht. 

(ißmvo! rund 1Sehr gut! bei der BP) 

Ich hrabe miT soeben die Redne~liste angesehen und 
gefunden, daß nicht ein einziger Landrat und Be­
amter daraufsteht und daß manche, die sich in die­
sem Haus sonst so prominent nennen, auf der 
Rec1nediste fehlen. · 

r(Sehr .gut! 1bei der BP) 

Das, meine lieben Kollegen und Kolleginnen, 
stimmt mich sehr !bedenklich, und zwar deshafü, 
weil ich der Mein1Ung 1bin, daß idias Hohe Haus 
schon an Bederutung und Ansehen verloren hat. 
Ich darf - und iSie müssen mir das erlauben - zu 
der Landtagsnachwatil in Neuburg an der Donau 
eine \Pariallele ziehen. Dort hratte ich folgendes Er­
lebnis: Ich hielt in einem Bauerndorf eine Ver­
sammlung der Bayernpartei a1b. 

{Zurui: Das haben mehrere getan!) 

Nach AJbschluß meines Rerferats er.folärte mir der 
Bürgermeister: Nrun, Herr Abgeordneter, ich gehe 
·vollkommen einig mit ]hrer Meinrung, aber ich 
sage Ihnen granz ehrlich und offen, ich kann es 
mir als ißürgermeister nicht leisten, Piropaganda 
für die Bayernpartei und rgegen unseren Landrat 
zu machen." 

'(Lebihaftes Seihr richtig! bei der iBP) 

Seihen Sie, das ist es, was iiaul ist an der Demo­
k·ratie, 

!(Zuruf aus der Mitte: Was hat das mit den 
Ministergehältern m tun?) 

daß verschiedene Männer, die sich Prominente 
nennen, in diesen Fr.agen gebunden sind, 

{Lebhafte Zurrufe) 
und desrhalib glauJbe ich, daß wir einmal ein offenes 
Wort reden müssen. 

{Unruhe und anhaltende Zurnfe) 
- Nm' fest drauflos mit Ithren Zwischenrufen, das 
stört mich gar nicht. 

Es geht he1ute um die AngJ.eichrung oder richtiger 
um eine Erhöhung der Ministergehälter. Wir halten 
viel auf eine gute Regierung in unserem Staate 
Bayern. Aber wir stellen doch fest, daß wir heute 
nichts anderes als nur jammernde Minister harben. 

i(Leibihafte Oho-.Rufe) 

Wenn sie auf das Podium gehen und zu ri.TJgend­
einer Frage sprechen, die i!hnen vielleicht nicht 
ganz ibequem ist, dann antworten sie uns immer.: 
„Es ist kein Geld da" oder: ,,Ich bin nicht zustän­
dig, ich muß meinen großen Bruder in Bonn 
friagen." 

{Zuruf von der CSU: Das macht Ihr 
Baumga•rtner ja auch!) 

Ja, meine lieben Freunde; da möchte ich schon 
fragen: Brauchen wir dann diese· hochbezahlten 
Minister dm .Staiate Bayern? 

r(Zruruf von der CSU: Und das sagt die 
Ba y er n partei! - Schallende Heiterkeit) 

- 1Da hr.auchen :Sie gar nicht zu lachen. 
{Fortgesetzte Zwischenrufe und große Un­

rwhe - Glocke des Präsidenten) 
- ICh kann j1a warten. 

Wenn wir ·einen Staat ißayern hätten, so wie wir 
ihn uns vorstellen und wünschen, dann ließe sich 
vielleicht eher über eine Gehaltserhörhrunig spre-
chen. 

(AnJhaltende Heiterkeit) 

A:ber daß wir den Ministern, die eigentlich nur 
noch gewö!hnlich·e Aufgaben zu erfüllen haben, m 
der heutigen Zeit eine Gehaltserhöhrung zub1lligen, 
das fällt uns ga[' nicht ein. · 

(Erneute Heiterkeit - Zuruf: Wias sind 
denn rgewörhnliche Aufgaben?) 

- Sie können ja leicht lachen und denken,.da steht 
ein dummer Bauer droben. Ich kann das nicht so 
geschliffen 1bringen wie ein Prominenter. Das 
macht mir nichts aus; ich bin kein g·eschliffener 
Redner. Trotzidem.' foann auch ich meine Meinung 
einmal s1aigen. 

Die ganze Frage wird hier vom beamtenrecht­
lichen Standpunkt aus behandelt. Nach unserer 
Meinung sind die Minister und die Staatssekretäre 
nicht als Beamte angestel.lt. Sie sind als Wahl-· 
beamte auf die Ministersessel gesetzt worden nach 
parteipolitischen Kräfteverhältnissen und nach 
parteipoUtischen Abmachungen. 

r(ZuTillf von der CSU: Ohne drie BP!) 

4 
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Es wird nun 1gesagt: Die Minister sind schlechter 
ibe:oaihlt als die Suaiatsräte und die Ministerialdirek­
toren. Ich ha.-be mir, eihe ich mich hier zum Wort 
gemeldet iha.-be, vor allem das iProtokoJ.l des Haus­
haltsausschusses angesehen. Dabei ist mir sofort 
aufgefallen, diaß sich der Münchner Oberbürger­
meister gar so sehr für die Erhöhung eingesetzt 
ihat. 

(Le1bhafter Widers'.Pruch bei der S!PID und 
Zuruf: Ist gar nicht waih.r!) 

- Ich hi:11be es ihalt so gelesen. Jedenfalls steht es 
so im Protokoll; ich war in det Ausschußsitzung 
selibst nicht anwesend. Jedenfalls ih!at sich/ der 
Münchner Oiberbürgermeiste•r z;weimal oder sogar 
dreimal - das kann ich nicht. !bestimmt sagen -
zum Wor.t gemeldet und !hat nachdrücklich die 
Erhöhung der Gehälter verlangt. 

(Erneuter Widerspruch von der SiPD) 
Warum er das gemacht hat, weiß ich nicht, viel­
leicht damit sie sich an sein Gehalt besser anpas­
sen, das ist möglich. Zum mindesten wird er a.-ber 
seine Wähler in München nicht gefragt!haben, auch 
nicht die wenigen Schneeräiumer, die sich als Idea­
listen für die Beseitigung des Schnees in München 
zur Verfügung stellen. 

Dann wird von den großen Abzügen und von 
den vielen Steuern gesprochen, die die Minister zu 
zahlen haJben. Ich sage wiieder: Ich bin Bauer und 
ihabe schon eine ganz nette Familie ibeieinander. 

(Heiterkeit) 
Wenn ein Minister ·ein guter Familienvater ist -
und das sefae ich doch voriaus -, dann muß er 
ia1uch mii.t gutem Beispiel voTangeihen und nicht 
immer nur uns Bauern sagen, wir müssen für 
Nachwuchs sor.gen, sonder·n dann soll er auch ein­
mal sel:bst für Nachwuchs sorgen. 

1(Schail'1eride iHeiterkeit und große Unruhe -
Glocke) 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr, Ail:;>g·eordneter, 
ich glauibe, Sie 'begelben sich auf ein Niveau, das 
doch des iBayerischen Landtags nicht würdig ist. 

(Lebhafte Zustimmung - Aibg. E·berhard: 
Da ist nichts anderes zu erwarten, Herr 

Präsident!) 

Weinhuber '(BiP): Ich wollte damit sagen: Dann 
kommt er in den Genuß hölherer Abzüge und der 
Steu·ererleichterung. 

(Abg. Eiberhard: Das ist sehr billig, Herr 
Kollege! - Zuruf von der SPD: Feine 

Ausführungen!) 
Ich möchte noch fragen, warum man denn den 

Antrag der BP betreffend die Ministerpensio~en, 
der schon vor etwa ander1Jhalib Jahren gestellt 
wurde, bisher noch nicht behandelt hat. 

'(Albg. Dr. Baiumgartne:r: Die Anträge wer­
den ein:llach nicht behandeJt!) 

In unserem Antrag sind eindeutig Einsparungen 
vor.gesehen. Deslhalb wird wahrscheinlich auch 

. keine Beihandlung erfolgt sein. 

Bei der heutigen Vorlage gibt es eine Verbesse­
rung der Gehälter, da hat es besonders pressiert. 
Ja, man ist sogar in die Weihnachtszeit hineinge­
gangen, weil man damit gerechnet hat, daß unsere 
friedlichen Abgeordneten den Weihnachtsfrieden 
nicht stören werden und daß die Sache dann leich­
ter vor sich geht. Nein, meine lieben' Freunde, 

(Abg. Eberhard: Wir sind keine „lieben 
Freunde"! So müssen Sie in Wahlver­

sammlungen reden!) 
auch wenn wir kurz vor dem Fest stehen, in dieser 
Frage müssen wir noch sprechen. 

Mir ist zuletzt gesagt worden - ich selbst bin 
kein Lateiner -: Minister heißt Diener. Bei uns 
draußen auf dem Land, in der Provinz, werden zur 
Zeit von der Kirche große Aktionen durchgeführt 
unter dem Thema: Dienen ist seliger als verdienen! 
Ich habe fast den Verdacht, daß die Herren, die 
diesen Regierungsentwurf vorgelegt haben, sich 
diese Vorträge und Predigten bis heute noch nicht 
angehört, jedenfalls bis jetzt noch nicht die Kon­
sequenz daraus gezogen haben; . 

(Sehr richtig! bei der BP) 
denn ich kann doch nicht annehmen, daß diese Vor­
träge nur für den kleinen _Mann auf der Straße 
gelten sollen. Aber wenn man gegen diese Dinge 
spricht und wenn man sich einmal getraut, ein 
offenes Wort zu sagen, dann heißt es: Das sind die 
Leute ohne Format! Wenn ·es um Geld geht, meine 
Kollegen, sei gibt es grundsätzlich keine Sentimen­
talitäten. Die hat man auch nicht gekannt, als man 
die Entnazifizierungsgesetze geschaffen hat. 

(Zuruf: Aha!) 
Wieviele Familien sind damals in Not und Elend 
gekommen, obwohl ihr Ernährer jahrzehntelang 
Dienste für den Staat geleistet hat. 

(Sehr richtig! bei der BP - Lebhafte 
Gegenrufe) 

Da hat man auch nicht danach gefragt. Jetzt, in 
einer Zeit, wo d.ie Arbeitslosen zunehmen - ich bin 
selbst draußen und sehe die Ströme der Arbeits­
losen, wenn sie zusammenkommen, immer größer 
und immer mehr werden sie -, in der Zeit, wc:i die 
Rentnerfragen ungeklärt sind,· 

(Abg. Bezold: Davon ist statistisch nichts be-
kannt, das ist gar nicht wahr!) 

wo die Staatsverschuldung immer größer wird, in 
dieser Zeit wollen wir hier dieses Thema überhaupt 
behandeln, wo der CSU-Finanzminister Sc h ä f­
f e r in Bonn 44 Prozent der Einkommen- und Kör­
perschaftsteuer verlangt, wo unser Finanzminister 
Z i e t s c h immer und immer wieder er klärt, es 
geht nicht mehr, er kann nicht mehr! Ich glaube, die· 
jetzige Zeit ist völlig ungeeignet, um überhaupt 
über dieses Problem zu sprechen. 

Was mich aber am meisten wundert, ist das, 
warum hier die SPD so schweigsam ist, wo sie 
doch das Prädikat für sich in Anspruch nimmt, den 
kleinen Mann zu vertreten. 

(Zuruf von der SPD: Und gleiches Recht 
· für alle!) 

Wenn es in diesem Haus um berechtigte Forderun­
gen der Bauern geht, um die Zollpolitik, um die 
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Vorratswirtschaft und dergleichen, da hört man 
von links Einwände. Heute ist es still, ganz still, 
wie in der Weihnachtszeit. 

(Große Heiterkeit) 
Ich möchte doch einmal fragen, warum man hier 
so still ist. Gerade die linke Seite hätte doch allen 
Anlaß, hier aufzutreten. 

Dann wird immer gesagt: Ja, der Minister 
braucht das sehr notwendig, der kommt sonst nicht 
durch, er hat Verpflichtungen usw. Demgegenüber 
stelle ich fest, daß die meisten Minister auch Mit­
glieder dieses Hauses sind, daß sie ihr Auto kosten­
los haben, daß sie Repräsentationsspesen bekom­
men, daß sie dann und wann auch einmal in einem 
Aufsichtsrat sitzen. Dergleichen Vergünstigungen 
gibt .es ja noch mehr. Gerade wir Bauern wissen 
auch, daß, wir einen „bedürftigen" Landwirtschafts­
minister haben, 

(Große Heiterkeit) 

der dringend einer Aufbesserung bedarf ob seiner 
schwachen Nebeneinkünfte. Ich denke an das 
„Landwirtschaftliche Wochenblatt" und an den 
Landwirtschaftlichen Verlag. 

Und so wäre noch manches zu sagen, meine lieben 
Freunde. Aber ich möchte nur noch das eine er­
klären: Für uns steht fest, eirie Zustimmung zu 
diesem Gesetzentwurf ·kommt niemals in Frage. 

(Lebhafter Beifall bei der BP. - Zuruf von 
der CSU: Herr Dr. Baumgartner, haben Sie 
auch als Minister Beifall geklatscht? - Abg. 
Dr. Baumgartner: Ich habe meinen Minister­
posten. zur Verfügung gestellt; das sollen 
andere auch machen! - Zuruf von der CSU: 
Aber nicht aus diesen Gründen, . Herr Kol­
lege - Abg. Dr. Baumgartner: Ich beziehe 
auch keine Pension und bin auch kein 

Staatsrat!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als Redner folgt' 
·der Herr Abgeordnete von Haniel. 

von Haniel-Niethammer (CSU): Meine lieben 
Kollegen, ich glaube, daß die Diskussion, die wir 
bis jetzt über die Ministergehälter geführt haben, 
nicht sehr glücklich und auch nicht sehr günstig 
war für das Ansehen unseres Hauses. 

(Lebhafte Zustimmung) 
Ich möchte jetzt meinen Herrn Vorredner anspre­
chen: Es ist sehr leicht und es wäre auch für mich 
keine große Kunst, in Bauernversammlungen auf 
dem Land hinzutreten und über die Ministergehäl­
ter in billiger Weise zu sprechen. Das ist furchtbar 
leicht, dazu gehört nichts. Aber ich tue es nicht, 
Herr Kollege Weinhuber, weil ich es nicht für rich­
tig halte. Es gibt Momente, in denen man als Ab­
geordneter auch nach seinem eigenen Gewissen ent­
scheiden muß, selbst auf die Gefahr hin, daß man 
vielleicht gegen ein gewisses Ressentiment in der 
Bevölkerung ankämpfen muß. Meiner Ansicht .nach 
muß der Abgeordnete so viel Überzeugung und so 
viel Verstand haben, daß er die Dinge, die wirk­
lich notwendig sind, auch vor dem Volk vertritt. 

Die Sache ist C!.och ganz einfach. Wir haben nun 
einmal einen Stufenaufbau der Beamten, und dazu 
gehört, daß der höhere Beamte höher bezahlt wird 
als die Stufe, die darunter liegt. Das ist der Grund­
gedanke. Wenn auch Minister und Staatssekretäre 
nur Beamte auf Zeit sind, so gilt doch auch für sie 
das Prinzip, daß sie, weil sie über dem Staatsrat 
und dem Ministerialdirektor stehen, einen höheren 
Gehalt beziehen müssen. Nachdem nun die anderen 
Beamten, da sie sowieso immer mit ihren Bezügen 
hintendran waren - auch das können Sie in 
Bauernversammlungen sagen, Herr Kollege Wein­
huber -, eine 20prozentige Erhöhung ihrer Bezüge 
erfahren haben, müssen auch die Bezüge der Mini­
ster und Staatssekretäre entsprechend erhöht wer­
den. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Das sind doch keine 
Beamten!) 

- Sie fungieren in ihrer Eigenschaft als Beamte, 
wenn sie auch keine Beamten mit Pensionsanspruch 
sind; die Frage der Pension ist noch offen und noch 
nicht geregelt. Es geht jetzt darum, daß derjenige, 
der höher gestuft ist, auch einen entsprechend 
höheren Gehalt bekommt. Nachdem die Beamten­
bezüge schon vor anderthalb Jahren.um 20 Prozent 
erhöht wurden, müssen jetzt auch die Bezüge der· 
Mitglieder der Staatsregierung erhöht werden. 
Wenn Sie das nicht wollen, dann müssen Sie eine 
vollständige Reform der Besoldungsordnung ins 
Auge fassen und den Gedanken erwägen, ob man 
nicht überhaupt einen Einheitstarif schaffen soll. 

·Verschiedene Redner haben das soziale Moment 
in die Waagschale.geworfen. Ja, wenn Sie das wol­
len, meine Damen und Herren, dann. hätten Sie, 
falls Sie wirklich so idealistisch gesonnen sind, Ge­
legenheit gehabt, diese Auffassung anläßlich der 
Erhöhung der Diäten der Abgeordneten geltend zu 
machen. Das ist aber damals nicht geschehen. Da­
mals haben nur sehr wenige dagegen gestimmt. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Von der CSU 
gar niemand!) 

- Ich habe dagegen gestimmt. Wenn Sie also nicht 
wollen, daß der höhere Beamte, der höhere ;Funk­
tionär oder wie Sie das sonst nennen, höher besol­
det wird als der unter ihm Stehende, dann müssen 
Sie natürlich diesen Gesetzentwurf ablehnen, aller- · 
dings kommen Sie damit letzten Endes auf die 
Richtung eines Einheitstarifs. 

(Sehr richtig! bei der CSU) 
Wir müssen uns auf den Standpunkt stellen, daß 
unsere Minister und Staatssekretäre, die doch 
schließlich eine hohe Verantwortung tragen, uns 
diese Bezüge auch wert sind. 

Und nun noch ein Wort zu Herrn Kollegen Hauß­
leiter! Er hat mit einer gewissen Schadenfreude ge­
sagt, unsere Minister und Staatssekretäre sollen 
ruhig im Fett ihrer eigenen Steuergesetze schmo­
ren: sie sollen am eigenen Leibe erleben, daß die 
hohe Progression der Einkommensteuer falsch ist. 
Herr Abgeordneter Haußleiter, nehmen Sie einmal 
den Fall an - Sie wissen ja, daß diese Angelegen­
heit nicht von Bayern, sondern nur vom Bund aus 
geändert werden kann -, der Bundestag würde 
wirklich, und es seheint so etwas bevorzustehen, 
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einer Senkung der Einkommensteuersätze näher­
treten und die hohe Progression abbauen, die bei 
ganz hohen Einkommen eine Versteuerung bis zu 
95 Prozent vorsieht. Ich weiß nicht, ob der Herr Ab­
geordnete Haußleiter so ganz damit einverstanden 
wäre. Aber wie gesagt, die Steuersätze sind nun 
einmal so, wie sie sind. Wenn wir die Erhöhung der 
Ministergehälter beschließen, so tun wir es nicht 
nur um der Minister und Staatssekretäre willen; 
denn diesen bleibt zum Teil - ich übertreibe viel­
leicht etwas - nur die knappe Hälfte der Erhöhung 
übrig. Wir tun es, weil es einfach zum System und 
zur' Ordnung der Dinge gehört, daß der Höher­
stehende einen höheren Gehalt bezieht. Das ist die 
ganz nüchterne Tatsache. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Red­
ner ist gemeldet Herr Abgeordneter Dr. Wüllner. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Wüllner (fraktionslos): Meine Damen·· und 
Herren, Hohes Haus! Herr von Haniel hat seine 
Ausführungen sehr richtig mit der Feststellung 
geschlossen, daß - und darüber· besteht weder bei 
der Opposition noch bei den Regierungsparteien 
Streit - der Höherstehende besser bezahlt werden 
soll als der kleinere Mann. Das ist aber keine 
Rechtfertigung für die Vorlage hier. Es ist heute 
schon davon gesprochen worden, daß man uns just 
in der Weihnachtszeit, just am letzten Tag unserer 
Sitzungsperiode vor Weihnachten, diesen Antrag 
vorgelegt hat, wohl in der Hoffnung, daß der 
Weihnachtsengel stillschweigend durch diesen Saal 
schreitet und die Hände sich rechtzeitig erheben, 
um den Antrag zu genehmigen. 

Ich möchte nun doch ein paar andere Fragen an 
Sie richten. Sie .erinnern sich, daß wir vor wenigen 
Tagen Zeugen eines Streiks waren, den viele nicht 
begriffen haben. Es haben Leute, die der SPD, 
und solche, die dem anderen Lager nahestehen, 
nicht begriffen, warum gerade vor Weihnachten 
die Drucker in den Streik traten. Man hat es nicht 
begriffen, daß die Drucker - das sind bekanntlich 
wirkliche Qualitätskräfte', deren Arbeitskraft und 
Leistung jeder von uns schätzt - jetzt efoe Er­
höhung ihrer Bezüge bekommen sollten, während 
diejenigen, die den Druckern Arbeit geben - sie 
sitzen zum Teil hier auf der Tribüne des Land­
tags, es sind die Schriftleiter der Zeitungen usw.-, 
zumeist keine ähnlich hohen Bezüge erhalten wie 

· die Drucker. Ich würde mich freuen, wenn die 
„Welt der Arbeit", die sich so intensiv mit dem 
Druckerstreik befaßt hat, sich auch mit der Frage 
befassen würde, ob man nicht zum Beispiel auch 
andere Bezüge, also die der Schriftleiter, etwas 
erhöhen sollte, als das gegenwärtig der Fall ist. Ich 
würde mich freuen, wenn sich die „Welt der Ar­
beit" auch mit der Frage befassen würde, ob es 
zweckmäßig ist, die Bezüge der Minister, von denen 
wir zum .erstenmal von Herrn Haniel gehört haben, 
daß sie Beamte seien - er hat vorhin ausdrücklich 
erklärt, sie seien Beamte auf Zeit -, jetzt zu er­
höhen. Gerade diese Frage wäre es wohl wert, in 
der „Welt der Arbeit" behandelt zu werden. Ich 

würde mich auch freuen, wenn die „Welt der Ar­
beit" die Frage aufrollen würde, wie man in den 
anderen Ländern die Minister bezahlt. Ich will 
nicht fragen, wie man das in sozialdemokratisch 
regierten Ländern handhabt; dort sollen die Mini­
ster und Staatssekretäre nicht schlecht .gestellt sein. 
Ich will diese Frage nur am Rande streifen. , 

Es ist heute in der Diskussion auch auf die Ab­
geordnetenbezüge hingewiesen worden. Wir haben 
uns seinerzeit gegen eine Erhöhung dieser Bezüge 
verwahrt. Aber wenn Sie schon diese beiden Grö­
ßenordnungen miteinander vergleichen, dann muß 
ich schon sagen, daß dieser Vergleich mehr . als 
hinkt. Denn wenn heute ein Abgeordneter in 
keinem Ausschuß ist und auch keine andere Be­
schäftigung hat, konnte er mit den 350 DM, die er 
früher als Abgeordneter dieses Hohen Hauses. be­
kam, in einem Ferienmonat, wenn er soundso viel 
Arbeit für die Öffentlichkeit und im Interesse des 
Staates zu leisten hatte, sein Auskommen nicht 
finden. Ich spreche jetzt nicht von meiner Person 
- ich betone das ausdrücklich -, sondern von vie­
len Kollegen in diesem Hause. Der Vergleich hinkt 
also, und ich möchte Sie bitten, Herr von Haniel, 
bei der Sache zu bleiben und sich darüber klar zu 
sein, daß wir bei unseren Ministern einen anderen. 
Maßstab anlegen müssen. 

Es ist sehr richtig und zweckmäßig betont wor­
den, daß das Ministeramt ein Ehrenamt ist. Es soll 

, auch ein Ehrenamt bleiben, und wir schätzen 
unsere Minister namentlich dann, wenn sie dieses 
Ehrenamt so al,lsfüllen, wie die ganze .Öffentlich­
keit das wünscht. Wir haben sie immer geschätzt, 
auch wenn sich einige Minister darunter befanden 
- dafür können die gegenwärtigen Herren Mini­
ster nichts -, die nicht ganz den besten Ruf in der 
Öffentlichkeit. hinterlassen haben. Ich glaube, wir 
haben in der Nachkriegszeit in Bayern Minister 
gehabt, für die wir heute die Hand nicht ins Feuer 
legen möchten. Ich freue mich heute noch nicht, 
daß wir einen Entnazifizierungsminister Schmitt 
hatten. Ich kann nicht einsehen, warum man die 
Bezüge solcher Menschen und vergleichbarer 
Kräfte unter allen Umständen erhöhen sollte. 

(Zuruf: Loritz!) 

- Ich könnte genau so gut den Namen Loritz an­
führen, der mir eben zugerufen wird, ich könnte 
auch den im Lande üblichen Namen „Ochsensepp" 
bringen, aber ich tue es nicht, denn er ist ein Kol­
lege aus diesem Hohen Hause. Der Herr Finanz­
minister hat wiederholt dara:uf hingewiesen, 
Bayern sei ein Zuschußland des Bundes. Es hänge 
davon ab, wie der heute in diesem Hause wieder 
als der „große Bruder" bezeichnete Herr Finanz­
minister in Bonn sich zu Bayern und zu den Wün­
schen Bayerns stellt. Wenn wir die Wünsche 
Bayerns übersteige:i;-n, wird man in vordringlicheren 
Fragen; die von Bayern kommen, beim Bund kaum 
viel Verständnis für unsere Sorgen erwarten dür­
fen. Wir müssen uns fragen, ob diese Forderungen 
gerade jetzt und in dieser Form berechtigt sind. 
Sie wissen, daß die Öffentlichkeit der Meinung ist, 
es gebe in der Bundesrepublik - verzeihen Sie 
das offene Wort! - Minister wie Sand am Meere. 
W:enn man die Bezüge dieser zahlreichen Minister 
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erhöhen will, wird man mit Recht auf den Wider­
spruch des Volkes stoßen. 

Ich möchte Sie um eins bitten: Denken Sie bei 
der Abstimmung daran, daß Sie dabei nur Ihrem 
Gewissen, nicht aber einem Fraktions- oder Partei­
zwang unterworfen sind. Erlauben Sie mir auch 
noch, den Antrag zu stellen - ich tue das hiermit 
ausdrücklich -, daß die Abstimmung in dieser 
Frage eine namentliche sein soll. Die Öffentlichkeit 
soll ganz genau wissen, wie jeder Abgeordnete 
sich entscheiden zu müssen glaubt. 

Und um etwas weiteres möchte ich Sie noch bit­
ten: darum, daß Sie auch weiterhin das Wort im 
Gedächtnis behalten, das Dr .. Lippert gebraucht hat: 
Denken Sie daran, daß wir heute noch in Bayern 
eine Fülle von Lagern haben, in denen Leute, die 
genau so dem deutschen Volke angehören wie wir 
alle, zwangsläufig leben müssen. Denken Sie dar­
an, daß in der heutigen Zeit, in der sich an diesen 
Tagen vor Weihnachten in den Geschäften eine 
merkwürdige Kaufwut geltend macht, wobei man 
das Gefühl hat, Weihnachten sei nicht mehr ein 
Fest der Verinnerlichung, sondern nur mehr eine 
Angelegenheit des Handelns, Feilschens und Scha­
cherns, mindestens ein Viertel unseres Volkes 
außerstande ist, den Kindern zu Weihnachten 
irgend etwas und sei es auch nur das Notwendigste, 
zu kaufen. Denken Sie weiter daran, cj.aß eine 
volle Hälfte unseres Volkes sich nur sehr wenig 
kaufen und schenken kann. Denken wir daran, 
daß die Minister als die ersten Diener unseres Vol­
kes, niemals aber als Beamte des Staates ange­
sehen werden dürfen! 

Präsident Dr. Hundh.ammer: Als nächster Eed­
ner folgt Herr Abgeordneter von und zu Francken­
stein. Ich erteile ihm das Wort. 

von und zu Franckenstein (CSU): Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Wenn man die Herren 
Staatsminister, wie das heute geschehen ist, be­
wußt nicht als Beamte, auch nicht als Beamte auf 
Zeit, sondern als Vertreter des· Parlaments be­
zeichnet, dann müssen wir die Herren Staatsmini­
ster mit uns vergleichen. Wir sind uns darüber 
einig, daß der einzelne Staatsminister .mehr Verant­
wortung trägt als Jeder einzelne von uns. Wenn 
man heute geglaubt hat, dem Herrn Staatsmini­
ster der Finanzen auf Heller und Pfennig sein Ein­
kommen nachrechnen zu sollen, dann hätte man 
wenigstens auch das Einkommen eines der Herren 
Abgeordneten hier vor der Öffentlichkeit auf Hel­
ler und Pfennig nachrechnen müssen. 

Ich wundere mich, meine Damen und Herren, 
daß heute eine solche Debatte stattfindet.· Als 
unsere Diäten erhöht wurden, war keine Debatte. 
Hätte damals, bei der Erhöhung unserer Diäten 
eine Debatte stattgefunden, dann würde ich die 
heutige Debatte verstehen. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt der Herr 
Abgeordnete .Hadasch als Redner. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Hadasch (FDP): Meine Damen und Herren! Ich 
hatte von vornherein vor, der Erhöhung der Mini­
stergehälter nicht zuzustimmen. Aber ich darf jetzt 
sagen, daß mich manches an der Debatte in mei­
nem Entschluß fast schwankend gemacht hat. Denn 
die Art, wie dagegen argumentiert worden ist, ist 
nach meiner Auffassung wenig schön gewesen 

(Abg. Kiene: Sehr richtig!) 

und ist wenig dazu angetan, in der Bevölkerung 
das Ansehen des Parlaments und der Regierung 
zu heben. 

(Abg. Dr. Franke: Sehr richtig!) 

Wir m~ssen uns doch darüber im klaren sein, daß 
wir in gewissem Sinne alle eine Gemeinschaft dar­
stellen. Wir können jederzeit, glaube ich, mit guten 
Grü.nden vor der Oeffentlichkeit auch vertreten, 
daß die Minister sich ihr Geld, das sie bekommen, 
verdienen. Urteilen heißt vergleichen. Wenn man 
ihr Einkommen heute einmal mit dem vergleicht, 
was 'namenlose Menschen - ich denke da nicht 
nur an die .Gehaltsempfänger, sondern insbeson­
dere an Fleischer, Bäcker, Gastwirte usw. - in den 
letzten Jahren verdient haben, ohne daß sie die 
Verantwortung für Millionen von Menschen, ohne 
daß sie die Verantwortung für Milliarden von 
Geldern tragen, ' 

(Beifall und Klatschen bei der SPD) 

dann muß man das einsehen. Ich glaube, es ist 
unsere wichtigste. Aufgabe in der Demokratie, zu 
erreichen, daß die Besten unseres Volkes _in die 
höchsten Ämter hineinkommen. Wir werden die 
Besten unseres Volkes aber nicht in die höchsten 
Stellen bekommen, wenn wir sie so bezahlen, daß 
ihr Idealismus und ihre Leistung praktisch be­
straft wird. Es ist falsch zu sagen: Wenn du schon 
Idealist bist, dann brauchst du auch kein Geld 
anzunehmen. Ich glaube also, man kann sich in 
allen öffentlichen Versammlungen sehr wohl hin­
stellen und den Standpunkt vertreten, daß ein. 
Mann, der der Beste sein sollte - meine Damen 
und Herren: Wenn dies nicht der Fall ist, dann 
wäre er als Minister fehl am Platz -, auGh der 
Bestbezahlte s~in muß. Es hat mich etwas getrof­
fen, daß das hier nicht deutlich· genug gesagt yvor­
den ist. 

Aber nun muß ich Ihnen begründen, warum ich 
dennoch dagegen bin. Das bin ich aus einem ganz 
anderen Grund, der, so glaube ich, auch seine 
Richtigkeit hat. Meine Damen und Herren! Hier ist 
zum Ausdruck gekommen, daß die Minister poli­
tische Ämter bekleiden. Wir alle - das habe ich 
ausgeführt - befinden uns in einer Gemeinschaft: 
Als Abgeordnete und als Politiker haben wir es 
heute bestimmt nicht leicht, einem großen Teil der 
schwer um ihre Existenz ringenden Bevölkerung 
klarzumachen, daß ihr der Staat im Augenblick 
nicht helfen kann. Gerade meine Kollegen von der 
linken Seite wissen, wie groß heute die Not von 
Millionen von Arbeitslosen, Kriegsgeschädigten, 
Rentnern und Gott weiß was für anderen Gruppen 
ist. Wir sind immerfort gezwungen, diesen Men­
schen zu sagen: Wir kennen zwar eure Not, aber 
wir sind nicht in der Lage, euch zu helfen. 

5 
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Und nun darf ich Ihnen sagen: Diesen Menschen 
gegenüber ist es politisch sehr schwer zu vertreten, 
ihnen einmal zu sagen, wir können euch nicht hel­
fen, aber zum andern, wir erhöhen jetzt die Ge­
hälter von Ministern, die p o 1 i t i s c h e Ämter be­
kleiden - um ein solch beträchtliches Maß. Wenn 
die Minister sich rein als Beamte betrachten, wenn 
sie die Sache rein von ihrer Leistung aus ansehen, 
dann haben sie das Recht, sich diese Gelder zu 
nehmen. Aber gerade weil sie doch auch zu einem 
großen Teil Po 1 i t i k er sind, muß man von ihnen 
das Opfer verlangen, in einem Moment, wo es 
draußen wirklich sehr schwer verstanden würde, 
um des Ansehens unserer Demokratie willen auf 
eine Erhöhung zu verzichten. Der Verzicht wäre 
ja finanziell sehr leicht zu ertragen. Man hört im­
mer wieder, daß ihnen eigentlich nicht viel zu­
wächst, weil der überaus größte Teil als Steuer 
abgeht. Zur Verbesserung ihres Lebens geholfen 
wird also sehr wenig. Der größte Teil ihrer Er­
höhung wird ja wieder weggesteuert. Würden sie 
einen beträchtlichen Nettobetrag mehr bekommen, 
um damit ihre eigene Lebenslage zu verbessern, 
wäre es noch ein Argument. Aber gerade wenn 
man sagt, sie hätten persönlich am wenigsten da­
von, erscheint es mir sehr unlogisch zu sein, die 
große Gefahr auf sich zu nehmen, daß die riesige 
Bruttosumme nach außen dringt. Da aber doch 
heute den Millionen Notleidender klargemacht 
werden muß, daß wir leider nicht in der Lage sind, 
5 oder 10 DM im Monat mehr zu geben, können 
unsere politischen Minister von uns nicht einige 
tausend Mark mehr verlangen. 

Aus diesem Grunde wäre es vielleicht besser ge­
wesen, man hätte das Gesetz zurückgestellt und 
nicht jetzt hier herausgebracht, weil, wie gesagt, 
meiner Meinung nach die Wirkung nach außen für 
unsere Demokratie viel schädlicher ist, als dadurch 
Nutzen entsteht. 

Präsident Dr. Hundhammer: Meine Damen und 
Herren! Aus den Ausführungen einiger der vorigen 
Redner klang der Vorwurf durch, als ob diese Ma­
terie auf die Tagesordnung der letzten Sitzung ge­
setzt worden wäre, damit sie rasch. und ohne große 
Schwierigkeiten erledigt würde. Ich verweise dar­
auf, daß der zuständige Ausschuß des Landtags 
diesen Gegenstand zwischen der letzten und der 
heutigen Vollsitzung beschlossen hat. Deswegen 
mußte der Gegenstand ganz automatisch auf. die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung, die auf den 
Ausschuß folgte, gesetzt werden. Man sollte nicht 
Dinge unterstellen, die nicht den Tatsachen ent­
sprechen. 

(Sehr richtig! - Abg. Bezold: von denen 
man weiß, daß sie nicht den Tatsachen 

entsprechen!) 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeordnete 
Raas. Ich erteile ihm das Wort. 

Haas (SPD): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich glaube, daß die Aufregung über die 
Regelun& des Amtsgehalts der Minister in der 

Form, wie sie zum Ausdruck gekommen ist, dem 
demokratischen Gedanken sehr wenig genützt hat. 

(Zuruf von der SPD: Das war auch die 
Absicht!) 

Ich sehe mich veranlaßt, an eine andere Zeit zu er­
innern, an die Zeit vor 1933, 

(Sehr richtig! bei der CSU - Abg. Meixner: 
Die Tausend-Mark-Gehälter!) 

als auch verantwortungslose Menschen durchs Land 
zogen und gegen Ministergehälter, Oberbürger­
meistergehälter usw. losgegangen sind. Das Volk 
hat darauf gewartet, als diese Herren dann an die 
Macht kamen, was nun geschieht. 

(Abg. Meixner: Absolut richtig!) 
Es ist nicht eingehalten worden, was man dem Volk 
versprochen hat, sondern das Gegenteil ist einge­
treten. 

(Abg. Meixner: Goebbels mit seinen 80 000 -
Lebhafter Beifall) 

Die Gehälter der Minister und sonstigen Funk­
tionäre im Staate 

(Zuruf von de:r; SPD: Gauleiter!) 
sind gewaltig erhöht worden. Ich möchte sagen, daß 
man gerade von den Menschen, die nicht ganz un­
schuldig an dieser Entwicklung waren 

(Zurufe von der SPD) 
und vielleicht auch heute etwas dazu gesagt haben, 
damals nichts gehört hat, als der „große Führer" 
für seinen Obersalzberg 980 Millionen Reichsmark 
alJein für sich verbaut hat. 

(Bravo! bei der CSU - Zurufe von der BP: 
Das ist unlogisch!) 

- Ja, das ist unlogisch. Wir verstehen, warum es 
unlogisch sein muß: Weil Sie sich schuldig fühlen! 

(Abg. 'Dr. Baumgartner: Wer denn? - Er..; 
regte Zurufe von der BP, darunter: Uner­
hört! - Schämen Sie sich! - Abg. Dr. Baum­
gartner, der auf das Rednerpult zugeht: Wer 

fühlt sich schuldig?) 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter 
Dr. Baumgartner, ich fordere Sie auf, Ihren Platz 
einzunehmen! 

(Abg. Dr. Baumgartner: Das ist eine uner­
hörte Beleidigung, das könl'l.en wir uns nicht 
bieten lassen! Weisen Sie das zurück, Herr 
Präsident! - Gegenruf von links: Dann ma­
chen Sie keine so dumrnen Zwischenrufe! - . 

Allgemeine große Unruhe) 
- Ich fordere Sie nochmals auf, Ihren Platz ein­
zunehmen! 

(Abg. Dr. Baumgartner: Weisen Sie das zu­
rück, Herr Präsident! Wir können uns das 

nicht bieten lassen!) 

Haas (SPD): Herr Kollege Baumgartner: Ich habe 
nicht Sie beleidigt, ich habe den Abgeordneten 
Geislhöringer angesprochen! 

(Abg. Dr. Geislhöringer: Herr Präsident, ich 
lasse mir das nicht gefallen, das ist eine Un­
gezogenheit! Das verbitte ich mir! - Abg. 
Dr. Baumgartner: Herr Präsident, seien Sie 
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nicht parteiisch, weisen Sie das zurück! 
Abg. Haußleiter: Einseitige Geschäftsfüh­
rung! --'- Abg. Dr. Geislhöringer: Ich war 
nicht bei der Partei! - Anhaltende erregte 
Zurufe von der BP, besonders von Dr. Geisl-

höringer) 

P1·äsident Dr. Hundhammer: Ich bitte, den Red­
ner aussprechen zu lassen! Dann können Sie Stel­
lung nehmen. 

(Anhaltende große Unruhe - Abg. Dr. Baum­
gartner: Da ziehen wir aus! - Gegenruf von 
links: Dann ziehen Sie doch aus! Abg. 
Dr. Baumgartner: Unverschämt ist sowas! -
Die Mehrheit der BP verläßt den Sitzungssaal) 

Ich bitte den Redner fortzufahren. 

Haas (SPD): Man hat kein Wort darüber gehört, 
als man nach 1945 erfuhr, daß. ein Hermann Göring 
und verschiedene andere zum Beispiel Geburts­
tagsgeschenke an den Herrn von Ribbentrop in der 
Stärke eines Goldbarrens von fünf Kilogramm usw. 
gemacht haben. 

Heute spricht niemand mehr darüber. Man 
spricht von Erhöhungen der Ministergehälter, man 
spricht von Verbeamtung der Minister. Es geht 
aber nicht darum, die Ministergehälter zu erhöhen , 
oder eine Verbeamtung der Minister durch dieses 
Gesetz zu erreichen, sondern die Minister erhalten 
lediglich das Amtsgehalt nach der. Besoldungs­
gruppe, das in diesem Gesetz aufgeführt ist. Wir 
haben in der letzten Zeit für die Beamtenschaft 
verschiedene Sonderregelungen getroffen durch die 
Anpassung der Amtsgehälter ·an tarifliche Rege­
lungen. Ist es denn nicht möglich, bei Erhöhungen 
der Beamtengehälter auch die Minister entspre­
chend zu berücksichtigen? Denn wenn in Zukunft 
noch weitere Erhöhungen der Beamtengehälter ein­
treten würden, führte dies bei der ·jetzigen Hand­
habung der Ministergehälter zu dem Zustand, daß 
die hohen Staatsbeamten in jeder Weise besser ge­
stellt wären als die Minister. Ich möchte doch be­
haupten, daß es nicht mehr als Anstand ist, wenn 
wir den verantwortlichsten Persönlichkeiten in un­
serem Staate eine entsprechende höhere Stellung 
und Besoldung einräumen oder sie mindestens den 
hohen Bea!XJ.ten des Staates gleichstellen. 

Uns Sozialdemokraten ist heute in der Aus­
sprache manches gute Argument an die Hand ge­
geben worden. Wir wunderten uns darüber, daß 
Kollegen erklärten: Schauen Sie, was ein Arbeits­
loser hat, was ein Schneeräumer hat! Als die Sozial­
demokratie in früherer Zeit und auch heute für 
eine Erhöhung der Gehälter und Löhne der unteren 
Schichten eingetreten ist, hat man erklärt, das sei 
eine öde Gleichmacherei. Wir sind verwundert, daß· 
man heute sagt - es klang so durch-, ein Mini­
ster sollte ebensoviel erhalten wie ein Schnee­
räumer. Meine Damen und Herren! Wir verlieren 
heute im Staate schon sowieso viele hohe Beamte 
und Angestellte, wahrscheinlich die besten, weil 
der Staat nicht in der Lage ist, die hohen Gehälter 
zu zahlen, die die Privatindustrie bezahlen kann. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Sprechen Sie die Amtsleiter der einzel.nen staat­
lichen Behörden! Sie werden Ihnen ein Jammerlied 
vorsingen über den Verlust der besten Angestellten, 

(Sehr gut!) 
. weil sie sie einfach nicht mehr halten können. 

Uns ist vorgeworfen worden, daß wir uns bei 
dieser Debatte sehr ruhig verhalten. Ich ·möchte 
diesen Herren Kollegen sagen: Wir haben aus An­
stand geschwiegen. Ich möchte wiederholen, was 
der Herr Kollege von Franckenstein vorhin gesagt 
hat: Als damals die Unkostenerhöhungen für di~ 
Abgeordneten gekommen sind, hat sich auch nie­
mand gerührt; das ist stillschweigend hingenom­
men worden. Wenn wir heute für unsere Minister 
eine anständige Regelung ihrer Besoldung, die seit 
1946 nicht mehr geregelt war, treffen, dann sollten 
wir soviel Anstand besitzen und uns genau so ver...: 
halten, als sich damals die Minister uns gegenüber 
verhalten haben. 

(Beifall bei der CSU) 

Es ist darüber geklagt worden, daß man für die 
Arbeitslosen nichts tue. Ich darf Ihnen sagen: Wir 
werden Ihnen noch im Laufe des heutigen Tages.. 
Gelegenheit geben, zu einem Dringlichkeitsantrag 
Stellung zu nehmen. Wir wollen hoffen, daß man 
genau so warmherzig für eine Unterstützung der 
Arbeitslosen eintritt, wie man es jetzt in diesem 
Zusammenhang gewesen ist. Ich glaube; so viel soll­
ten wir doch gelernt haben, daß wir solche Fragen 
in anständiger Form. regeln, und ich möchte davor 
warnen, in die Demagogie vergangener Zeiten zu 
verfallen. 

(Zustimmung bei CSU, SPD und. BHE) 

Denn sonst würden vielleicht auch die, die heute 
ver uns diese starken Worte gefunden haben, nicht 
mehr in diesem Hause sitzen. 

(Beifall auf allen Seiten mit Ausnahme 
der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer:. Im Anschluß an die 
ersten Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Raas hat sich hier eine Szene abgespielt, die bei 
der Erregung eines Teils der Mitglieder des Hohen 
.Hauses verständlich war, aber, nicht vertretbar ist. 
Ich möchte ausdrücklich feststellen, daß ich in Zu­
kunft ein Vordringen von Abgeordneten gegen das 
Rednerpult und gegen den Redner jedesmal mit 
einem Ordnungsruf rügen werde. Außerdem sind 
Zurufe gefallen „parteiische Geschäftsführung!" 
seitens der Abgeordneten Haußleiter und Dr. Baum­
gartner. Diese Bemerkungen möchte ich hier aus­
drücklich zurückweisen. Wenn der Abgeordnete 
Raas - das scheint der Anlaß zu der Erregung ge­
wesen zu sein - in seinen Ausführungen bemerkt 
hat: „Sie fühlen sich mitschuldig", so ist das eine 
Bemerkung gewesen, die von denen, die er ange­
sprochen hat, zurückgewiesen werden kann, die 
aber für den Präsidenten kein Anlaß war, gegen­
über dem Redner einzuschreiten. 

Nunmehr ist die Frau Abgeordnete Dr. Malluche 
gemeldet; ich erteile ihr das Wort. 

Dr. Malluclle (fraktionslos): Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Der Herr KollE~ge Raas hat so-
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eben einige Argumente für die Annahme des vor­
liegenden Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes Nr. 52 über Gehalt und Velsorgung 
der bayerischen Minister vorgetragen. Dabei hat er 
zunächst 

(Zuruf von links) 

ein Argument gebracht, das höchst interessant war 
und das ich glaube zurückweisen zu müssen, und 
zwar nicht im Sinne von Leuten, die s.ich irgendwie 
schuldig fühlen, sondern, wenn es mir erlaubt ist, 
im Sinne der bayerischen Herren Minister selbst. 
Er hat gesagt, nach 1933 habe eine Gruppe von 
Menschen, die vorher auf die Ministergehälter ge­
schimpft hatte, selbst sehr hohe Ministergehälter 
und Zuwendungen empfangen. Deswegen, so hat er 
argumentiert, dürfe man sich auch heute nicht über 
eine Erhöhung der Ministergehälter aufregen. 

Ich glaube, wenn hier jemand zu sprechen hätte, 
wären es die Herren Minis t er ; denn die hätten 
zu sagen: Nicht, weil damals F eh 1 e r gemacht 
worden sind, wollen wir heute - wenn auch klei­
nere - Fehler wieder h o 1 e n. Sie hätten viel­
mehr zu sagen: Dieses Argument, lieber Kollege 
Haas, ist völlig falsch und schief. 

Es sind Fehler gemacht . worden, wir wissen es. 
Darin stimmen wir Ihnen zu, ,Herr Kollege Raas, 
daß es eine riesengroße Enttäuschung war, als 
Menschen, die zunächst auf hohe Gehälter ge­
schimpft hatten, sich selbst dann noch höhere Ge­
hälter zumaßen. Aber diese Enttäuschung heute 
anzuführen und zu sagen: ihr dürft nicht böse sein, 
wenn wir wieder die Gehälter erhöhen, damals war 
es genau so - das ist ein dummes, kein ernsthaftes 
Argument. Ich glaube, das hat der Debatte nur ge­
schadet und nicht genützt. Wenn man in diesem 
Hause von Demagogie und von mangelndem Niveau 
der Debatte spricht, dann darf man auf alle Fälle 
nicht so schräg und schief argumentieren. 

Ich möchte sagen, daß es völlig anders ist: Gerade 
weil heute viele Menschen und vielleicht ein großer 
Teil der Opposition auf dem Standpunkt stehen, 
man dürfe Fehler nicht wiederholen, sondern es 
wäre wichtig, daß die Minister die Verbindung mit 
dem Volk suchen und das Vertrauen des Volkes 
finden, sollten sie vielleicht auf solche Erhöhungen 
verzichten. Es steht mir nicht zu, ihnen das zu 
raten, aber das ist das Argument, das uns bewegt. 
Es sollen also nicht Fehler wiederholt und durch 
eine Erhöhung der Ministergehälter das Vertrauen 
im Volk untergraben und eine schlechte Stimmung 
im Volk erzeugt werden. In einer Notzeit wäre es 
vielmehr richtig, zunächst einmal die kleinen Ge­
hälter und Löhne so aufzubessern, daß die Men­
schen existieren können, ehe wir - wenn es dem 
Volk einmal besser geht - auch die Gehälter unse-
rer Minister erhöhen können. · · 

Wir glauben deshalb, heute und in diesem Sta­
dium der Entwicklung einem solchen Gesetzes­
antrag nicht zustimmen zu können. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als vorerst letzter 
Redner ist gemeldet der Herr Abgeordnete 
Dr. Geislhöringer; ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Geislhöringer (BP): Meine Damen und Her­
ren! Ich hatte nicht die Absicht, zu diesem Thema 
zu sprechen. Ich bin lediglich durch die unverant­
wortlichen Angriffe des Herrn Abgeordneten Raas 
dazu herausgefordert worden, der mich als mit­
schuldig an der verschwenderisChen Geldhinaus­
schmeißerei im Dritten Reich angesprochen hat. 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD - Glocke) 
Er hat ausdrücklich erklärt, „Sie fühlen sich mit­
schuldig" und er hat gesagt, er habe mich damit 
gemeint. Warum ausgerechnet ich mitschuldig sein 
soll, verstehe ich nicht; denn ich kann wirklich 
sagen, ich war im Dritten Reich nicht beteiligt. Hof­
fentlich war jeder von Ihnen so wenig beteiligt wie 
ich. Ich will mich deshalb auch nicht weiter auf­
regen; denn wenn der Kollege Raas die Meinung 
hat, ich sei mitschuldig gewesen, so will ich ihm 
seinen Kinderglauben nicht rauben. 

Worum handelt es sich denn? Ich habe im Haus­
haltsausschuß zu der Sache gesprochen und wollte 
heute nicht mehr sprechen. Ich habe gesagt: Es fällt 
mir doch auf, daß ausgerechnet die SPD die Ver­
fechterin dieser Einkommenserhöhung ist; denn 
früher hörte man's anders, und ich selbst war es, 
der im Haushaltsausschuß erklärt hat, 

(Zurufe von der SPD) 
c das erinnere mich an die Zeiten des Dritten Reiches, 

beziehungsweise an die Zeit vorher. Als die Herren 
Nazi noch nicht an der Regierung waren, haben sie 
gesagt, 12 000 Mark seien genug, und als sie dann 
an <;ler Regierung waren, hat man nichts mehr da­
von gehört. Und so war es auch bei Ihnen hier 
(zur SPD) meine Herren. 

(Erregter Widerspruch bei der SPD - Leb-
hafter Beifall bei der BP) 

Als die SPD noch nicht an der Herrschaft war, hat 
es geheißen, von einigen tausend Mark an ist man 
Großverdiener, dafür braucht man nichts zu geben, 
einen solchen kann man mit Steuern nicht genug 
schröpfen, da brauchen wir die Steuerprogression. 
Ich habe gesagt: Sehen Sie, so ändern sich die Zei­
ten und die Ansichten, weil Sie jetzt in der Regie­
rung sind. Vielleicht, habe ich gesagt, wollen Sie 
jetzt eine Gewerkschaft der ~inister gründen, weil 
nach ihrer Meinung die Minister zu wenig ver­
dienen? Ich habe gesagt: Weil Sie jetzt in der Re­
gierung sind, sind Sie auch für ·die Erhöhung der 
Gehälter. Wären Sie nicht drin, wären Sie in der 
Opposition, meihe Herren, dann hätte ich Sie nicht 
schreien hören mögen. Im Vergleich zu dem, was 
Sie alles gesagt hätten, 

(Widerspruch bej. der SPD) 
wären wir Waisenkinder. 

Ich kann Ihnen zu Ihrer Beruhigung sagen, Herr 
Kollege Raas: Ich war nicht Nazi und verwahre 
mich gegen eine solche Behauptung. Sie können ja · 
nachforschen; man kennt mich in Augsburg. Kol­
lege Ospald wird Ihneh bestätigen, daß ich in Augs­
burg ganz bestimmt nicht als Nazi bekannt war. Ich 
habe mir darauf nichts eingebildet und habe mich 
auch nicht als Widerstandskämpfer ausgegeben. 
Aber ich muß mir doch verbitten, mich an jenen 
überflüssigen Luxusausgaben als mitschuldig zu 
bezeichnen; das ist schon eine grobe Entgleisung. 



Bayerischer Landtag - 122. Sitzung. Donnerstag, den 18. Dezember 1952 543 

(Dr. Geislhöringer [BP]) 

Zugunsten des Kollegen Haas möchte ich anneh­
men, daß es nur eine Entgleisung war. Und wenn 
er gesagt hat „jetzt gehen die Nazi hinaus" - nun, 
ich bin auch hinausgegangen, aber nur, weil ich 
seine Anwürfe nicht mehr ruhig anhören wollte. 
Und das, bitte, wollen Sie sich _gesagt sein lassen: 
Ich gehöre nicht zu den „Nazi". 

(Beifall bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich •erteile das Wort 
dem Herrn .A!bgernrdneten von Knoeringen. 

von Knoeringen (SPD): Meine Damen und Her­
ren! Die Ausführungen des Herrn Dr. Geislhörin­
ger veranfassen mich, eines ganz klar festzustellen: 
Die Sozialde:µiokratische Partei war in der letzten 
Legis1aturperiode in diesem Holhen Hause in der 
Opposition iund hat niemaJs. die Gehälter der Mini-
ster angegriffen, · 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
die nicht unserer Partei angehörten, weil sie eine 
verantwortliche Opposition ibetrieben hat. 

(Heiterkeit bei der BP) 
Herr Dr. Geislihöringer, Sie haben ihier erklärt, die 
Sozialdemokratische Partei wür.de hier schreien, 
wenn sie nicht in der Regierung wäre. Ich weise 
d!as ganz entschieden zurück. 

{Widerspruch rbei der BlP) 
Die Opposition, die die Sozialdemokratische Pa·rtei 
in <liesem Haruse betrieben hat, war eine OpP.OSi" 
tion der Verantwortung. 

(Abg. Dr. Schweiger: Und in 1Bonn?) 
- Aruch in Bonn. Die Ministergeihälter in Bonn 
sind von der Sozialdemokratischen Partei nicht zur 
Diskussion gestellt worden. 

(Zuruf von der BP: Weil Sie ihoffen, Sie 
'bekommen sie aiuch einmal! - Gegenruf 

der Frau Aihg. Günzl) 
Es ist recht und billig, daß das in dieser Frage im 
Bund angewandte Prinzip auch aruf Bayern über­
tragen wird. Das ist eine Verpflichtung, die wir 
haben, und allein von diese•r Verpflichtung aus­
gehend muß ein verantwortungsbewußter Aibge­
ordneter entscheiden. 

Damit, Hohes Haus, anel"kennen wir gleichfalls, 
daß es· richtig ist, wenn hier von der großen Not 
gesprochen wurde, die draußen im iande herrscht. 
Wir ha•ben in den letzten zwei Tagen und auch 
heute vormittag eine Reihe von Meldungen über 
Äußerungen des Unmuts und der Veribitterung an 
allen Aribeitsämtern in Bayern bekommen, weil es, 
da die Bundesregeliung ·auf Baye·rn angewandt 
wird, heuer nicht möglich ist, den Arbeitslosen zu 
We:ithnachten eine Zuwendung zu gewähren. 

(Abg. Bantele: Seit einem Jahr weiß man, 
·daß Weihnachten kommt!) 

- Ja, Herr .A!bgeordneter, das müßte.man im Bund 
entscheiden, und im Bund hat die Sozialdemokra­
tische P1artei den Antrag gestellt, auch den Arbeits­
losen Weihnachtszulagen zu gewähren. Es ist zu 
überlegen, ob dieses Hohe Haus sich nicht noch 

vor seinem Auseinandergehen mit der Frage der 
Möglichkeit der Gewä!hrung von Weihnachtszuwen­
dungen in dersefüen Höhe wie im v•ergangenen 
J ahT beschäftigt. Das ist allerdings eine sehr ernste 
Frage, weil wir damit in gewisse Schwierigkeiten 
kommen. Wir werden ja dann zu einem solchen 
Antrag die. Ste1lungnahrne des Staatsminister:Lums 
der Finanzen zu !hören !bekommen. Es würde sich 
um f r e i w i 11 i g e Zuwendungen des bayerischen 
Staates 1hiandeln. Bei der großen Auseinander­
setzung um den A'llsgleich des bayerischen Staats­
ihaushalts, voT der wir steihen, wäre das im Ver­
hältnis zum Bund zweifellos ein nicht sehr gutes 
Argument für uns. In diesem Hohen Haus muß 
jedenfalls - und diese Verpflichtung wollen wir 
anerkennen -, ehe wir in die Weihnachtsferien 
gehen, die Frage ernsthaft geprüft werden, ob wir 
als bayerische Aibgeordnete in der Lage sind, einen 
solchen Beschluß zu fassen. 

D:i!ese Verpflichtung anerkennen wir; alber das 
mit der Angelegenheit der Anpassung der Bezüge 
der bayerischen Minister an die all.gemeinen Rege­

. 1ungen im Bund zu verbinden, ist ganz un:liair. 

r(.A!bg. Dr. Strosche: Richtig!) 

Aus diesem Grunde '.'.'Ce.::::::: i~ mich auch dagegen. 
Wenn wir schon über das Prinzip der Entlohnung 
überhaupt sprechen wollen, so ist ja in diesem 
Haiuse wiederholt darauf hingewiesen worden, daß 
der Staatsbeamte zwar eine hohe Verpfi.ichtung 
und Verantwortung trägt, eine noch höhere aber 
der iMinister. Ich kenne iheute Minister, meine Da­
men und Herren, die in der schwersten Zeit diesem 
Land alles gegerben harben, was sie .geben konnten, 
rund heute rrtit 200 DM auskommen müssen. Auch 
das ist ein unwürdig·er Zustand für einen S1:Jaat. 
Man soU nicht Bezie!hungen herstellen, die in der 
Öffentlichkeit rbei Leiuten, die die wirklichen Ver­
ihältnisse nicht kennen, zweifellos eine gewisse 
Propagandawirrkung haben. Das ist eine sehr bil­
lige Propaganda! 

(A1bg. Dr. Strosche: Sehr richtig!) 

Das ist eine sehr wirkungsvolle Propagranda, aber 
eine Propaganda gegen den Staat, gegen die Frei­
heit, gegen die Demokratie! 

{Le1bhafter Beifall, außer bei deT BP und 
den fraktionslosen Ab.geordneten) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile weiter 
das Wort dem !Herrn Abgeordneten Haas. 

Haas {SPD): Meine •Damen und Henen! Ich sehe 
mich zu einigen Feststellungen veranlaßt. Ich 
möchte ausdrücklich rbetonen, daß !ich nicht die 
Bayernpartei in ihrer Gesamtheit gemeint hatte. 
Ich glaube, der Herr Kollege Dr. Geislhöringer 
nimmt mir vielleicht einen zu harten Ausdruck 
nicht übel; denn wir hatten auch schon oft Gele­
genheit, Herr Kololege Dr. Geislhöringer, uns über 
allzu harte Ausdrücke von Ihnen zu empören. 

(AJbg. Dr. Strosche: Und Sonntagsreden 
seit neuester Zeit!) 

Ich möchte noch besonders feststellen, daß ich 
Ihnen nicht direkt vorgeworfen ha1be, daß Sie 

6 
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schuldig sind. Ich !haibe vielmehr, soweit !ich .mich 
erinnern kann, eriklärt: Dann fühlen Sie s!i.ch mit­
schuldig. Das 'bedeutet noch nicht, daß ich Sie für 
schuldig erklärt habe. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile d!as Wort 
dem Herrn Staatsminister der Finanzen. 

Zietsch, S1Jaatsm1nister: Hoihes Haus! Es sei mir 
gestattet, am Ende der Debatte einiges sachlich 
klarzustenen. Zunächst ist festzustellen, daß durch 
die Bei1age 3536, wie bereits im Haushaltsausschuß 
aufgeklärt wurde, die Beilage 1877 als zurückge­
zogen gilt. Da man dies hier noch einmal aufge­
worfen !hat, möchte ich das ausdrücklich klarstellen. 

Zum zweiten möchte ich :ll$ststellen, daß durch 
die Vorlage •auf Bei1age 3536 •am Charakter des 
Gesetzes Nr. 52 vom 5. September 1946 nichts ge­
ände·rt wird. Gewisse Dinge, die !hier auch in die 
Debatte geikommen .sind, haiben also eigentlich nicht 
zur Debatte gestanden. Denn es !handelt sich, wie 
ja auch aus der B.egründung zum Gesetzentwurf 
!hervorgeht, um eine Angleichung und nicht um 
irgendeine Sonderregelung. 

Weiter möchte ich feststellen, daß nach dem Ge­
setz Nr. 52 vom 5. September 1946 die Mitglieder 
des Kabinetts, da.s heißt die Mi!lli.ster und die 
Staatssekretäre, nicht Beamte sind. Weil !hier aber 
in ibesonderer VIJ.eise Äußerungen gefallen sind, 
möchte ich dem Hohen Hause in dem Zusammen­
hang doch den Artikel 57 unserer Verfassung zu­
rückrufen, in dem es folgendermaßen heißt: 

Der iMinisterpräsident, die Staatsminister 
und die Staatssekretäre dürfen ein anderes 
ibesoldetes Amt, einen Beruf oder ein Gewerbe 
nicht ausütben; sie dürfen nicht Mitglieder des 
Aufsichtsrats oder Vorstands einer privaten 
Erwerbsgesellschaft s.ein. Eine Ausnahme be­
steht für Gesellschaften, ibei denen der über­
wiegende Einfluß des Staates siche11gestellt ist. 

Der Artikel 57 unser·er ibayerischen Verfassung ist 
der einzige in dieser Art. Er verpflichtet jedes · 
Kabinettsmitglied, seine Arbeitskraft ganz, wie 
man sagt hundertprozentig und ausschließlich sei-· 
nem Amt zur Verfügung :ziu stellen. Es ist, soweit 
es aus der freien Wirtschaft kommt, gezwungen, 
sämtliche wirtschaftlichen beruflichen Bindungen 
für diesen Fall aufzugeben. Ich 1betone nochmals: 
Di:e Kaibinettsmitgl!i.eder sind nicht Beamte und 
e:rlhalten nur das, was im Gesetz Nr. 52 festgesetzt 
ist: 

Wenn man die Begründung zur Gesetzesvorlage 
sehr sorgfältig liest -:-'- und das scheint nicht in 
aHen Fällen geschehen zu sein; denn in der Dis­
'kussion hat man diavon nicht gesprochen -, sieht 
man klar, daß es sich um eine Angleichung handelt. 
In der Begründung zum Gesetzentwurf heißt es, 
daß die nach dem Gesetz Nr. 52 festgesetzten Amts­
bezüge der Mitglieder der Staatsregierung, bei den 
Staatsministern dem Grundgehalt der Besoldungs­
gruppe 2 und bei den Staatssekretären dem Grund­
gehalt der Besoldungsgruppe 3a, der Reichsbesol­
dungsordnung B angeglichen sind. Was nun ge-

schehen soll, ist, daß an die Stelle der seit Sep­
tember 1946 unverändert gebliebenen festen Be­
träge das treten soll, was in Wirklichikeit seinerzeit 
die Grundlage für diese festen Beträge gebildet 
ihat, nämlich, wie in der Vorlage vorgesehen, die 
Bezüge nach der Besoldungsgruppe B 2 und B 3 a ' 
sowie der besondere Zusch1ag für den Herrn Mini­
sterpräsidenten. Das ist das Wesen der Vorlage 
und darin bestelht die Änderung, die erfolgt. Daß 
sich iaus einer solchen Änderung die Tatsache er­
gilbt, daß die Kabinettsmitglieder die Zulagen, die 
wegen der inzwischen eingetretenen Teuerung seit 
dem 1. April 1951 sämtlichen Staatsibediensteten 
und in der freien Wirtschaft in entsprechender 
Weise sämtlichen Direktoren, A:ribeitern und An­
gestellten gewährt worden sd.nd, nunmehr endlich 
auch bekommen sollen, das ist der Sinn der Vor­
Lage. Was den Zeitpunkt betrifft, von dem aib sie 
diese beikommen soil.len, so iSt es woihl eine Sefüst­
verständlichkeit, daß es nicht der 1. April 1951 
sein kann. Darüber braucht man ked.n Wort zu ver­
lieren. Das ist die ganze Situation. 

.Wenn man also die Festlegung des Gesetzes vom 
5. September 1946 für richtig betrachtet ihat, dann 
ist es nur logisch, bei dieser ednfächen Umänderung 
wenigstens die Relation aufrecht zu erhalten, wie 
schon richtig ges1agt wo:vden ist, und da1bei die 
Teuerung zu lberücksii.chtigen. Etwas anderes ste!J.t -
nicht zur Deibatte. 

Es sei mir versagt, auf die teilweise ibilligen 
demago.gischen Ausführungen in · der 1 Diskussion 
e•inzugehen. Ed.nes aber möchte ich schon sagen, 
meine Damen und Herren: daß man iaus der Dis­
kussion als Katbinettsmitgilied einige Schlußfolge­
rungen ziehen könnte. Sie dürfen überzeugt davon 
sein, daß wir 1al.le im Kabinett diurchaus in der 
Lage sind, auch in unseren Eerufen unser Ge1d zu . 
verdienen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Ich !habe den Eindruck:, daß mancher von •1.m.s, der 
nicht Beamter ist, sich· wahrscheinlich günstiger 
stellen wü:vde als ihier, und er 'bräuchte sich setin 
Geföalt dann nicht vorrechnen zu lassen. 

{Lebhafter Beifall ibei der SPD und rum 
Teil ibei der OSU) 

Im üibri.gen, meine Damen und iHerren, möchte 
ich nur noch feststeüen, daß wfr in Bayern mit 
dieser Regelung die 1 et z t e n unter neun Ländern 
sind. 

{Emeuter Beifarl) 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Aussprache ist 
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. 

Zunächst ist über den vom Herrn Abgeordneten 
Dr. Lippert gestellten Antrag auf Rückverweisung 

· der ganzen Materie an den Auschuß zu entscheiden. 
Wer diesem Antrag beitritt, wolle sich vom Platz 
erheben. - Das ist die Minderheit. Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Ferner ist namentliche Abstimmung über die An­
gelegenheit beantragt worden. Ich nehme an, daß 
der Antragsteller die Schlußabstimmung über das 
ganze Gesetz gemeint hat. 

(Zuruf: Ja!) 
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- Das ist so beabsichtigt; dann wird dementspre­
chend verfahren. 

Ich rufe nunmehr auf den § 1 des Gesetzes. Der­
selbe lautet: 

(1) Art. 1 Abs. 1 Ziff. 1 des Gesetzes über 
Gehalt, Ruhegehalt und Hinterbliebenenver­
sorgung der Mitglieder der bayerischen Staats­
regierung vom 5. September 1946 (GVBL 
S. 369) in der Fassung des § 2 des Währungs­
gesetzes vom 20. Juni 1948 (GVBL S. 211) er­
hält folgende Fassung: 

„1. ein Amü;gehalt, und zwar 

der Ministerpräsident in Höhe der jeweili­
gen Gehaltsbezüge eines Beamten der Be­
soldungsgruppe 2 zuzüglich eines Zuschlags, 
der 6 vom Hundert des in diesen Bezügen 
enthaltenen Grundgehalts beträgt und als 
Bestandteil des Grundgehalts gilt, 

die Staatsminister in Höhe der jeweiligen 
Gehaltsbezüge eines Beamten der Besol­
dungsgruppe 2 und 
die Staatssekretäre in Höhe der jeweiligen 
Gehaltsbezüge eines Beamten der Besol­
dungsgruppe 3 a 

der Reichsbesoldungsordnung B." 
(2) Art. 1 Abs. 1 Ziff. 2 entfällt; Ziff. 3 wird 

Ziff. 2. 

(3) Art. 1 Abs. 2 Satz 2 entfällt. 
Wer diesem Paragraphen die Zustimmung er­

teilt, wolle sich vom Platz erheben. - Ich bitte um 
die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Der 
§ 1 ist mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe auf den § 2, der den Zeitpunkt des In­
krafttretens des Gesetzes festlegt. Ich schlage als 
Zeitpunkt des Inkrafttretens den 1. Januar 1953 
vor. - Das Hohe Haus ist damit einverstanden; es 
erhebt sich keine Erinnerung. Damit ist auch der 
§ 2 angenommen. Die erste Lesung ist somit be-
endet. -

Ich schlage vor, unmittelbar die zweite Lesung 
folgen zu lassen. - Das Hohe Haus ist damit ein­
verstanden. 

Wir treten in die zweite Lesung ein. Ich eröffne 
die Aussprache. Erfolgt eine Wortmeldung. - Das 
ist nicht der Fall. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung nach den Be­
schlüssen der ersten Lesung. Ich rufe auf de:r;i § 1. 
- Ohne Erinnerung. 

§ 2. - Ohne Erinnerung. 

Ich stelle fest, daß die beiden Paragraphen die 
Zustimmung des Hauses auch in der zweiten Le­
sung, die damit beendet ist, gefunden haben. 

Wir kommen zur SChlußabstimmung über das 
ganze Gesetz. Dieselbe erfolgt, wie beantragt, 
namentlich. 

Ich bitte, mit dem Namensaufruf zu beginnen. -

Das Alphabet wird wiederholt. -

Die Abstimmung ist geschlossen. 

Die Sitzung wird zur Feststellung des Ergebnis­
ses unterbrochen. -

Die Beratungen sind wieder aufgenommen. Es 
sind abgegeben worden insgesamt 177 Stimmen. 
Davon lauten auf Ja 105, auf Nein 29, auf „Ich ent­
halte mich" 43. 

Mit Ja stimmten die Abgeordneten: 

Dr. Ankermüller, Bachmann Georg, Bachmann 
Wilhelm, Bauer Georg (BHE), Baumeister, Baur 
Anton, Baur Leonhard, Beier, Bitom, Dr. Bungartz, 
Demeter, Dietl, Donsberger, Dotzauer, Drechsel, 
Eberhard, Dr. Eckhardt, Eder, Eichelbrönner, Elsen, 
Elzer, Euerl, von Feury, Dr. Fischer, Förster, von 
und zu Franckenstein, Dr. Franke, Frenzel, Freundl, 
Gabert, Gaßner Wilhelm, Geiger, Gräßler, Greib, 
Günzl, Haas, Hagen Georg, Haisch, von Haniel­
Niethammer, Hauffe, Helmerich, Hettrich, Hofmann 
Engelbert, Hofmann Leopold, Huber, Dr. Hund­
hammer, Dr. Jüngling, Junker, Karl, Kerber, Kiene, 
von Knoeringen, Kramer, Kraus, Krüger, Kunath, 
Kurz, Dr. Lacherbauer, Laumer, Lindig, Luft, Lutz, 
Mack, Meixner, Michel, Müller, Nagengast,. Narr, 
Op den Orth, Ortloph, Ospald, Piechl, Piehler, Pi­
per, Pittroff, Prandl, Dr. von Prittwitz und Gaffron, 
Puls, Dr. Schedl, Scherber, Schmid, Schmidramsl, 
Dr. Schubert, Schuster, Dr. Seitz, Simmel, Sittig, 
Stain, Stegerer, Sterzer, Stöhr, Strenkert, Strobl, 
Dr. Strosche, Thanbichler, Thieme, Volkholz, Walch, 
Dr. Weigel, Weishäupl, Wimmer, Wolf Franz, 
Dr. Zdralek, Zehner, Zillibiller. 

Mit Nein stimmten die Abgeordneten: 

Bantele, Dr. Baumgartner, Dr. Becher, Engel, 
Dr. Fischbacher, Frank, Gegenwarth, Dr. Geisl­
höringer, Hadasch, Haußleiter, Höllerer, Klammt, 
Klotz, Kotschenreuther, Lallinger, Lang, Lechner 
Hans, Lechner Josef, Dr. Lippert, Dr. Malluche, 
Pfeffer, Rabenstein, Reichl, Strohmayer, Dr. Sturm, 
Thellmann-Bidner, Ullrich, Weinhuber, Dr. Wüll­
ner. 

Mit „Ich en_thalte mich" stimmten die Abgeord-
neten: " 

Bauer Hannsheinz, Bezold, Bielmeier, Dr. Brü­
cher, Demmelmeier, Drexler, Dr. Eberhardt, Eisen­
mann, Ernst, Falk, Frühwald, Gaß_ner Alfons, 
Dr. Guthsmuths, Dr. Haas, Heigl, Dr. Hoegner, ·Ho­
fer, Dr. Keller, Knott, Dr. Kolarczyk, Köhler, 
Krehle, Lanzinger, Mergler, Mittich, Nerlinger, 
Dr. Oberländer, Priller, Riediger, Roßmann, von 
Rudolph, Saukel, Dr. Schier, Dr. Schlägl, Dr. Schön­
ecker, Schreiner, Dr. Schweiger, Sebald, Seibert, 
Dr. Seidel, Weggartner, Wolf Hans, Zietsch. 

Damit -ist das Gesetz in der Schlußabstimmung 
angenommen. 

Das Gesetz hat den Titel: 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Gehalt, 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung der 
Mitglieder der bayerischen Staatsregierung. 

Ich stelle fest, daß auch die Überschrift des Ge­
setzes die Zustimmung _des Hauses gefunden hat. 

Ich rufe nunmehr auf die Ziffer 9 der Tagesord­
nung: 

Schreiben des Ministerpräsidenten vom 17. No­
vember 1952 zum Landtagsbeschluß vom 



546 Bayerischer Landtag - 122. Sitzung. Donnerstag, den 18. Dezember 1952 

(Präsident Dr. Hundhanimer) 

18. Januar 1952 (Beilage 2178) betreffend Ab­
standnahme von der Errichtung von DP-Woh­
nungen in der Nähe der Ackerbauschule Schön­
brunn. 

Der Landtag hat in seiner Sitzung vom 18. Ja-
nuar 1952 folgenden Beschluß gefaßt: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die in der 
Nähe der Ackerbauschule Schönbrunn beab­
sichtigten Wohnungsbauten für DPs auf einem 
anderen Staatsgelände, wo gleichzeitig Ar­
beitsmöglichkeiten geboten sind, zu errichten. 

Mit Schreiben vom 20. Februar 1952 hat der Herr 
Ministerpräsident die Gründe dargelegt, die den 
Ministerrat veranlaßt haben, den Bau von 144 DP­
Wohnungen auf dem vorgesehenen Gelände durch­
zuführen. Der Rechts- und Verfassungsausschuß 
hat sich in seiner 86. und 87. Sitzung mit dieser 
Angelegenheit befaßt und beschlossen, dem Älte­
stenrat folgenden Antrag vorzulegen: 

Der Landtag besteht nicht auf der Durchfüh­
rung seines Beschlusses vom 18. Januar 1952 
betreffend die Errichtung von DP-Wohnungen 
in der Nähe der Ackerbausqhule Schönbrunn. 

Der Ältestenrat hat sich in seiner 43. Sitzung vom 
21. Mai 1952 diesem Antrag angeschlossen. In der 
Vollversammlung vom 18. September 1952, in. der 
über die Stellungnahme des Ausschusses, des Älte­
stenrats und des Herrn Ministerpräsidenten berich­
tet wurde, hat der Landtag jedoch beschlossen, die 
Behandlung der Angelegenheit auszusetzen, da 
- so wurde damals von einem Abgeordneten mit­
geteilt - möglicherweise ein anderer Bauplatz für 
DP-Wohnungen in Frage komme, der geeignet 
wäre. 

Mit Schreiben vom 17. November 1952, das dem 
Hohen Hause vorliegt, teilt der Herr Ministerpräsi­
dent mit, daß das betreffende Grundstück nicht 
geeignet sei. Nun hat sich der Ältestenrat nochmals 
mit der Sache befaßt. Er empfiehlt dem Hohen 
Hause, es jetzt endgültig bei der Stellungnahme zu 
belassen, derzufolge der Landtag nicht auf der 
Durchführung seines Beschlusses besteht. 

Ich glaube, nachdem diese Sache jetzt so lange 
herumgezogen worden ist und sich alle Gremien 
und Ausschüsse des Landtags damit befaßt haben, 
wäre es richtig, sie dadurch zum Abschluß zu 
bringen, daß man die Empfehlung des Ältesten­
rats annimmt. 

Der Herr Abgeordnete Schuster meldet sich zum 
Wort. Ich erteile ihm das Wort. 

Schuster (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! 
Mir fällt es nicht leicht, gegen die Empfehlung des 
Ministerrats und des Ältestenrats zu sprechen. Die 
große Sorge um die Anstalt in Schönbmnn zwingt 
mich aber dazu, doch noch einige Sätze zu sagen. 
Es liegt eine Gefährdung der Schule vor. Wenn da­
von gesprochen wird, die Schule sei zwei ~ilome­
ter Luftlinie vom beabsichtigten Bauplatz entfernt, 
so muß kh sagen: Es geht nicht um das Schul­
gebäude allein, sondern es geht darum, daß die 
Grundstücke der Schule, auf denen die Schüler 

arbeiten müssen, bis auf einige Meter an das Ge­
lände herangehen. Auf der anderen Seite führt ein 
Weg durch den Auwald. Es darf nur eine einzige 
Belästigung erfolgen, und der Ruf der Schule ist 
weg. Ich möchte doch bitten, diesen Gedanken in 
erster Linie zu erwägen und den Ruf einer Schule 
nicht zu gefährden, in die man zur Zeit noch 
420 000 DM neu investiert. 

Ein weiterer sehr wesentlicher Punkt ist, daß 
das Gelände, auf dem der Millionenbau zu errich­
ten ist, derart klein und ungeeignet ist, daß ich 
mich nicht davon überzeugen kann, das Ersatz­
grundstück könne deswegen nicht herangezogen 
werden, weil es zu klein sei. Das Ersatzgrundstück 
kann nicht kleiner sein, als das Grundstück in der 
Nähe der Sclrnle, auf dem die Gebäude errichtet 
werden sollen. Wir haben uns im Landwirtschafts­
ausschuß selbst davon überzeugt: Man kann dort 
weder einen Garten, noch einen Wäschetrocknungs­
platz noch einen Kinderspielplatz anlegen. In ein 
derartiges Gelände verlegt man keinen Bau, der 
so hohe Mittel verschlingt. Das ist einer der we­
sentlichen Gründe, die gegen den Bau der DP­
Wohnungen an diesem Ort sprechen. 

Ein weiterer Grund ist der: Wir wollen diese 
Wohnungen doch später einmal für unsere Vblks­
genossen verwenden. Es sollen in das Gebäude · 
Wohnungen hineinkommen, in denen b a y er i -
s c h e Arbeiter wohnen. Man kann sie nicht dazu 
verurteilen, in einem Kasernengelände mit so be­
grenztem Raum eine Wohnung zu beziehen. Die 
Wohnungen gehören an den Arbeitsplatz. Auch 
dieses Moment möge man in Rechnung stellen. „ 

Ich darf das Hohe Haus bitten, doch zu dem Ent­
schluß zu kommen, den seinerzeitigen Beschluß des 
Landwirtschaftsausschusses und den Beschluß des 
Landtags vom 18. Januar 1952 aufrechtzuerhalten. 

Wir müssen die Wohnungen an den Arbeitsplatz 
stellen. Bei gutem Willen kann ein Platz in Lands­
hut gefunden werden. Es sind mehrere Staats­
gründe dort, es sind auch Grundstücke dort, die 
tatsächlich bei Industriesiedlungen bebaut werden 
können. Ich bitte Sie, die Wohnungen nicht auf 
dem unglücklichen Platz in der Nähe der Acker­
bauschule zu errichten, sondern Mittel und Wege 
zu suchen, um zu einem anderen Bauplatz zu ge­
langen. Es liegen verschiedene Zeitungsnotizen 
vor, darunter eine mit der Schlagzeile „Die Kuh 
in den neugebauten DP-Wohnungen. Landshut soll 
einen Bauplatz für DP-Wohnungen ermitteln; an­
dere Städte warnen davor." Wenn andere Städte 
davor warnen und die Stadt Landshut sagt,. auch 
wir wollen von diesen Dingen womöglich nichts 
mehr wissen, so darf man nicht hergehen und ein 
Objekt wie die Kreisackerbauschule in Schönbrunn 
in der Weise gefährden. Ich bitte, den Beschluß 
vom 18. Januar 1952 aufrecht zu erhalten. 

, Präsident Dr. Hundhammer: Die Aussprache ist 
geschlossen. Wir kommen zur ,Abstimmung. 

Wer dem vom Ältestenrat dem Plenum empfoh­
lenen Beschluß auf Nichtaufrechterhaltung der 
früheren Beschlußfassung beitritt, wolle sich vom 
Platz erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. -
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Stimmenthaltungen? - Es ist so beschlossen, ent­
sprechend dem Vorschlag des Ältestenrats, den frü­
heren Beschluß nicht aufrechtzuerhalten. 

Hohes Haus! Es finden heute während der Mit­
tagszeit noch Koalitionsbesprechungen und viel­
leicht auch Fraktionsbesprechungen statt. Ich 
möchte deswegen vorschlagen, die Vormittagssit­
zung etwas früher zu beenden, aber noch eine In­
terpellation zu behandeln, die mir vorgelegt wor­
den ist. Wie mir der Erstunterzeichner der Inter­
pellation·, welche Grundstücksbeschlagnahmungen 
für einen Panzerübungsplatz betrifft, erklärt, wird 
er die Begründung sehr kurz halten. Der Herr 
Ministerpräsident hat bereits erklärt, daß er be­
reit ist, die Interpellation sofort zu beantwor.ten. 
Ich nehme an, daß es möglich ist, die Sache sehr 
rasch zu erledigen. - Das Haus ist damit einver­
standen, daß diese Interpellation vorweggenommen 
wird. 

Ich rufe auf: 

Int~rpellation der Abgeordneten Stain, Eichel­
brönne1· und Genossen betreffend Beschlag­
nahme von Grundstücken in der Gemeinde 
Großlangheim durch die Besatzungsbehörde 
(Beilage 3727). 

Ich erteile nunmehr das Wort dem Vertreter der 
Interpellanten, Herrn Abgeordneten Stain, das 
Wort zur Verlesung und Begründung der Inter­
pellation. 

Stain (BHE), Interpellant: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die Interpellation hat folgen­
den Wortlaut: 

In den letzten Tagen wurde das Landratsamt 
Kitzingen von der Besatzungsbehörde in Würz­
burg benachrichtigt, daß diese die Absicht habe, in 
der. Steuergemeinde . Großlangheim 32 Hektar 
Ackerfläche als Panzerübungsplatz zu beschlagnah­
men. Dies ist innerhalb weniger Monate der zweite 
Fall, daß von der Garnison Kitzingen aus Be­
schlagnahmen ausgesprochen werden, ohne vorher 
die bayerische Staatsregierung zu verständigen. 

Was gedenkt die bayerische Staatsregierung zu 
tun, um in Zukunft eine derartige Beunruhigung 
der Bevölkerung durch Maßnahmen untergeordne­
ter Besatzungsdienststellen zu vermeiden? 

Zur Begründung: Meine Damen und Herren! Ich 
habe bereits vor einigen Monaten an den Herrn 
Ministerpräsidenten eine ähnliche Absicht der Be­
satzungsmacht in Kitzingen und Würzburg in Form 
einer kurzen Anfrage herangetragen. Die Besat­
zungsmacht beabsichtigte, eine Straße vom Flug­
platz Kitzingen durch das bestehende Siedlungs­
gelände der Stadt Kitzingen bis zur Bundesstraße 8 
zu bauen. Auch damals war die Staatsregierung 
zumindest zu spät davon benachrichtigt worden. 
Die Situation war s.chon so weit gediehen, daß 
untergeordnete Besatzungsdienststellen auf direk­
tem Wege die örtlichen Behörden unter einen ge­
wissen Druck gesetzt hatten, so daß die örtlichen 
Behörden schon mehr oder weniger· dieser Maß­
nahme zustimmten. 

Vor vierzehn Tagen traf nun eine Voranmeldung 
ein, daß wiederum wahrscheinlich derselbe Kom­
mandeur des Fliegerhorsts Kitzingen, der einen 
gewissen Landhunger zeigt, über seine Dienst­
stelle in Würzburg an das Landratsamt das Ver­
langen gestellt hat, von der Gemeinde Großlang­
heim ein Gelände in der Größe· von 32 Hektar zu 
beschlagnahmen, obwohl dieses Gelände nicht ein­
mal direkt an den Flugplatz anschließt. 

Während dieser vierzehn Tage wurde verhan­
delt und durch die Besatzungsdienststelle in Würz-

. burg zugesichert, die Sache würde sich ruhig ab­
spielen. Vorgestern kam nun: in Form eines Befehls 
an das Landratsamt Kitzingen der Auftrag, diese 
Beschlagnahme so rasch wie möglich durchführen 
zu lassen. 

Es handelt sich um bestes Ackerland. Bei dieser 
Maßnahme muß man feststellen, daß sich die Be­
satzungsbehörde gar nicht die Mühe genommen 
hat, mit den örtlichen deutschen Dienststellen im 
Wege der Beratung über die Zweckmäßigkeit die­
ses oder jenes Geländes zu verhandeln. Man will 
einfach beschlagnahmen und fragt nicht danach, 
was durch diese Beschlagnahme geschieht .. Von 
dieser Maßnahme werden insgesamt 35 landwirt­
schaftliche Betriebe mit 146 Menschen mehr oder 
weniger stark betroffen. Zehn Betriebe werden 
mit 10 Prozent, zwei Betriebe mit 15 Prozent, neun 
Betriebe mit 25 Prozent, vier Betriebe mit 50 Pro­
zent, weitere vier Betriebe mit 75 Prozent und 
zwei Betriebe mit 100 Prozent ihres Grundbesitzes 
betroffen. 

Meine Damen und Herren! Gestern fand eine 
Versammlung der betroffenen Bauern statt. Die 
örtlichen Behörden waren zugegen. An die Regie­
rung und auch an die Herren Abgeordneten aus 
Unterfranken wurde eine Resolution gerichtet, in 
der gebeten wird, daß durch eine gemeinsame 
Maßp.ahme eine Unterstützung der unteren Behör­
den erfolgt. Wenn es sich auch um eine örtliche 
Frage handelt, so sollten wir im. Landtag doch 
dafür sorgen, daß die Besatzungsmacht zumindest 
den Weg einhält, der ihr vorgeschrieben ist. Dies 
ist der· Weg über die bayerische Staatskanzlei. Es 
geht nicht an, daß jeder kleine Kommandeur, der 
vielleicht den Wunsch hat, bald befördert zu wer­
den, von sich aus nun auf eigene Faust versucht, 
durch Befehle an die unteren Behörden sein Ge­
lände abzurunden, um so besondere Leistungen 
nachweisen zu können. 

Es ist unsere Pflicht als Mitglieder des Bayeri­
schen Landtags, den Betroffenen zu helfen und da­
für zü sorgen, daß über die höchste Dienststelle 
des Staates der Bevölkerung zu ihrem Recht ver-
holfen wird. · 

(Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Interpellation erteile ich das Wort dem Herrn 
Ministerpräsidenten. 

Dr. Ehard, Ministerpräsident: Herr .Präsident, 
meine· Damen, meine Herren! Ehe ich auf den vor­
liegenden Fall eingehe, darf ich zunächst einige 
Bemerkungen allgemeiner Art vorausschicken. Wie 
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ich mich zu erinnern glaube, habe ich vor einigen 
Monaten schon dem Hohen Hause darüber berich­
tet, wie die Beschlagnahmen durch die Besatzungs­
macht vor sich gehen. Keineswegs kann eine 
untere Stelle, wenn sie etwas anfordert oder ein 
Bedürfnis nach einer Beschlagnahme hat, eine 
Entscheidung treffen. Es ist nun einmal so, daß 
j.~der Standort einen nahegelegenen kleinen 
Ubungsplatz benötigt, einen Standortübungsplatz, 
der nichts mit eine:qi. großen Schießplatz zu tun 
hat. Um einen solchen Fall wird es sich auch dies­
mal handeln. 

Benötigt ein Standort einen solchen Übungsplatz, 
so werden zunächst vom Standortkommandanten 
aus auf örtlicher Ebene, also mit der Stadt, mit 
dem Landkreis oder mit dem Bürgermeister Vor­
besprechungen geführt. Diese Verhandlungen 
haben keinen anderen Zweck, als Unterlagen vor­
zubereiten. Auf Grund dieser vorbereitenden Ver­
handlung und örtlicher Besichtigungen wird dann 
von der US-Dienststelle an das Hauptquartier be­
richtet. Dann kommt die Angelegenheit an uns und 
wird bei der bayerischen Staatsregierung behan­
delt. Sehr häufig stellte sich heraus, daß bei ver­
nünftig geführten. Vorbesprechungen auf örtlicher 
Ebene auf die Beschlagnahme verzichtet wird. Na­
türlich haben örtliche Dienststellen oft ein Be­
dürfnis, ihre Übungsplätze oder sonstige Dinge zu 
erweitern und zu verbessern. Meist kann bei die­
sen Vorbesprechungen das Verlangen schon ab­
gebogen werden. 

Nun dürfen wir nicht vergessen, daß die Be­
satzungsmächte auf Grund des jetzt noch gelten­
den Besatzungsstatuts durchaus das Recht und die 
Möglichkeit haben, Beschlagnahmen durchzufüh­
ren, ohne uns überhaupt zu fragen. Es geschieht 
aber nicht mehr. In der Tat werden mit der 
Staatsregierung Verhandlungen gepflogen.: Sie 
werden sich auch erinnern, daß ich schon vor eini­
ger Zeit darauf hingewiesen habe, daß wir in der 
Staatskanzlei ein eigenes Referat eingerichtet 
haben, um dann, wenn solche Dinge an uns von 
außen herankommen, sie. entsprechend zu koordi­
nieren und eine unmittelbare Verbindung mit dem 
US-Hauptquartier herzustellen. Aus der Erfah­
rung des letzten Jahres kann ich sagen, daß unse­
ren Einwendungen und Gegenvorschlägen fast im­
mer Rechnung getragen worden ist. Es sind ins­

. besondere Härten vermieden worden. Vielfach hat 
sich die Besatzungsmacht mit einem Tauschobjekt 
begnügt oder auf ein Minimum, einen geringeren 
Umfang ihrer Forderung beschränkt. 

Zu dem vorliegenden Fall darf ich Ihnen sagen, 
daß wede.r die maßgebende US-Dienststelle noch 
wir vorerst nähere Kenntnis von der Angelegen­
heit haben. Von der Absicht, an dieser Stelle, die 
die Interpellation erwähnt, eine Beschlagnahme 
vorzunehmen, ist der Staatsregierung - ich wie­
derhole das - bisher n i c h t s bekannt. Auch dem 
Verbindungsoffizier der US-Dienststelle, der allein 
die Möglichkeit hat, über das Hauptquartier zu 
verkehren, ist bisher nichts bekannt. Wenn aber 
ein solcher Antrag eingeht, so können Sie, meine 

Damen, meine Herren, versichert sein, daß wir die 
örtlichen deutschen Dienststellen hören werden. 
Wir werden unsere Zustimmung verweigern, wenn 
durch die beabsichtigte Beschlagnahme ein unver­
tretbarer Schaden verursacht wird. 

Ich darf noch einmal wiederholen, was ich schon 
vor einiger Zeit gesagt habe: Es wäre ·in solchen 
Fällen besser, wenn man sich über den Landrat 
über den Bürgermeister, oder über eine ander~ 
Dienststelle zunächst einmal mit dem Referenten 
bei der Staatskanzlei in Verbindung setzen würde, 
ehe man große Resolutionen faßt und Protest­
aktionen losläßt. In der Staatskanzlei wird sich 
dann herausstellen, daß vielleicht gar nichts be­
kannt ist, oder man wird unmittelbar mit den 
Dienststellen über das Hauptquartier in Verbin­
dung treten. 

Das ist der Stand der Sache. Ob es bei diesem 
besonderen Fall überhaupt zu einer Beschlagnahme 
kommt, ob es überhaupt dazu kommt, daß man 
von seiten des Hauptquartiers ernstlich die Inan­
spruchnahme efoes kleinen Übungsplatzes fordert, 
das läßt sich im Augenblick noch gar nicht sagen. 
Daß wir uns einschalten, ist selbstverständlich, und 
daß wir mit unseren Einwendungen nicht ausge­
schaltet werden, das kann ich Ihnen aus der Er­
fahrung des letzten Jahres noch einmal versichern. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich frage die Inter­
peilanten, Oib eine Besprechung der Interpellation 
beantragt wird. - Das ist nicht der F\all. Damit ist 
die Behandlung der Interpellation abgeschlossen. 

Ich schlage vor, die Beratungen jetzt zu unter-. 
brechen. Auf 1/23 Uhr hat der Rechts- und Verfas­
sungsausschuß eine Sitzung aniberia'Umt. Um 3 Uhr· 
werden wir d~e Verhiandlungen hier fortführen. 

Die Sitzung ist unter:brochen. 

{Die :S!i.t:oung wird um 11 Uhr 46 Minuten 
unterbrochen;) 

Präs1dent .Dr. Dr. Hundharnmer nimmt die Sit­
·:znmg um 15 Uihr 21 Minuten wieder auif. 

' 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Siitzung !ist wie­
der aufgenommen. Die Verzögerung des Beginns .. 
hängt mit der Sitzung zusammen, die der Rechts­
rund Verfassungsausschuß in der Zwischenzeit ge­
halten hat rund die über den ursprünglich vorge­
sehenen Zeitmum hinaus gedauert 'hat. 

Der Bayerische Senat teilt mit, daß er gegen das· 
Neunte Gesetz über Sicheriheitsleistungen des baye­
rischen Staates {Beilagen 3513 und 3724) keine Ein­
wendungen zu erheben beschlossen lb:aibe. Der Se­
nat teilt ferner mit, daß er dem Ersten Gesetz zur 
Änderung des Landeswahlgesetzes in der F·assung 
der Bekanntmachung vom 27. September 1950 
gegenüiber Einwendungen ertheibe. Darüber !hat der 
Ausschuß für Rechts- und Verfassungsfragen vor­
hin bereits beraten. 

Das g~eiche gilt für das Gesetz zur Änderung des 
Landeswahlgesetzes. Auch hier !hat üiber die vom 
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Seniat erhobenen Einwendungen der Rechts- und 
VerfasSl\lngs.ausschuß bereits beraten. Im Laufe der 
ib:eutigen Sitzung wird darüber !berichtet werden. 

Mir wird ein Dringlichkeitsantrag vorge1egt, ge­
meinsam unterzeichnet von den Fraiktionen der 
SPD, der CSU und des BHE, .mit folgendem Wort­
laut: 

Die Staatsregierung wird ersucht, jenen 
Empfängern von Arbeitslosernfürsorgeunter­
stützung, die nach den gegenwärtigen Bund·es­
richtlinien nicht d.n den Genuß der Weihnachts­
ibeiihilfe kommen können, diese zu gewähren. 

Wir werden üiber diesen Antrag, der inzwischen 
vervielfältigt wJ.rd, am Schluß der iheutigen Sit­
zung noch abstimmen und ihn zur Entscheidung 
bringen. - '.Das Hoihe Haus ist damit einverstan­
den. 

Ich rufe nunmehr !auf die Ziffer 10 a der Tages-
ordnung: 

Antrag des Abgeordneten Haußleiter betref­
fend Erhöhung der Mittel für den sozialen 
Wohnungsbau (Beilage 3301). 

Zur Berichterstattung über die Verhandlungen des 
Ausschusses für den Staatshaushalt (U3eilag·e 3589) 
erteile ich das Wort dem Herrn Abgeordneten 
Eberhard. 

Eberhard {CSU), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Der Ausschuß für 
den Staiatshausib.alt ihat sich in seiner 157. Sitzung 
am 20. November 1952 mit dem Antrag des Ab­
geordneten Haiußleiter auf Erhöhung der Mittel für 
den .sozialen Wo!lmung.sibau, abgedruckt auf Bei­
lage 3301, beschäftigt. Berichterstatter war der Ab­
geordnete Elberhard, Mitberichterstatter der Ab­
geordnete Haas. 

Die beiden Berichterstatter beantragten Zustim­
mung. Daraufhin ibeschloß der Ausschuß einstim­
mJg, diesem Antr.ag zuzustimmen. Ich . empfehle 
Ihnen das .gleiche. 

Präsident iDr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
lhi:erzu erfolgt niclJ.t. - Wer dem vom Ausschuß 
vor.geschlagenen Beschluß di·e Zustimmung erteilt, 
wolle Platz behalten. - Ich bitte um die Gegen­
probe. - Keine Erinnerung. Das Plenum hat ein­
stimmig im Sinne des Ausschußvorschl1ags Beschluß 
:gefaßt. 

Ich rufe auf die Ziffer 10 b der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Stöhr und Genossen, 
Bachmann Wilhelm und Genossen, Kotschen­
reuther und Genossen, Dotzauer, Köhler und 
Pfeffer betreffend Abstandnahme von der 
15prozentigen Kürzung der Zuschüsse an Ver­
kehrsbetriebe für Freifahrten de1· Schwerbe­
schädigten (Beilage 3511). 

Ülber die Viel"handlungen des Ausschusses für den 
Staatshaushalt . (Beilage 3590) berichtet der Herr 
Albgeordnete Kraus; ich erteile i!hm das Wort. 

Kraus {CSU), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Der Ausschuß für den 

S1Jaatshaus!halt hat sich !i.n seiner 158. Sitzung vom 
21. Nov'em'ber 1952 mit dem eiben aJUfgerufenen 
Antrag befaßt. Berichters1Jatter war meine Wen:ig­
keH, Mitberichterstatter Abgeordneter Kunath. 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r 1bezoig sich auf die 
Verhandlungen des Innenministeriums mit den 
Trägern der öffentlichen .Verkehrsbetriebe. Er 
legte Wert .auf eirre Auskunft darüber, wie die 
250 •Minden Kinder unter 18 Jahren, die nicht den 
Ausweis C bekommen, in die Vergünstigung ein-· 
bezogen werden sollen. 

Der M i t b e r i c h t e ·r s t 1a t t e r ihi!elt es für 
notwendig, zwischen freiwil1igen Leistungen und 
Pflichtleistungen 2nl untersche:iden. Wesentlich sei 
die Frage, 01b das Finanzministerium rechtlich ver­
pflichtet ist, von der 15prozentigen Kürzung Ab­
stand zu nehmen. In der Öfüentlich~eit, in der 
Presse und auch in den Fraktionen sei dä.e Ange-
1egenlheit so eingehend diskutiert worden, daß man 
sich ohne weiteres auf den Standpunkt stellen 
kann, der fragliche Betrag müsse von der 15pro­
zentigen Kürzung •ausgenommen werden. 

Nach länger·er Ausspr,ache wurde der Antrag auf 
BeHage 3511 bei einer Stimmenthaltung angenom­
men. Ich bitte <las Haus, dem A:usschußbeschluß 
beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wortmeldungen er­
folgen nicht. Wir kommen zur Albstimmung. 

Wer entsprechend ·dem Antrag des Berichterstat­
ters dem Aiusschußbeschluß d1e Zustimmung erteilt, 
woUe Platz •behalten. - Ich ,öitte um die Gegen­
probe. - Stimmenthaltung·en? - Der Ausschuß­
vorschlag ist vom Plenum einstimmig gebil'ligt. 

Ich rufe •auf Ziffer 10 c: · 
Antrag der Abgeordneten Frenzel, Beier und 
Ospald betreffend Zuschuß für die Gemein­
schaftsverpflegung in Flüchtlingslagern an 
Weihnachten (Beilage 3501). 

Ü1ber die Verhandlungen ·des Ausschusses für den 
Staiatsihaushalt (Beilage 3676) iberichtet Herr A:b­
geordneter Dr. Schier. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Schier '(BHE), Berichter.s1Jatter: iHerr Präsi­
CJ.ent, meine Damen und Herren! Der Ausschuß für 
den Staatshausiha~t !hat in seiner 161. >Sitzung am 
4. 'Dezember 1952 den auf Beilage 3501 abgedruck­
ten Antl"aig der Abgeordneten Frenzel, Beier und 
Ospald vom 6. November 1952 1behandelt. Der An­
t!'laig hat folgenden Wortlaut: 

Der Landtag wolle beschließen: 
Für alle an der Gemeinschaftsv·erpfiegung 

teilnehmenden Insassen von Flücht>Hngslagern 
wird zur VeI"bes.serung der Verpflegung über 
die Weihnachtsfeiertage 1952 ein Zuschuß in 
I-föhe von 3 DM pro Kopf aus Haushaltsmitteln 
wie im Vorjahr gewälhrt. 

Berichterstatter war Abgeordneter Dr. Schi>er, Mit­
berichterstatter Aibgeordl).eter Lanzinger. 

Der iB e r i c lh t e r s t a t t e r wies darauf hin, 
daß dieselibe Aktion ibereits anläßlich des Weih­
nachtsfestes 1951 durchgeführt wurde, daß damals 
40 000 DM ibenötigt und verbraucht wu!'den, wäh­
rend heute nur noch ein Betrag von 16 000 DM für, 
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den gleichen Zweck erforderlich sei. Insgesamt 
seien 5330 Lagerverpfiegte berechtigt, daran teil­
zunehmen. Ferner teHte der Berichterstatter mit, 
daß der gleiche Antrag .auch vom Staiatsministe­
rium des Innern, Staatssekretär für die Angelegen­
heiten der Heimatvertriebenen, gest·ellt wurde. 

Der Ausschuß ibeschloß einstimmiig die Annahme 
des Antrags. Ich ·empfehle, das Hohe !Haus möge 
das gleiche tun: 

Präsident Dr. Hundhammer: Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. Wir stimmen 1aJb. 

Wer dem Aiusschußvorschlag die Zll.lstimmung 
erteilt, wolle sich vom Platz erheben. Ich bitte um 
die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Erfol,.; 
gen nicht. Der A:usschußvorschiag ist vom Plenum 
einstimmig geibilhlgt. ' 

Ich rufe auf Ziffer 10 d: 

Antrag der Abgeordneten Meixner, Dr. §chedel, 
Euerl und Fraktion betreffend Erhöhung der 
Unterhaltszuschüsse und Vergütungen bei Be­
schäftigungsaufträgen für die Lehramtsanwär­
ter (Beilage 3254). 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für den 
Staatshaushalt (Beilage 3677) berichtet Herr Abge­
ordneter Ortloph. Ich erteile ihm das Wort. 

Ortloph (CSU), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Mitglieder des Bayerischen Landtags! Der Antrag 
liegt Ihnen auf Beilage 3254 vor. Er wurde in .der 
161. Sitzung des Ausschusses für den Staatshaus­
halt am 4. Dezember behandelt. Berichterstatter 
war ich selbst, Mitberichterstatter der Herr· Ab­
geordnete Riediger. Der Haushaltsausschuß hat fol­
genden, auf Beilage 3677 wiedergegebenen Antrag 
einstimmig beschlossen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die Unter­
haltszuschfü;;se für Lehramtsanwärter des 
Volks- und landwirtschaftlichen Berufsschul­
dienstes und für den Handarbeitsunterricht im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Haus­
haltsmittel, wenn möglich bereits ab 1. Okto­
ber 1952, auf die Höchstsätze nach der Be­
kanntmachung vom 29. Dezember 1950 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17, Dezem­
ber 1951 und die Vergütungen bei Beschäfti-' 
gungsaufträgen entsprechend den heutigen 
Verhältnissen zu erhöhen. 

Ich bitte Sie, diesem einstimmig gefaßten Be­
schluß beizutreten. 

Präsident Dr. Hundham;mer: Mit dieser Ange­
legenheit war auch der Ausschuß für Besoldungs­
fragen befaßt. Über dessen Beratungsergebnisse 
(Beilage 3477) berichtet der Herr Abgeordnete 
Walch. 

Walch (SPD), Berichterstatter: Meine Damen, 
meine Herren! Auch der Besoldungsausschuß hat 
einen einstimmigen Beschluß gefaßt, so daß ich Sie 
bloß zu bitten brauche, diesem Beschluß beizu­
treten. Einen Satz aus den Verhandlungen möchte 

ich Ihnen aber nicht vorenthalten. Es hat sich näm­
lich herausgestellt, daß die für diesen Zweck bereit­
gestellten Mittel nicht annähernd ausgeschöpft 
wurden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
erfolgt nicht. Wir stimmen ab. Wer dem Vorschlag 
des Ausschusses für den Staatshaushalt die Zu­
stimmung erteilt, wolle Platz behalten. - Stimm­
enthaltungen? - Der Ausschußvorschlag ist vom 
Plenum einstimmig gebilligt. 

Eine Beratung der Ziffer 11 der Tagesordnung, 
Antrag der Abgeordneten Eisenmann, Bachmann 
Georg usw. auf Beilage 3029, erübrigt sich, weil 
dieser Antrag zurückgezogen ist. 

' Ich rufe auf die Ziffer 12 der Tagesordnung: 

Antrag des· Abgeordneten Klotz und Genossen 
betreffend Einleitung von Maßnahmen zur Be­
kämpfung und Ausrottung der Wildschweine 
(Beilage 3187). 

Über die Beratungen des Ausschusses für Er­
nährung und Landwirtschaft (Beilage3369) berichtet 
der Herr Abgeordnete Mergler; ich erteile ihm das 
Wort. 

Mergler (BP), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Der Ausschuß für Er­
nährung und Landwirtschaft behandelte in seiner 
139. Sitzung am 14. Oktober den auf Beilage 3187 
vorliegenden Antrag. Der Antrag lautet: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, energische 
und einheitliche Maßnahmen zur Bekämpfung 
und Ausrottung der Wildschweine durch die 
Forstbehörden zu ergreifen. 

Dieser Antrag forderte im Landwirtschaftsaus­
schuß eine lange Diskussion heraus, die aber in 
einem einstimmigen Beschluß endete. Ich kann mich 
deshalb kurz fassen. 

Um nur einiges anzudeuten: Im allgemeine:q. 
wurde der Optimismus des Landwirtschaftsmini:. 
sterium nicht geteilt, daß man die Wildschwein­
plage in kürzerer Zeit, also bis zum Frühjahr 1953, 
beseitigen könnte. Außerdem waren Zweifel auf­
getaucht, daß von manchen - -

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
der Beschluß ist einstimmig, und in einem solchen 
Fall dürfen wir, zumal heute die Zeit drängt, dar­
auf verzichten, uns Einzelheiten berichten zu 
lassen. 

Mergler (BP), Berichterstatter: - Jawohl. Ich 
komme damit zu dem 'einstimmig gefaßten Be­
schluß, der folgenden Wortlaut hat:· 

Die Staatsregierung wird ersucht, energische 
und einheitliche Maßnahmen zur Bekämpfung 
und Ausrottung der Wildschweine durch die 
Forstbehörden zu ergreifen. Dabei sollen große 
Jagden, die Erhöhung der Abschußprämie, 
Wettbewerbe usw. durchgeführt werden. Die 
Schaffung einer staatlichen Wildschadensaus­
gleichskasse wird empfohlen. Die Möglichkeit 
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der Heranziehung der anläßlich der Sport­
waffenamnestie anfallenden Gebühren ist zu 
überprüfen. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Beschluß bei­
zutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Über die Beratun­
gen des Ausschusses für den Staatshaushalt, der 
sich ebenfalls mit dieser Materie befaßt hat, be­
richtet (Beilage 3675) der Herr Abgeordnete Lan­
zinger; ich erteile ihm das Wort. 

Lanzinger (BP), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Im Staatshaushaltsaus­
schuß, der sich in zwei Sitzungen mit dieser Materie 
befaßt hat und sehr gründlich in die Einzelheiten 
eingestiegen ist, wurde in keiner Weise ein einstim­
miger Beschluß erzielt. Es wurde sogar über den 
Beschluß des Landwirtschaftsausschusses satzweise 
.abgestimmt, und die Meinungen der Abgeordneten 
gingen sehr weit auseinander, so daß ich mich nicht 
so kurz fassen kann. Trotzdem glaube ich, daß hier 
nicht sehr viel gesagt werden muß, weil nach mei­
nem Dafürhalten in dieser Angelegenheit eine 
kurze Debatte erfolgen wird. 

Zunächst hat siGh der B er i c h t e r s t a t t e r , 
tler ich selbst war - Mitberichterstatter war der 
Abg~ordnete Baumeister -, auf den Standpunkt 
gestellt, daß aus diesen Mitteln auch Beträge ·zur 
Abdeckung der Wildschäden abgezweigt werden 
müßten. Die Debatte ist deshalb entstanden, weil 
bekanntlich im Haushaltsausschuß schon einmal 
zwei diesbezügliche Anträge beschlossen wurden, 
die dann im Zusammenhang mit einer anderen 
Entscheidung in der Luft hängengeblieben sind. 

In der zweiten Sitzung des Haushaltsausschusses 
am 4. Dezember hat sich der Berichterstatter auf 
den Standpunkt gestellt, daß sich der Haushalts­
ausschuß eigentlich nur mit dem letzten Satz des 
Beschlusses des Landwirtschaftsausschusses befas­
sen müßte, wonach überprüft werden soll, ob aus 
den Amnestiegeldern Mittel für die Wildschaden­
bekämpfung bereitgestellt werden sollen. 

Der Mitberichterstatter Baumeister bezeich­
nete es als sehr wesentlich zu wissen, ob im Rech­
nungsjahr 1953 im Kapitel 701 C Titel 446, Zu­
schüsse zum Ausgleich . von Wildschäden, wieder 
eine bestimmte Summe eingesetzt wird oder nicht. 

Daraufhin hat der Vertreter des Finanzministe­
riums erklärt, er habe schon früher den Stand­
punkt eingenommen, daß im künftigen Haushalt 
auf keinen Fall mit der Einplanung freiwilliger 
Leistung zu rechnen sein werde. 

Zum Schluß haben die Berichterstatter deri An­
trag eingebracht, zum Punkt 2 möge folgender Zu­
satzantrag angenommen werden: 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, über 
den Titel 446 des Kapitels 701 C des Einzel­
plans VIII überplanmäßige Ausgaben bis zur 
Höhe von 300 000 DM zu bewilligen. Sie wird 
außerdem: beauftragt, in den Voranschlag des 

Haushalts für 1953 einen Betrag in Höhe von 
600 000 DM unter Titel 446 des Kapitels 701 C 
des Einzelplans VIII (Zuschüsse zum Ausgleich 
von Wildschäden) einzuplanen. 

Sod.ann wurde über den Beschluß des Landwirt­
schaftsausschusses satzweise abgestimmt. Der erste 
Satz: 

Die Staatsregierung wird ersucht, energische 
und einheitliche Maßnahmen zur Bekämpfung 
und Ausrottung der Wildschweine durch die 
Forstbehörden zu ergreifen 

wurde bei 3 Stimmenthaltungen angenommen. 

Der. zweite Satz: 

Dabei sollen große Jagden, die Erhöhung der 
Abschußprämie, Wettbewerbe usw. durchge­
führt werden 

w.urde gegen 2 Stimmen bei 4 Stimmenthaltungen 
angenommen. 

Der dritte Satz: 

Die Schaffung einer staatlichen Wildschadens­
ausgleichskasse wird empfohlen 

wurde mit 8 gegen 6 Stimmen abgelehnt .. 

Der Zusatzantrag der Berichterstatter, den letz­
ten Satz zu streichen und dafür den zu Punkt 2 von 
ihnen gestellten Zusatzantrag anzufügen, den ich 
eben bekanntgegeben habe, wurde mit 13 gegen 
10 Stimmen abgelehnt. 

Ich stelle dem Hohen Hause anheim, c;tem Aus­
schußbeschluß beizutreten. 

Zur Begründung dieses Zusatzantrags bitte ich 
ums Wort. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile nunmehr 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Lanzinger als 
Sprecher zur Sache. 

Lanzinger ·(BP): Meine Damen und Herren! Im 
Haushaltsausschuß ist deshalb eine sehr ausge­
dehnte Debatte entstanden, weil, wie ich schon kurz 
erwähnt habe, bereits vorher in zwei verschiedenen 
Beschlüssen teilweise über diese Geldmittel ver­
fügt beziehungsweise Anträgen des Abgeordneten 
Falk von der FDP und der Abgeordneten Früh­
wald und Mergler von meiner Fraktion · stattge­
geben worden war. Die Debatte hat sich deshalb 
ausgedehnt, weil eigentlich niemand von der bis 
jetzt getroffenen Regelung so recht befriedigt war. 
Die Sachlage ist nun eigentlich folgende: 

Eine fremde Macht, die Amerikaner, haben die 
Jäger bestraft, weil diese ihr Eigentum geschützt 
haben, und der bayerische Staat, der den Jägern 
dafij.r doch eigentlich dankbar sein müßte, kassiert 
die Amnestiegelder und führt sie dem Staatshaus­
halt zu. Der Staat spart auf diese Weise ohne Zwei­
fel Millionen-Beträge. Wo wären wir heute in der 
Wildschweinbekämpfung, wenn von den 20 000 Jä­
gern nicht x-Tausende wieder ihre Gewehre aus­
gegraben hätten? Durch den Schutz ihres Eigen­
tums haben sie überhaupt erst wieder die Voraus­
setzung für die Wildschweinbekämpfung geschaf­
fen. Dafür wurden sie bestraft, und der Staat kas­
siert die Gelder. 
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Die Lösung, die hier gefunden wurde, ist auch 
deshalb unbefriedigend, weil der Staat keine ein­
heitliche Regelung getroffen hat. Bekanntlich ver­
bleiben den Stadtkreisen die eingegangenen Am­
nestiegebühren ungefähr in Höhe von 1 Million 
D-Mark, während die bei den Landkreisen ein­
gegangenen Amnestiegebühren in Höhe von unge­
fähr 900 000 DM vom Staat kassiert und in den 
ordentlichen Haushalt eingeplant werden. Ich 
glaube, von dieser Lösung kann lediglich der 
Finanzminister restlos befriedigt sein. 

Aus dieser ganzen Situation ergibt sich aber, daß 
im Zusammenhang mit dem jetzt zur Behandlung 
stehenden Antrag doch eine Lösung gefunden wer­
den muß. Bis jetzt war es doch so, daß der Staat . 
jedes Jahr Mittel für die Wildschadenbekämpfun,g 
eingeplant hat, und zwar deshalb, weil damals, als 
es noch kein Jagdgesetz gab, die Mittel noch ein­
geplant und bereitgestellt waren. Da gab es noch 
niemand, der für Wildschäden verantwortlich ge­
macht werden konnte. 

Inzwischen ist es anders geworden. Der Staat hat 
die Mi,,ttel bereitgestellt, weil die enorme Wild- ' 
schweinplage letzten Endes eine Kriegsfolgelast 
war und die Jäger eben keine Gewehre hatten, um 
den Wildschweinen zu Leibe rücken zu können. In­
zwischen haben wir ein Jagdgesetz bekommen, das 
ganz klar regelt, wer für die Wildschäden aufkom­
men muß. Das ist entweder die Jagdgenossenschaft 
oder der betreffende Jagdpächter. Das .. ist vollstän­
dig in Ordnung, und obwohl ich selbst Jäger bin, 
bin ich der letzte, der dafür plädieren würde, daß 
man den Jagdpächter oder der Jagdgenossenschaft 
die Verpflichtung abnehmen sollte, Wildschäden 
abzudecken. 

,Aber, meine Damen und Herren, hier ergibt sich 
noch etwas anderes: Der Staat hat trotzdem noch 

, eine Verpflichtung, in seinem Haushalt gewisse 
Beträge für Wildschäden einzuplanen, weil es ein­
fach anders nicht geht. Ich erinnere an die Zonen­
grenzen und an die Jagdgebiete, die an große 
Staatswaldungen angrenzen, die bekanntlich die 
Wildschweine beherbergen. Bei den Jagden an den 
Zonengrenzen kann weder· der Jagdp'ächter noch 
die Jagdgenossenschaft für die Schäden verant­
wortlich gemacht werden. Hier hat der Staat eine 
.Verpflichtung, in seinem Haushalt für die Abdek­
kung der Schäden, die in diesen Gebieten angerich­
tet werden, noch gewisse Beträge einzuplanen. Im 
vorigen Haushalt hat der Staat für diesen Zweck 
800 000 DM bereitgestellt; im laufenden Haushalts­
jahr sind 450 000 DM eingeplant. Von diesen 
450 000 DM, die heuer für die Schadensregulierung 
eingeplant sind, ist aber auch nicht eiri Pfennig ver­
fügbar, weil die 450 000 DlVI' bereits für Schadens­
anmeldungen aus dem Vorjahr aufgebraucht sind. 
Für das heurige Jahr steht also zur Abgeltung von 
Wildschäden überhaupt nichts, auch nicht ein Pfen­
nig, zur Verfügung, und für das kommende Haus­
haltsjahr soll, wie. der Herr Vertreter des Finanz­
ministeriums mitgeteilt hat, ebenfalls kein Pfennig. 
eingeplant werden, weil es sich nach Ansicht des 
Finanzministeriums hier um freiwillige Leistungen 

handelt, die in Zukunft restlos gestrichen werden 
sollen. 

Ich bin der Meinung, daß wir nach haushalts­
rechtlichen Gesichtspunkten heute nicht den An­
trag stellen konnen, die Gelder aus der Jagdwaf­
fenamnestie einfach herüberzunehmen, um die 
Wildschäden abzudecken. Ich glaube aber, daß auf 
diese Gelder als Deckung zurückgegriffen werden 
kann, und deshalb habe ich im Haushaltsausschuß 
- im Einvernehmen mit dem Mitberichterstatter -
den Zusatzantrag gestellt, den ich vorhin schon be­
kanntgegeben und eben dem Herrn Präsidenten 
schriftlich überreicht habe. Ich stelle jetzt ganz offi­
ziell den gleichen Antrag und bitte das Hoqe Haus, 
ihm beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Wortlaut des 
Antrages ist mir eben überreicht worden. Er konnte 
nicht vervielfältigt werden; vor der Abstimmung 
wird er nochmals verlesen. 

(Abg. Dr. Franke: Zurückstellen!) 

- Kann ich das als gi=schäftsordnungsmäßigen An­
trag behandeln? 

Dr. Franke (SPD): Ich stelle den Antrag, die An­
gelegenheit zurückzustellen; denn es ist hierüber 
wirklich noch viel zu diskutieren, muß ich ganz 
offen sagen. 

Präsident Dr. Hu.ndhammer: Es handelt sich doch 
um beträchtliche Summen. Ich darf den Antrag 
nochmals verlesen: 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, über 
den Titel 446 des Kapitels 701 C des Einzel­
plans VIII überplanmäßige Ausgaben bis zur 
Höhe von 300 000 DM zu bewilligen. Sie wird 
außerdem beauftragt„ in den Voranschlag des 
Haushalts für 1953 einen Betrag in Höhe von 
600 000 DM unter Titel 446 des Kapitels 701 C 
des Einzelplans VIII (Zuschüsse zum Ausgleich 
von Wildschäden) einzuplanen. 

Das sind wohl Summen, die im Haushaltsausschuß . 
beraten werden müssen. 

(Abg. Kraus: Die sind ja schon beantragt!) 

Es ist der geschäftsordnungsmäßige Antrag ge­
stellt, den Tagesordnungspunkt an den Haushalts­
ausschuß zurückzuverweisen. Ich schlage vor, daß 
wir uns über den Geschäftsordnungsantrag und da­
mit über die Frage, ob die Angelegenheit heute 
entschieden oder zurückverwiesen wird, sofort 
klarwerden, bevor die Diskussion weiterläuft. 
Denn vorher zu diskutieren und dann doch die 
Rückverweisung zu beschließen, ginge zu weit. 

(Abg. Luft: Zur Geschäftsordnung!) 

- Zur Geschäftsordnung ist zunächst der Herr Ab­
geordnete Luft gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Luft (BHE): Hohes Haus! Ich bitte, für den Fall, 
daß die Zurückverweisung beschlossen wird, die 
Angelegenheit an beide zuständigen Ausschüsse zu­
rückzuverweisen. 
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Präsident Dr. Hundhammer: Das ist eine Unter­
stützung des Antrags auf Rückverweisung. 

Um gegen diesen Antrag Stellung zu nehmen, hat 
jetzt der Herr Abgeordnete Baumeister das Wort. 
Es kann nur einer dafür und einer dagegen spre­
chen. 

Baumeister (CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Dieser Antrag stand nicht nur einmal 
zur Debatte, die Materie des Antrags ist schon 
x-mal vom Haushaltsausschuß und einmal vom 
Verfassungsausschuß behandelt worden. 

Präsident Dr. Hundhammer: - Herr Abgeord­
neter, Sie verstehen mich nicht richtig. Nicht der 
Antrag, der von den beiden Ausschüssen verbe­
schieden ist, soll zurückgestellt werden, sondern der 
Z u s atz an t r a g , der eben .eingereicht worden 
ist. 

Baumeister (CSU): - Der Zusatzantrag, meine 
Damen und Herren, ist im Haushaltsausschuß in 
einer halbstündigen Beratung behandelt worden. 
Man war sich allgemein klar, daß es sich um eine 
schwerwiegende Angelegenheit handelt. Mit 12 
gegen 10 Stim~en ist der Antrag abgelehnt wor­
den. Eine nochmalige Behandlung im Haushalts­
ausschuß wäre eine zweispurige Arbeit._ Ich glaube, 
daß dies nicht notwendig ist, und möchte beantra­
gen, daß der Zusatzantrag heute verabschiedet 
wird. 

Präsident Dr. Hundhammer:- War denn dieser 
Zusatzantrag . vorgelegen? Er ist in den Druck­
sachen nicht enthalten. War er irri Haushaltsaus­
schuß bereits g~stellt? 

Baumeister (CSU): Selbstverständlich; er 
wurde im Haushaltsausschuß gestellt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Er wurde abge­
lehnt? 

(Zuruf: Jawohl!) · 

- Dann, Herr Abgeordneter Dr. Franke, ist eine 
Rückverweisung nicht notwendig, da der Haus­
haltsausschuß den Antrag abgelehnt hat. Ich würde 
doch vorschlagen, ihn heute zur Entscheidung zu 
bringen. 

(Abg. Dr. Franke: Dann muß er aber 
diskutiert werden!) 

Der Herr Abgeordnete Baumeister erhält als 
-erster Redner das Wort. 

Baumeister (CSU): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Wir haben in den Debatten des Haus­
haltsausschusses über die katastrophale Angelegen­
heit der Wildschweinplage gesprochen, die sich 
nicht nur auf die Regierungsbezirke Unterfranken, 
. Mittelfranken oder Schwaben erstreckt, sondern, 
wie wir wissen, über das ganze Land Bayern ·ver­
breitet hat. Ich will keine langen Ausführungen 

- machen; denn wir haben im Haushaltsausschuß 
eingehend darüber gesprochen und die Notwendig­
keit der Bekämpfung wurde von allen Seiten, auch 
von der SPD, anerkannt. Die Kollegen der SPD 
und des BHE haben sich auf den Standpunkt ge-

stellt, daß die Jagdpächter oder Jagdgenossenschaf­
ten verpflichtet seien, für die Schäden aufzukom..: 
men. Ich glaube aber, daß, da es sich bei den Wild­
schäden nicht um eine Kleinigkeit handelt, in die­
ser Notzeit der Staat noch einmal einspringen muß. 
Wenn wir schon die Gelegenheit haben, im Haus­
halt des Jahres 1952 nochmals einen Betrag von 
über einer Million D"'."Mark aus den Amnestie­
gebühren zu bekommen, die sozusagen eine frei­
willige Spende der Jägerschaft darstellen, dann 
haben wir nach meiner Meinung die Verpf~ichtung, 
für die entstandenen Schäden unbedingt noch einen 
Betrag zur Verfügung zu stellen, nachdem die 
Jägerschaft die Jagd nicht ordnungsgemäß aus­
üben konnte. 

Ich möchte Ihnen deshalb den Antrag, den· ich 
und Kollege Lanzinger im Haushaltsausschuß ge­
stellt haben, nochmal empfehlen und beantragen, 
darüber namentlich abzustimmen. 

(Vereinzelte Heiterkeit bei der CSU) 

- Meine Herren, Sie brauchen nicht zu lachen; das 
ist eine Angelegenheit, die bestimmt so wichtig ist, 
daß ich im Interesse der betroffenen Bauern na­
mentliche Abstimmung beantragen kann. Ich bitte, 
über den Antrag auf Beilage 3675 in gewöhnlicher 
Form und über den Zusatzantrag namentlich abzu­
stimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Redner 
ist gemeldet. der Herr Abgeordnete Falk. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Falk (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich weiß, daß wir uns heute in Zeitnot 
befinden, und will deshalb meine Ausführungen 
verhältnismäßig kurz machen. Auf Grund der Lage, 
die sich nun ergeben hat, bin ich leider gezwungen, 
auf das Podium zu steigen. 

Ich weiß genau, daß wir uns in der ersten Sitzung 
des Haushaltsausschusses in der wir uns mit dieser 
Materie befaßt haben, im ganzen darüber einig 
waren, daß auf alle Fälle eine Entscheidung zu­
gunsten der Betroffenen getroffen werden muß. 
Ich bedauere außerordentlich, daß die beiden An­
tragsteller bei der nächsten Sitzung nicht mehr an­
wesend waren. Wir sind hundertprozentig davon 
überzeugt, daß die beste Bekämpfung der Wild­
schweinplage und der _beste Wildschadensersatz 
nur der sein kann, daß man diese Biester abknallt. 
Es ist aber nun ,einmal 'leider so, daß sich diese 
Schwarzbiester nicht an unsere Gesetze halten. 

(Heiterkeit) 

Man hat wiederholt festgestellt, 'auch in den Krei­
sen des Ministeriums und der Fachleute, daß sich 
die Wildschweinplage trotz aller Abschüsse nicht 
vermindert, sondern sogar vermehrt hat . 

(Abg. Kiene: Hört, hört! Das ist ja unmöglich!) 

.- Es tut mir sehr leid; man hat das wiederholt 
festgestellt, anschein.end trifft es zu. Wenn Sie 

-. hinausgehen und unsere Felder anschauen und die 
Geschädigten fragen, so wird es Ihnen bestätigt. 
Man hat erklärt - und diese Angaben hat uns das 
Ministerium gemacht -, daß zum Beispiel in Mit-
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telfranken, dem Regierungsbezirk, aus dem ich 
komme, in diesem Jahr Wildschäden in Höhe von 
79 850 DM festgestellt worden sind. Dabei ist aber 
zu berücksichtigen, daß ein großer Teil überhaupt 
nicht gemeldet wurde, weil man von Anfang an 
gewußt hat, die Wildschäden werden · in diesem 
Jahr sowieso nicht ersetzt. Von diesen 79 850 DM 
Wildschäden, die festgestellt wurden, hat man 
ganze 1214 DM entschädigt. 

Wenn man nun, nachdem im Frühjahr die Jagd­
waffenamnestie gekommen ist; verlangt, daß plötz­
lich die ganzen Wildschäden auf der einen Seite 
vom Jagdpächter übernommen werden sollen, so­
fern es im Pachtvertrag festgelegt ist - in den 
meisten Fällen ist das nicht geschehen -, auf der 
anderen Seite von den Jagdgenossenschaften, kann 
ich Ihnen nur eins sagen: Beides ist in jenen Ge­
bieten vollkommen undenkbar und unmöglich, da 
die Wildschweinplage ein so überaus großes Aus­
maß angenommen hat. Fragen Sie die Jagdpächter, 
dann gehen Sie von dieser Forderung ab, weil diese 
die Schäden nicht tragen können. Und fragen Sie 
die Jagdgenossenschaften, so wird es Ihnen ebenso 
als ein Ding der Unmöglichkeit erscheinen. Schauen 
Sie hinauf in die Spessartgemeinden und in das 
unterfränkische Gebiet, wo es nur die kleinbäuer-:­
lichen Betriebe gibt! Schauen Sie in das Steiger­
waldgebiet und nach Mittelfranken, wo ebenfalls 
klein- und mittelbäuerliche Verhältnisse vorhan­
den sind, und versetzen sich in die Lage jener 
Bürgermeister und Gemeindeverwaltungen, die 
Wildschäden in einer Gemeinde zu ersetzen haben, 
die oft eine Höhe erreichen, die an die jährlich 
erhobene Grundsteuer in Höhe von 150 und 180 
Prozent herankommt; dann sagen Sie mir, wie jene 
Gemeinden mit diesen Wildschäden fertig werden 
sollen! Ich sehe hier eine Pflicht des Staates -
nachdem man im Sommer der Wildschweinplage 
nicht auf den Leib rücken kann -, wenigstens für 
die üb er g an g s zeit den Wildschadensersatz 
noch beizubehalten. Dann, wenn die Wildschweine 
auf ein Mindestmaß reduziert sind, können wir 
über die ganze Materie auf einem anderen Weg 
verhandeln. Vorerst aber ist es ein Ding der Un­
möglichkeit, so zu verfahren, daß man den Jagd­
genossenschaften oder Jagdpächtern die Wildschäden 
aufbürdet. Schauen Sie nur hinaus und glauben Sie 
mir, meine lieben Kollegen, wie jenen kleinen 
Bauern zumute ist, die im Frühjahr zwei- und drei­
mal säen müssen, und wenige Monate vor der 
Ernte kommt so ein Rudel Wildschweine und ver­
nichtet die gesamte Ernte! Gehen Sie mit mir hin­
aus, dann zeige ich Ihnen diese Bauern persönlich, 
die mich unter Tränen an ihr Feld geführt und 
gesagt haben, das sei ihnen dreiJahre'hintereinander 
passiert, drei Jahre umsonst gesät, drei Jahre ein 
Großteil der Ernte vernichtet. 

Aus diesen Gründen bitte ich, doch dem Zusatz­
antrag unseres Herrn Kollegen Lanzinger die Zu­
stimmung zu geben. Es ist wahrhaftig eine drin­
gende Notwendigkeit. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Redner 
der Herr Abgeordn~te von und zu Franckenstein. 
Ich erteile ihm das Wort. 

von und zu Franckenstein (CSU): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Der Herr Vorredner 
hat Ihnen die Verhältnisse gerade bei uns in Fran­
ken so klar geschildert, daß ich Ihnen nicht mehr 
viel zu sagen brauche. Ich möchte Sie nur darauf 
hinweisen, daß ich grundsätzlich gerade als Jäger 
der Meinung bin, daß die Jagd ein Sport, ein Ver­
gnügen ist und der Jäger die Folgen zu tragen 
hat. 

Nun aber, meine Damen und Herren, bitte ich 
Sie, zu bedenken, daß alle Jagden bei uns in Fran­
ken zu einer Zeit gepachtet wurden,, in der es 
keine Wildschweine gab. Als die Wildschweine auf­
getreten sind, waren wir Jäger ohne Waffen und 
konnten sie in den Uranfängen nicht bekämpfen. 
Wir haben die Waffen erst wieder in dem Moment 
bekommen, als, wie man landläufig bei uns sagt, 
die Sau aus dem Stall draußen war und die Wild­
schweine überall im Wald herumgelaufen ·sind. An 
sich handelt es sich also um eine Folge des Krie­
ges, die die Allgemeinheit, nicht der einzelne 
Jäger zu tragen hat. Wenn heute Schwarzwild vor­
handen ist, so sind dafür nicht die Jagdgenosserl.­
.schaften und die Gemeinden verantwortlich zu 
machen. Lehnt man es heute ab, meine Damen und 
Herren, von der öffentlichen Hana etwas zu tun, 
wird die Folge sein, daß die Gemeinden im kom­
menden Frühjahr keinen Jagdpächter mehr fin­
den. Die Jagdpächter sind es bestimmt nicht. 

(Oho!) 

Glauben Sie, daß wir in der Lage sind, bei einer 
Jagd, für die wir heute 400 bis 500 Mark Pacht be­
zahlen, 2000 bis 3000 Mark für Wilds'Chäden zu 
zahlen? So sind die Verhältnisse bei uns in Fran­
ken. Die Gemeinden'. wissen das auch ganz genau. 
Sie brauchen bloß die Herren Landbürgermeister 
zu fragen. Sie werden Ihnen sagen: wir finden 
keine Pächter mehr. Wenn Sie heute den Antrag 
ablehnen, treffen Sie an letzter Stelle die Ge­
meinden und vergrößern den Mangel an Jagd­
pächtern. Dann werden die Wildschweine aber erst 
recht zunehmen. 

(Beifall) · 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Red­
ner ist gemeldet der Herr Abgeordnete Dr. Franke. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Franke (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich glaube, wir müssen doch unter­
scheiden. Es handelt sich um zwei Dinge: einmal 
darum, wie werden wir die Wildschweinplage los?, 
und zum zweiten, wieweit jetzt noch Mittel be­
reitgestellt werden müssen, um Wildschäden dort 
zu ersetzen, wo sich niemand findet, der sie er­
setzen kann. 

Deswegen möchte ich zunächst zu dem Antrag 1 
Stellung nehmen, und zwar zu dem, den der Land­
wirtschaftsausschuß ausgearbeitet hat. Er spricht 
davon: Wie werden wir die Wildschweine los? Es 
ist doch klar, das Wildschwein ist heute der Tod­
feind des kleinen Bauern; das sehen wir. Über die 
Größe des Wildschadens will ich nicht diskutieren. 
Daß es auch sonderbare Bauern gibt, kann ich 
Ihnen aber mitteilen. 25 Jahre hatte ich eine Pacht 
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in der Lüneburger Heide. Diese Pacht ist mir ge­
kündigt worden, weil ich zusammen mit meinen 
Jagdgehilfen 50 Sauen abgeschossen habe. Das ist 
den Bauern zu viel gewesen. 

(Heiterkeit) 

Auch so etwas gibt es. 

(Erneute Heiterkeit) 

Wir kommen jetzt aber zur Frage: Wie können 
Wildschweine vernichtet ·werden?. Schließlich 
sind sie durch Jahrzehnte in Deutschland kurz ge­
halten worden, und zwar durch eine ganz normale 
J?-gda11sübung, die übrigens jeder einzelne durch­
zuführen hatte. Es wird also nicht mehr lange 
dauern, dann wird dieser Zustand, wenn die Waf­
fen allmählich in allen Händen sind, wieder ein­
treten. Solange aber weitgehend auch Staatsförster 
nicht einmal über Fernrohrwaffen, verfügen, die 
für die Wildschweinbekämpfung einzig und allein 
in Frage kommen, kann eine systematische Be­
kämpfung nicht stattfinden. Für den Antrag des 
Landwirtschaftsausschusses trete ich von A .bis Z 
·ein. 

Aber jetzt kommt der zweite Punkt, die Gelder. 
Die 11/2 Millionen D-lVfark, die als Amnestiegelder 
bezahlt worden sind und mit denen der Herr Fi­
nanzminister zunächst über den Teich zu gehen 
,gedenkt, .stehen immer noch zur Diskussion. Ich 
selber muß ganz offen sagen: Eigentlich hätten 
wirklich die Jäger ein Recht zu bestimmen, was 
damit geschehen soll. 

(Sehr richtig!) 

Denn schließlich haben sie das Geld bezahlt, und 
die Art der Geldentziehung von einer ganz be­
.stimmten Klasse steht einmalig da. Ich halte sie 
für gesetzlos. 

(Vereinzelter Beifall) 

Diesen Standpunkt werde ich jeden Augenblick 
vertreten .. Denn wir wissen, daß uns wider alles 
Gesetz und Völkerrecht unsere schönen Waffen 
zum größten Teil vernichtet worden sind. Und für 
den geretteten Rest sollen wir noch daraufbezah­
len und nicht über das uns weggenommene Geld 
entscheiden dürfen! Wenri ein Jäger entscheiden 
dürfte, würde er sagen, daß der Wildschweinscha­
den in seiner heutigen Form noch ein Kriegs­
schaden ist. Deshalb hat er so behandelt zu wer­
den, bis er abgestellt ist. Aber unsere Gelder ge­
hören zu etwas anderem; sie gehören - ich will 
das nicht weiter ausführen - in das Kapitel Na­
turschutz, damit wenigstens nach dieser Richtung 
hin auch etwas erhalten bleibt. Man kann zum Bei-. 
spiel Wildschäden auch dadurch abstellen, daß man 
um Staatswaldungen Gatter zieht, so daß die 
Schweine nicht herauskommen. Jeder Waldwirt­
schaftler wird sagen, daß das Wildschwein zur Be­

. kämpfung der Forleule· wegen des Durchwüh-
lens des Waldes auch von großem Vorteil ist. Lei­
der können wir sie auf natürliche Weise nicht kurz 
halten, sonst müßten wir nach Hermann Göring 
Bären aussetzen. Denn das Wildschwein hat heute 

. keinen anderen Feind mehr als den Menschen. Aber 

wenn man Gatter zieht und gewissermaßen eine Art 
Naturschutzpark schafft - das Ziehen und Wieder­
herstellen der Gatter schafft überdies Arbeit und 
Brot für Hunderte von Menschen - und dafür 
unsere Gelder nimmt: hundertmal einverstanden! 

(Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Geschäftsord­
nung ist gemeldet der Herr Abgeordnete Kiene. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Kiene (SPD): Meine Damen und Herren! Ich 
habe den Eindruck, daß die Diskussion nicht richtig 
läuft. Der Antrag, über den gesprochen wird, ist 
der Antrag der Abgeordneten Klotz und Genossen 
betreffend Einleitung von Maßnahmen zur Be­
kämpfung und Ausrottung der Wildschweine. Lei­
der ist in diesen Antrag die Wildschadenskasse, 
die Sportwaffenamnestie und der Wildschaden­
ersatz hineingekommen. Der Antrag des Haus­
haltsausschusses beschränkt sich auf den Punkt, 
den der Antrag Klotz ·will: Maßnahmen zur Ein­
leitung der Bekämpfung und Ausrottung . der 
Wildschweine zu treffen. 

Ich möchte Sie bitten, diesen Antrag abzuleh­
nen und den neuen Antrag Mergler, der über die 
Verwendung von Geldern bestimmen will, an den 
Haushaltsausschuß zurückzuverweisen .. Ich glaube, 
wir können nicht anders prozedieren. 

(Zurufe) 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Rückverwei­
sung an den Haushaltsausschuß ist vorhin schon 
disklJtiert worden. Ich glaube, es hat keinen Sinn, 
sie nochmals aufzugreifen. 

Es folgt der Abgeordnete Nagengast als Redner. 

Nagengast (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus, 
meine Damen und Heren! Ich möchte den Satz 

... aufgreifen, den der Herr Professor Dr. Franke ge­
. sagt hat: Die Amnestiegelder sind Gelder der Jä­
ger. Ich kann nicht einsehen, daß das Finanzmini­
sterium diese Gelder für sich in Anspruch nimmt. 
Ich möchte aber in diesem Zusammenhang noch 
folgendes sagen: Mir ist bekannt, daß in den mei­
sten Ländern des Bundes gerade die Mittel aus 
der Amnestie zur Erstattung von Wildschäden ver­
wendet werden. Warum soll das bei uns in Bayern 
nicht auch gehen? Ich bin der Auffassung, daß 
man gerade in Gebieten wie Unterfranken und 
anderen, wo so große Härtefälle auftreten, aus 
diesen Geldern den Schaden .deckt. Ich möchte 
die Jäger und die Genossenschaften von ihrer 
Pflicht nicht freisprechen - da spreche ich als 
Jäger -: Nach Artikel 58 des Jagdgesetzes haben 
Sie die Möglichkeit, ihre Jagd voll auszuüben; die 
Genossenschaften und die Jäger sollen, soweit das 
im Rahmen des Möglichen liegt, für die Wild­
schäden aufkommen. Wenn Härtefälle vorhanden 
sind, die über das Menschenmögliche gehen, muß 
aber der Staat eintreten. Nachdem sich der Staat 
nicht bereit erklärt, soll man diese von uns Jägern 
stammenden Gelder zu diesem Zweck verwenden. 
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Ich möchte weiter sagen: Ich bin nicht dafür, eine 
namentliche Abstimmung zu fordern. Denn ich 
glaube, alle im Hause anwesenden Herren sind 
davon überzeugt, daß in dieser Hinsicht etwas ge­
schehen muß. · Eine einfache Abstimmung Wird 
den Erfolg bringen, die Mittel auf Grund des Zu­
satzantrages entsprechend zur Verfügung zu stel­
len. 

(Bravo!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Meine Damen und 
Herren! Es sind jetzt noch zwei Redner gemeldet'. 
Ich schlage vor, die Rednerliste zu schließen. -
Als dritter Redner meldet sich noch Herr Dr. Lip­
pert. - Wer mit der Schließung der Rednerliste 
einverstanden ist, möge sich vom Platz erheben. -
Danke. Es ist so beschlossen. 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete Merg­
ler. Ich erteile ihm das Wort. 

Mergler {Bif'): Herr Präsident, meine -Damen und 
Herren! Ich werde mich .ganz kurz fassen. Ich 
möchte Ihnen nur zu bedenken 1ge1ben, daß der 
Staat rechtlich wohl keine Verpflichtung hat, Wild­
schweinschäden herute noch ·zu vergüten, daß er 
e.iber doch m o r a 1 i s c h daZJU verp:flrl.chtet ist, und 
zwar aus einem neuen Gesichtspunkt, den ich 
!ihnen vortragen wiÜ. Es ist auch von der Mini­
sterialforstaib1Jeilung anerkannt, daß das Wild­
schwein neben dem vielen Schaden, den es verur­
sacht, ;auch Nutzen !bringt, und zwar in den Wal­
dungen. 

{Abg. Bezold: Früher waren sie .aruch nicht 
da, und die Wälder sind doch gewachsen!) 

Ja, jetzt wächst es halt dadurch besser, Herr Kol­
le@e Bezold. 

t(A:bg. Bezoi1d: \Das kommt uns 1aiber teuer.) 

Derjenige, der den Nutzen hat, ist moralisch ver­
pflichtet, rauch •einen •Schaden ·zu tragen. Deshalb 
wäre ·es wohl ·zu verantworten, aus den Erträgnis-:· 
sen des Staatsforstes an die <geschädigten Land­
wirte, und zwar nicht in kleine~ Fällen, sondern 
nur da, wo wirklich KatastropihenfäHe eingetreten 
sind, eine Entschädigung zu geiben. Ich möchte im 
Intersse ·der 'kleinen Landwirte in Nordbayern, die 
tatsächlich nicht mehr ein und aus wissen vor 
Schäden, die ratlos vor ihren verwüsteten Feldern 
steihen, bitten, dem Antrag des Hausha1tsausschus­
ses zuzustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Nächster Redner ist 
der Herr Albgeordnete Kraus. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Kraus '(CSU): iHerr Präsident, meine Damen und 
Herren! Die leidtige Wildschweinaffärie ibeschäfti.gt 
den Limd1Jag seit 1946. Es eril'brigt sich fast, noch 
darüber ein Wort zu reden, weil meiner Meinung 
nach: jeder Abgeordnete die Dinge kennt, so daß 
eigentlich jedes weä.tere Wort ülberflüssig ist'. 

Nun muß ich dem Abgeordneten Kiene folgendes 
sagen: Zu dem Antrag des Landwirtschaftsaus-

schusses lagen dem Haush.altsausschuß noch zwei 
Anträge vor. Sie sind damit verbunden worden. 
Und daher kam der Zusatzantrag. 

{AJbg. Bezold: Das war ein Unglück.) 

- Ob es ein Unglück war oder nicht, viermag ich 
nä.cht zu entscheiden. Nun möchte ich doch noch 
einmal dararuf ihinweisen, daß wir es in Unter­
franken, im Spessart, in der Rhön und im Steiger­
wald g·erade mit kleinstbäuerlichen Verhältnissen 
zu tun haben. Ich habe schon ä.m Haushaltsaus.:. 
schuß gesagt, daß ich eine Reihe von Ortschaften 
im Spessart weiß, wo der Jagdschaden dras Drei­
fache der Jagdpacht ausmacht. 

{Zuruf: Das Zehnfache!) 

Da kann mir 1keiner den Einwand 1bringen, die 
J1agdgenossensch•aft, die die Gemeinde ist, weil 
jeder Grundstücksbesitzer Mitglied der Genossen­
schaft ist, muß für den Schaden arufkommen - ein 
Ding der Unmöglichkeit. Wir haiben heute schon 
eine Rei\h.e Ortschaften - lieh war erst vor vier­
zehn Tagen wieder in ·einer Versammlung im 
Spess·art -, die die Jagd gekündigt !bekommen 
ha;ben. Es ·kann kein Jäger mehr den Schaden 
beziahlen. Meiner Auffassung nach muß dort, wo 
sich der einz·elne nlicht mehr wehren kann, letztlich 
der Staat eingreifen. Wir sind so vernünftig, die 
Auffassung zu vertreten, daß das kein Dauerzu­
stand s•ein tkann. Wir sind nur der Meinrung, daß 
lih den äußersten, ·katastrophalen Fällen im Jahre 
1952 und 1953 noch etwas ZJU geschelhen hat, damit 
d:Le kleinstlbäuerlichen Verhältnisse tatsächlich 
einigermaßen eine Erleichterung erfahren. 

Nun zu den Amnestiegeldern: Ich vertrete die 
A'll!ffassung, die auch der ißayeni.sche Jägerverband 
v·ertreten hat, dte Gelder könnten zum Ersatz von 
Jagdschaden'v·erwendet werden. Das halte ich auch 
für richtig. Aber eines hat das Finanzministerium 
meiner Auffassung nach nicht richtig gemacht. Aus 
den Amnestiegeldern sind zirka J,3 Millionen ein­
gegangen. Das Finanzministerium hat den Städten 
ziirka 300 000 DM zurückgegeiben. 

(Zurufo) 

Es gfüt eine Reihe Länder im BundesgeMet, die ' 
schon damit angefangen haben, die Amnestie­
gelder den Jägern wieder zurückzugeiben. Also 
besteht keine einiheitlli.che Auffassung im Bundes­
geibiet. Der Rechts- und Verfassungsausschuß hat 
die Auffassung vertreten, daß der Landtag über 
die Gelder v•erfügen kann. Nun bin ich der Mei­
nung, daß der Landtag hei der 'katastrophalen 
Lage in den k1'einstbäu.erlichen Betni.eiben für die 
bedrohten Gebiete doch wirklich. etwas tun kann 
und •aruch tun muß. 

Ich möchte noch etwas zu den Zäunen sagen, von 
denen der Aibg·eordnete Dr. Franke gesprochen hat. 
Die Sache mit den Zäunen haben wir seit 1946 
.schon :bis zum Überdruß äurch·exerziert. Ich möchte 
sagen: Durch die Wälder g·ehen auch Wege. Wenn 
zehn das Tor zumachen, läßt es der elfte auf. Dann 
nützt der Zaun niichts mehr. Sie wissen genaru so 
gut wie ich, Herr Professor Dr. Franke, daß es 
Leute .gi:bt, die immer das foaputt machen, was 
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andere schützen soll. Di>ese Leute können wir ein• 
fach nicht ausrotten. 

{Lachen) 

- Entschuldigen Sie! Diese Leut~ können wir ein-
fach nicht belehren. · 

(Erneute Heiterkeit - Abg. Dr. Baumgartner: 
Die möchtest Du ausrotten!) 

- Nein! Ich ha.be mich versprochen. Ich wollte 
sagen, wir können sie nicht belehren. Es ist doch 
immer so: Wenn einer etwas Gutes tut, dann gibt 
es andere Leute, die das sabotieren. 

Wir hatten im Spessart den großen eingezäunten 
Wildpark gehabt. An jedes Tor mußte ein Wächter 
gestelt werden. Wenn wir heute den Spessart und 
die übrigen Wälder einzäunen wollten; dann müß­
ten wir eine ganze Reihe von Wächtern aufstellen, 
die dem Staat weitaus teurer kämen. 

(Ab. Dr. Franke: Beschaffen Sie Waffen für 
diie Jäger; die sch·ießen dann die Sauen tot. 
Dann brauchen Sie keinen Schadenersatz!) 

Herr Professor Franke! Der Haushaltsausschuß hat 
ja auch vorgeschlagen, Berufsjägern, die nicht in 
der Lage sind, sich Gewehre zu beschaffen, aus 
dieser Jagdwaffenamnestie 100 000 DM ziur Be­
schaffung von Waffen zu geben. Der Landtag muß 
das nur bestimmen. Es soll das ja alles geschehen. 

Ich möchte Sie also doch bitten, dem Zusatz-. 
antrag die Zustimmung zu geben. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als· letzter Redner 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Lippert gemeldet; ich 
erteile ihm das Wort. 

Dr. Lippert (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Vielleicht ist es mir als Außenseiter, 
als Nichtjäger erlaubt, ganz kurze Ausführungen 
zu machen, um Ihnen die Annahme des Zusatz­
antrags zu erleichtern. 

Es hat vorhin Herr Kollege Bezold in einem Zu­
ruf davon gesprochen, daß es früher keine Wild­
schweine gegeben hat. Das ist darauf zurückzufüh­
ren, daß zum Beispiel die Staatswaldungen des 
Spessart so umfriedet waren, daß keines der Tiere 
aus dem Park herausgekommen ist. Die Ameri­
kaner haben die Umzäunung eingerissen. 

(Zurufe: Die war schon kaputt! - Abg. Be­
zold: Die war schon während des Krieges 
nicht mehr in Ordnung; das habe ich selbst 

gesehen.) 

- Die Amerikaner haben ihr den Rest gegeben. 
Durch diesen Umstand und durch die unsachgemäße 
Jagdausübung sind die Schäden entstanden, die 
auch als eine Kriegsfolgelast anerkannt werden 
sollen. 

Schon vor einem Jahr hat der Landtag den Be­
schluß gefaßt, die. Staatsregierung zu bitten, die 
durch die unsachgemäße Jagdausübung entstande­
nen Wildschweinschäden beim Bund als Kriegs­
folgelast anzumelden. Das macht einen Betrag von 

mehreren Millionen D-Mark aus. Ob die Staats­
regierung dieser Aufforderung· des letZten Jahres 
inzwiscl:;ten nachgekommen ist, weiß ich nicht. Es 
zeigt sich aber hier ein Weg, wie die verhältnis­
mäßig geringe Summe, die der Antrag erfordert, 
durch die Erstattung der bisher entstandenen Schä­
den später wieder hereingebracht werden könnte. 

(Abg. Bezold: Sie meinen, der Bund will auch 
etwas haben. Das ist ja zum Lachen!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Aussprache ist 
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Es ist 
namentliche Abstimmung beantragt; ich nehme 
aber an, daß sie nur über den Zusatzantrag er­
forderlich ist. Über die erste Hälfte ,des vom Aus­
schuß für Ernährung und Landwirtschaft beschlos­
senen Textes besteht Übereinstimmung mit dem 
Antrag des Haushaltsausschusses. Wir stimmen zu­
nächst, und zwar in einfacher Abstimmung über 
den Teil ab, den auch der Haushaltsausschuß ge­
billigt hat. 

(Abg. Beier: Satzweise!) 

-Es ist satzweise Abstimmung beantragt. Ich rufe 
zunächst den· ersten Satz auf: 

Die Staatsregierung wird ersucht, energische 
und einheitliche Maßnahmen zur Bekämpfung 
und Ausrottung der Wildschweine durch die 
Forstbehörden zu ergreifen. 

Wer diesem Satz zustimmt, wolle sich vom Platz 
erheben. - · 

(Abg. Bezold: Es nützt ja nichts, aber es hört 
sich schön an!) 

Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltun­
gen? Satz 1 ist einstimmig angenommen. Ich rufe 
auf Satz 2: · 

Dabei sollen große Jagden, die Erhöhung der 
Abschußprämie, Wettbewerbe usw. durchge­
führt. werden. 

(Abg. Bezold: Polizei soll eingesetzt werden. 
- Abg. Dr. Franke: Die trifft ja nicht!) 

Wer diesem zweiten Satz zustimmen will, wolle 
sich vom Platz erheben. - Ich stelle fest, daß der 
zweite Satz ebenfalls einstimmig angenommen ist. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Zu­
satzantrag. Dieser Zusatzantrag tritt im Falle sei­
ner Annahme an die Stelle der zweiten Hälfte des 
Beschlusses des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft .. Ich frage zunächst: Wer unterstützt 
den Antrag auf namentliche Abtimmung? - Die 
Unterstützung genügt nicht; es wären 30 Stimmen 
notwendig gewesen. Die Abstimmung erfolgt des­
halb in einfacher Form. Wer dem vom :S:errn 
Abgeordneten Lanzinger eingebrachten Zusatzan­
trag - -

(Abg. Dr. Ankermüller: Ich bitte, den Antrag 
noch einmal vorzulesen.) 

- Ich habe den Antrag vorhin vorgelesen. Er 
dürfte allen bekannt sein. 

(Weitere Bitten um Verlesung des Antrags) 

Ich habe den Antrag Lanzinger während der 
Debatte vorhin verlesen. Ich glaube, das dürfte 
genügen. Sie sollten . es mir ~rlassen, ein und den-
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selben Antrag innerhalb von 15 Minuten zweimal 
zu verlesen. 

Wer dem· Antrag Lanzinger die Zustimmung er­
teilt, wolle sich vom Platz erheben. - Ich bitte um 
die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Das 
erstere war die Mehrheit. Der Antrag Lanzinger 
ist angenommen. 

(Beifall bei der CSU und BP) 

Damit entfällt eine Abstimmung über den zweiten 
Teil des vom Ausschuß für Ernährung und Land­
wirtschaft beschlossenen Textes. Sie stimmen mir 
zu; es wird so verfahren. 

Meine Damen und Herren! Die Behandlung die­
ses Punktes der Tagesordnung hat eine verhältnis­
mäßig lange Zeit in Anspruch genommen. Ich 
empfehle. Ihnen jetzt zwischendurch die Nachtrags­
tagesördnung zu erledigen, damit deren Beratung 
wegen der Bedeutung der Materie sichergestellt 
ist. 

Ich rufe auf den Punkt der ersten Nachtrags-
tagesordnung: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Dr.Stro­
sche, Simmel, Köhler und Fraktion, ·Meixner, 
Eberhard und Fraktion auf Verlängerung der 
Frist gemäß § 287 des Lastenausgleichsgesetzes. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Strosche wird den An­
trag kurz begründen, der in den Ausschüssen nicht 
behandelt wurde. Ich bitte ihn aber, die Begrün­
dung kurz zu fassen und erteile ihm das Wort. 

Dr. Strosche (BHE}, Antragsteller: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Die meisten Her­
ren Kollegen werden aus Praxis und Erfahrung 
wohl wissen, daß die Durchführung des Lasten­
ausgleichsgesetzes und insbesondere der organisa­
torische Start in jedem Land auf gewisse Schwie­
rigkeiten stößt. Zweifellos sind d,iese Schwierig­
keiten auch bei uns vorhanden. Sie werden ferner 
aus der Erfahrung wissen, daß die Antragsteller, 
die an die Frist vom 31. Dezember gebunden sind, 
in eine ungeheure Pression kommen. Einmal ist 
die Unterrichtung der Antragsteller noch nicht in 
genügendem Maße durcligeführt, und zum anderen 
sind die Kriegsgeschädigten- und Heimatvertriebe­
nenverbände, die helfend eingreifen wollen, nicht 
imstande, in dieser kurzen Frist die Dinge klaglos 
zu klären. Praktisch hat sich in allen Bundeslän­
dern herausgestellt, daß die Erledigung dieser An­
träge bis zu diesem Stichtag auch beim besten 
Willen der mithelfehden Organe kaum durchführ­
bar ist. Wie wir unterrichtet sind, sind auch beim 
Bund in Bonn Bestrebungen im Gange, wegen der 
praktischen Undurchführbarkeit die notwendigen 
Schritte einzuleiten. Zweifellos ist es aber sinnvoll, 
wenn die Länderparlamente durch die Annahme 
eines derartigen Antrags die aus der praktischen 
Erfahrung gewonnenen zwingenden Notwendig­
keiten hier unterstreichen. Ich bitte Sie daher, 
durch die 'Annahme des Antrags im Bayerischen 
Landtag darauf hinzuweisen, daß diese Frist ver­
längert werden m u ß. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Abgabe einer 
Erklärung in d~eser Angelegenheit meldet sich Herr 
Abgeordneter Ospald zum Wort. 

Ospald (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Die SPD-Fraktion schließt sich diesem An­
trag einstimmig an. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zum Wort meldet 
sich weiter der Herr Abgeordnete Dr. Baumgart­
ner; ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Baumgartner (BP): Meine Damen und Her­
ren! Ich beantrage namens meiner Fraktion eine 
kurze Unterbrechung der Sitzung. Einer der Her­
ren Kollegen von der SPD war während der Pause 
bei mir. Wir haben uns bereit erklärt, mit der gan­
zen Fraktion mitzutun. Während der Mlttagsbera­
tungen wurde plötzlich von den Regierungsparteien 
ein Antrag eingebracht, so daß wir vor einer ganz. 
neuen Situation stehen: 

(Abg. Eberhard: Der Antrag ist schon alt. Sie 
verwechseln das mit einer anderen Sache.) 

Präsident Dr. Rundhammer: Herr Dr. Baumgart­
ner! Ich glaube, Sie sprechen zu einem ganz ap.de­
ren Gegenstand als den, der jetzt zur Debatte steht. 
Es handelt sich jetzt um die Verlängerung der Frist 
gemäß § 287 LAG. 

(Lachen und Heiterkeit) 

Dr. Baumgartner (BP): - Ich bitte um Entschul­
digung, meine Herren Kollegen! Ich habe mich ge­
irrt; ich wollte zu einem anderen Antrag sprechen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es dürfte doch emp­
fehlenswert sein, mit einiger Aufmerksamkeit, we­
nigstens mit einem ü:p.r, auf die Verhandlungen zu 
horchen. 

Zur Sache selbst liegen keine Wortmeldungen 
vor; wir stimmen ab. Der Antrag darf jetzt als An­
trag der Abgeordneten Dr. Strosche und Fraktion, 
Meixner und Fraktion und Knoeringen und Frak­
tion bezeichnet werden. Diese drei Fraktionen 
haben ihn unterzeichnet. 

Wer die Zustimmung erteilt, wolle sich von Platz 
erheben. - Ich stelle fest, daß der Antrag vom 
Plenum einstimmig zum Beschh:iß erhoben worden 
ist. 

Ich rufe nunmehr aus dem zweiten Nachtrag zur 
Tagesordnung Ziffer 1 auf: 

Einwendungen des Senats gegen das Gesetz: 
zur Änderung des Landeswahlgesetzes (Bei­
lage 3725, Anlagen 309, 306). 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für 
Rechts- und Verfassungsfragen (Beilage 3726) be­
richtet der Herr Abgeordnete Kramer; ich erteile 
ihm das Wort. 

Kramer (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! In seiner 135. Sitzung 
vom 18. Dezember 1952 befaßte sich der Ausschuß 
für Rechts- und Verfassungsfragen mit den Ein­
wendungen des Senats zur Fristverlängerung der 
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Nachwahl und dann zur Änderung und Abschaf­
fung der Nachwahl. 

Nach längerer Aussprache kam der Ausschuß mit 
20 gegen 5 Stimmen bei einer Stimmenthaltung zu 
folgendem Beschluß: 

Den Einwendungen des Senats wird insoweit 
Rechnung getragen, als § 65 Absatz 1 folgende 
Fassung erhält: 

Scheidet ein Abgeordneter aus oder ruht die 
Mitgliedschaft eines Abgeordneten, so wird der 
Sitz mit dem nächstfolgenden Ersatzmann aus 
dem Wahlkreisvorschlag der politischen Partei 
oder sonstigen organisierten Wählergruppe be­
setzt, in dem der Ausgeschiedene bei der Wahl 
aufgetreten war. 

Somit hat der Ausschuß die Einwendungen des 
Senats abgeleh,nt, die Ziffern 2, 3 und 4 zu strei­
chen. Die Behandlung der Einwendungen des Se­
nats auf Anlage 308 und 305 wurde zurückgestellt. 
Ich ersuche Sie, dem Beschluß des Ausschusses bei­
zutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zum Wort ist ge­
meldet Herr Abgeordneter Haußleiter; ich erteile · 
ihm das Wort. 

Haußleiter (fraktionslos): Hohes Haus, meine Da­
men und Herren! Die Einwendungen des Senats 
sind meiner Ansicht nach in vollem Umfange über­
zeugend. Zunächst hat der Senat mit Recht daran 
Kritik geübt, daß der Bayerische Landtag an zwei 
verschiedenen Tagen zwei einander widerspre­
chende Gesetze beschlossen hat. Dieses Verfahren 
war, wie ich mir schon bei den Beratungen zu sagen 
erlaubt habe, nicht richtig, weil in einer Sache nicht 
gleichzeitig zwei einander durchaus widerspre­
chende Gesetze an zwei aufeinander folgenden Ta­
gen verabschiedet werden· können. 

(Abg. Bezold: ... sagt der Senat!) 

- Ich stimme dem zu; Ich bin der Überzeugung, 
daß der Senat in dieser Beziehung richtiger, objek­
tiver, sorgfältiger und genauer gearbeitet hat als 
der Landtag, und daß er mit Recht erklärt hat, er 
verstehe das Verfahren des Landtags nicht, er 
werde aus dem nicht klug. In der Tat kann nie­
mand aus diesem Verfahren klug werden. 

(Abg. Meixner: Wir haben es verstanden!) 

Nein, Herr Kollege Meixner! Jetzt ist es ein­
deutig so: Dadurch, daß .der Senat Stellunggenom­
men hat, und zwar zu beiden Gesetzen, ist das eine 
Gesetz als absolut überflüssige ·Maßnahme zu be­
trachten, und wir haben in der Tat den Eindruck 
erweckt, als wüßten wir nicht, was wir wollten. Das 
war das eine. Zum anderen sind die Einwendungen 
des -Senats auch gegen das zweite Gesetz ohne 
Zweifel durchaus überzeugend begründet. Ohne 
weiter in die Einzelheiten einzugehen, erlaube ich 
mir infolgedessen, den Antrag zu stellen, den Ein­
wendungen des Senats in vollem Umfange Rech­
nung zu tragen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Geschäftsord­
nung ist gemeldet der Herr Abgeordnete Simmel; 
ich erteile ihm das Wort. 

Simmel (BHE): Meine Damen und Herren, ich 
beantrage Schluß der Rednerliste. 

(Abg. Bezold: Über die Wildschweine wird 
11/2 Stunden geredet, aber über das Wahl­

gesetz redet man fünf Minuten!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es ist Schluß der 
Rednerliste beantragt, gemeldet sind zwei Redner. 
Ich frage: Wer dem Antrag auf Schluß der Redner­
liste stattgeben will, der möge Platz behalten. -
Ich bitte um die Gegenprobe. - Das erstere war 
die Mehrheit. Der Schluß der Rednerliste ist be­
schlossen. 

Als nächster Redner folgt der Herr Abgeordnete 
Junker; ich erteile ihm das Wort. · 

Junker (CSU): Herr Präsident, meine Damen· 
und Herren! Ich glaube, es ist ein Gebot der Fair­
neß, hier nun nicht zur Materie - nämlich, ob Neu­
wahl oder nicht - zu sprechen. Ich halte es aber 
für notwendig, daß nach dem, was Herr. Kollege 
Haußleiter hier ausgeführt.hat, doch auch noch ein­
mal ein anderer Standpunkt kurz zur Sprache 
kommt, nämlich der rein sachliche Standpunkt, 
warum der Bayerische Landtag sich dazu entschlie­
ßen mußte, zwei Gesetze zu beschließen, die sich 
in etwa widersprechen. Wenn wir die Möglichkeit 
gehabt hätten, die der Hohe Sena.t hat, daß wir zu 
der Lösung, die Sie hier in diesen Drucksachen fest­
gelegt finden, eine E V e n t u a 11 ö s u n g hätten 
vorschlagen können, dann hätten wir auch so klug 
sein können wie der Senat und hätten nur eine ge­
setzliche Lösung vorgeschlagen. Dann wäre es be­
deutend leichter gewesen. Nachdem wir diese 
schöne Lösung aber leider Gottes niclit hatten, viel­
leicht auch Gott sei Dank nicht hatten, mußten wir 
uns eben entschließen, den Einspruchsmöglich­
keiten des Senats durch zwei Gesetze Rechnung zu 
tragen. Ich glaube, daß wir recht daran getan haben 
und daß die Kritik, die der Senat dem Landtag. 
gegenüber geübt hat, nicht so überzeugend und 
felsenfest fundiert war, 

(Lebhaftes Sehr richtig! in der Mitte) 

wie es in der Presse und wohl auch im Rundfunk 
zum Ausdruck gekommen ist. Es ist leicht, zu sagen: 
Der Landtag darf nur eines beschließen, wenn man 
selbst die Eventualmöglichkeit ausgenützt hat. 

Das muß einmal gesagt werden. Ich möchte nur 
noch wünschen, daß wir möglichst rasch zu einer 
endgültigen Lösung kommen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und einem 
Teil der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Abgeordneten von und zu Francken­
stein. 

von und zu Franckenstein (CSU): Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Wenn Herr Kollege 
Junker auch glaubte, noch auf die Ausführungen 
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des Herrn Kollegen Haußleiter erwidern zu müs­
sen, so bin ich doch der Ansicht, Herr Kollege 
Junker, daß der Senat in manchem recht hat. 

(Zuruf des Abg. Junker) 

Ich kanh mir nicht vorstellen, daß man ein Gesetz, 
das an die Verfassungsänderung nahe herangeht 
und bei dem doch zum mindesten erwogen wurde, 
ob es verfassungsändernd sei oder nicht, im Hand­
umdrehen zwei Tage vor dem Heiligen Abend er­
ledigt. Meine Herren, wenn Sie alle, die Sie für die 
Abschaffung der Nachwahl so leidenschaftlich sind, 
die Nachwahl für verkehrt halten, warum haben 
Sie dann gerade jetz~ bis zwei Tage vor Weihnach­
ten gewartet, gerade jetzt, wo eine Wahl in die 
Feiertage hereinfällt, die Ihnen unbequem ist? Wir 
wollen doch einmal die Tatsachen feststellen! Wir 
sind auf die ganze Frage gekommen, weil es uns 
unbequem ist und weil wir das tatsächlich mit den 

·Weihnachtsfeiertagen nicht vereinbar finden, eine 
Nachwahl zu halten. Aber der Weihnachtsfrieden 
ist doch kein Grund, um sich jetzt aus Bequemlich­
keit für die Zukunft in einer derartig grundsätz­
lichen Frage Trab-Trab schnell zu entschließen, 
eine Senatseinwendung unter den Tisch fallen zu 
lassen. 

(Zuruf von der CSU: Neue Weisheiten hat 
der Senat nicht dargeboten!) 

Ich möchte Ihnen das noch etwas ausführlicher 
und betonter sagen, als ·es im Senatsibeschluß drin 
steiht. Der Herr Staatsminister Dr. Hoegner hat 
vor zwei Stunden im Rechts- und Verfassungsaus­
schuß darauf hingewiesen, daß unter Umständen 
ein Wahlkreisabgeordneter, der jetzt nachrückt, 
vielleicht 20 000 Stimmen mehr ihat und damit 
mehr dem Willen des Volkes entspricht als eliner, 
der ·aus dem 'Stimmkreis gewählt wird. Wenn Sie 
genau hinschauen, so sind die Argumente des 
Herrn Staatsministers Dr. Hoegner nicht durch­
schlagend; denn ibitte, es list doch kein Zufall: 
Schauen wir doch zurück auf die Wahl in Neuburg 
vor vier Wochen! Auf einmal halben in Neuburg 
alle Parteien mit Ausnahme der CSU Bauern auf­
gestellt. Glauben Sie mir, meine Herren von den 
anderen Parteien: Wenn eliner nachrücken würde, 
so wäre es kein Bauer gewesen. 

(Zurud: aus der Mitte: Es ist ja :auch keiner 
gewählt worden!) 

- Es ist ja auch keiner gewählt worden, wie Sie 
richtig bemerken. Und wenn in der Stadt irgend­
ein Bauer nachrückt, den in Nürn1berg oder Würz­
burg niemand kennt, so können Sie das unmöglich 
als den Volkswillen betrachten. Wir haben ein ver­
bessertes Verhältniswahlsystem. Wollen Sie aus 
dem ein Verhältniswaihlsystem machen, dann än­
dern Sie die Grundlage, den Willen des Gesetz­
gebers, der Si<e - eine große Zahl von Ihnen 
vor zwei Jahren waren. 

{Beifall bei einem Teil der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Aussprache ist 
geschlossen. Wir kommen zur Aibstimmung. 

Der Herr Abgeordnete Haußleiter hat den An­
trag gestellt, den Einwendungen des Senats ent­
gegen den Vorschlägen des Ausschusses Rechnung 
zu tragen. Das ibederutet also nicht e~nen Antrag 

. besonderer Art; es ist nur über den Vorschlag des 
Ausschusses abzustimmen. 

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Hauß­
leHer! 

Haußleiter (fraktionslos): Hohes Haus, meine 
Damen und iHerren! Ich gla111be, die Dinge sind 
etwas anders, als sie der Herr Präsfa:l,ent jetzt defi­
niert hat. Es dreht sä.eh rum folgendes - ich spezia­
lisiere jetzt meinen Antrag -: Der Senat hat Ein­
wendungen gegen das zweite vom Landtag be- · 
schlossene Gesetz erhoben und den Antrag ge­
stellt, in § 1 die Ziffern 2, 3 und 4 zu streichen. 
Das sind die Einwendungen des Senats. Der An­
trag, den der Rechts- und Verfassungsausschuß des 
Landtags beschlossen hat, geht wenliger weit. Wei­
terg·eihend sind die Einwendungen des Seniats. 

Nun „ werden i!:üer rdi:e Einwendungen des S~nats 
zur Debatte gestellt und ich erlauibe mir, den wei­
tergehenden Antrag zu stellen, ihnen Rechnung zu 
tragen. Die Einwendungen des Senats liegen vor. 
Meli.ner Ansicht nach muß geschäftsordnungsge­
mäß nun über den weitergehenden Antrag abge­
stimmt werden, di:e Einwendungen des Senats in 
vollem Umfang anzuerkennen. 

1(Widerspruch) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich g1au<be, das ist 
dies•e1be Medaille. 

(Heiterkeit) 

Wir halben zunächst !insoweit über die Einwen­
dungen des Seniats abzustimmen, als der Rechts­
und Verfassungsausschuß den Einwendungen des 
Senats Rechnung tragen will. Der Beschluß des 
Rechts- und Verfassungsausschusses liegt Ihnen 
auf Benage 3726 vor. Wer dem zustimmt, möge sich 
vom Platz 'erheben. - Ich bitte um die Gegen­
probe. - Stimmenfäla'ltungen? - Bei zwei Sttimm­
enthaltungen und zwei Gegenstimmen ist den Ein­
wendungen des Senats in diesem Teil Rechnung 
getragen und der vom Rechts- und Verfassungs­
ausschuß 'gemachte Vorschlag zum Beschluß er­
ihoiben. 

Nun kommen wir zu den übrigen Einwendungen. 
HtierZiU hat der R\'chts- und Verfassungsausschuß 
die Aiblehnung empfohlen. Der Herr Abgeordnete 
Hauß1eiter bittet um Zustimmung. 

Wer dem Vorschlag des Rechts- und Verfassungs­
ausschusses auf kblehnung Folge leisten will, möge 
sich vom Platz erheben. - Ich ibitte um die Ge­
genprobe. -

(Zurufe: Das erste _w.ar die Mehrheit!) 
- Es muß namentlichoe AJbstimmung erfolgen. 
Wenn das Präsidium in einem Fall nicht ·einig ist 
- u:i;i:d das ist hier der Fall -, so ist namenili.ch 
abzustimmen. 

Ich bitte, auf folgendes zru achten. Wir stimmen 
jetzt en bloc uher ,föejenigen Einwendungen des 
Senats aib, die durch den bereits g·efaßten Beschluß 
nicht erfaßt worden sli.nd, und zwar neihmen die-
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jenigen, die dem Ausschußibeschluß !beitreten, die 
blaue Karte und diejenigen, die dem Ausschuß­
beschlruß nicht ibeitreten, die also. im Sinne des von 
dem Herrn Abgeordneten Haußleliter vertretenen 
Standpunkts abstimmen, die rote Karte. 

Der Namens.aufruf beginnt. -

Das Alplhabet wird wiederp.olt. -

Die Abstimmung ist geschlossen. Bis zur Fest­
stellung des Ergebnisses wird ,die Sitzung unter­
brochen. -

Die Beratungen sind wieder ·aufgenommen. 

Die namentliche A•bstimmung hat ein sehr klares 
Bild ergeiberr. 161 A!bgeordnete hiaben sich an der 
Abstimmung beteiligt; davon haiben mit Ja 105, 
mit Nein 52 und mit „Ich enthalte mich" 4 Abge­
ordnete gestimmt. Damit ist dem übrigen Teil der 
Einwendungen des Senats entsprechend deri Vor­
schiägen des Rechts- und Verfassungs•ausschusses 
nicht Rechnung getragen. 

Mit Ja stimmten die A1bgeordneten: 

Bachmann Georg, Bauer Georg, Baumeiste.r, 
Dr. Baumgartner, Baur Anton, Beier, Bielmeier, 
Bitom, Demeter, Demmelmei:er, Dietl, Donsberger, 
Dotz.aruer, Drechsel, Drexler, Eberhard, Dr. Ehard, 
El:öer, Engel, Ernst, Dr. Fisch<bacher, Dr. Fischer, 
Frank, Dr. Franke, Frenzel, Freundl, Gabert, Ge­
genwarth, Dr. Geisfüö;ringer, Gräßler, Günzl, 
.Dr. Guthsmuths, Dr. !Haas, Raas, Hagen Georg, 
von Haniel-Niethammer, Hauffo, Dr. Hoegner, Höl­
lerer, Hofmann Leopold, Junker, Dr. Keller, Ker­
ber, Kiene, Klotz, von Knderingen, Knott, Köhler, 
Dr. Kolarczyk, Kramer, Krehle, Krüger, Dr. La­
cherbauer, L1allinger, Lang, Lanzinger, Laumer, 
Lechner, Lindiig, Luft, Maclc, Meixnrer, Mergler, 
Mittig, Nageng.ast, Narr, Nerlinger, Dr. Olberländer, 
Op den Orth, Ortloph, Ospald, Pfeffer, iPiehler, 
Piper, Prandl, .Priller, Puls, Reichl, Rd.e.diger, Roß­
mann, Sauikel, Scher:ber, Dr. Schier, Dr. Schlögl, 
Schr·einer, Schuster, Dr. Schweiger, Seibald, Seibert; 
Dr. Seitz, Simmel, Stain, Stegerer, Stöhr, Strobl, 
Strohmayer, Dr. Strosche, Dr. Sturm, 'Dhieme, 
Walch, Dr. Weigel, Weishäupl, Wd:mmer, Wolf 
Franz, [)r. Zdralek. 

Mit Nein stimmten die Albg·eordneten: 

Dr. Ankermüll:er, Bauer Hannsheinz, Baur Leon­
hard, Dr. Becher, Dr. Brücher, Dr. Bungartz, Eder, 
Eichelbrönner, Eisenmann, Elsen, Euerl, Falk, von 
Feury, von und zu Franclce,nstein, Gaßner Alfons, 
Gaßner Wilihelm, Gei:ger, Greilb, Hadasch, Had.sch, 
iHiaußleiter, Heigl, Helmerich, Hettrich, Hofer, Hof­
mann Engelbert, Dr. Hund!hammer, Huber, 
Dr. Jüngling, Karl, Klammt, Kotschenreuther, 
Kraus, Kurz, Dr. Lippert, Dr. Malluche, Michel, 
Dr. von Prittwitz und Gaffron, Rabenstein, 
Dr. Schedl, Schmid, Schmidramsl, Dr. Schubert, 

. Strenkert, Tharrbichler, Thellmann-Bidner, Ullrich, 
Volkholz, Weinhwber, Dr. Wüllner, Zehner, Zilli­
biller. 

Mit „Ich enthalte mich" stimmten die .A!bgeord­
neten: 

Bezold, Frühwald, Gärtner, Dr. Seidel. 

Ich rufe auf Ziffer 2 des zweiten Nachtrags zur 
Tagesordnung, den 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten von 
Knoeringen und Fraktion, Meixner und F1·ak­
tion, Dr. Strosche und Fraktion und Dr. Baum­
gartner und Fraktion. 

A1bgeordneter Dr. Barumgartner hat sich für seine 
Fraktion dem Antrag angeschlossen. Der Antrag 
hat folgenden WorUaut: 

Die Staatsregierung wird ersucht, jenen 
Empfängern von Arbeitslosenfürsorgeunter­
stützung, die nach den gegenwärtigen Bundes­
richtHnien nicht in den Genuß der Weihnachts­
beiihilfe kommen können, diese zu gewähren. 

(Abg. Bezold: Zur Geschäftsordnung!) 
Zur Geschäftso!'dnung Herr AJbigeordneter Be­

zold! 

Bezold (E'DP): Ich ibitte, :tp.li.ch füt meine Fraktion 
dem Antrag anschHeßen zu dürfen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Damit ist auch die 
Fraktion der FDP dem Antrag angeschlossen. 

(Abg. Dr. Bung.artz: Ich ibitte ums Wort!) 

Herr Abgeordneter Dr. Bungartz zur Geschäfts­
ordnung! 

{Abg. Dr. lßungartz: Nicht zur Geschäfts-
ordnung!) 

- Nicht zur Geschäftsordnung? Dann mruß ich .. zu­
nächst fragen, 01b jemand zur Begründung des An­
trags das Wort wünscht. - Das ist nicht der Fall. 
Dann erteile ich d!as Wo·rt dem Herrn A1bigeord­
neten Dr. Bung:artz. 

Dr. Bungartz (FDP): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Ich hätte einige Fragen an die 
Fraktionen - vielleicht auch an meine eigene Frak­
tion, die sich dem Antrag angeschlossen hat -, 
weil ich einiges nicht verstehe. 

Im Residenztheaterausschuß habe ich Erfahrun­
gen in bezug auf die Reichshaushaltsordnung ge­
sammelt. Gelder können in Bayern nur ausgegeben 
werden, wenn sie im E t a t schon enthalten sind 
oder wenn der Landtag ein Gesetz macht. Im 
vorliegenden Antrag wird aber die.Staatsregierung 
nur „ersucht". Die Fraktionen sind sich doch dar­
über klar, daß die Staatsregierung keinerlei Fonds 
hat, aus deneq sie die 3 Millionen bezahlen kann. 
Ebenso werden sich die Fraktionen darüber klar 
sein, daß ihr Ersuchen, die Staatsregierung nicht 
zwingen soll, absichtlich gegen die Reichshaushalts-
01·dnung zu verstoßen, die immer noch gilt. Wenn 
wir uns an die bestehenden Gesetze und die be­
stehenden Haushaltsordnungen halten, dann kann 
die Staatsr.egierung dem vorliegenden Antrag über­
haupt nicht zustimmen. Ich weiß nicht, ob das be­
absichtigt ist, um so aus der Affäre herauszukom­
men. Sonst müßte nämlich ein Initiativgesetzentwurf 
vorgelegt werden, wonach diese und jene Beträge zu 
zahlen sind. Dann käme allerdings die Frage nach 
dem Artikel 79 der Verfassung. Aber es liegt kein 
Gesetz vor, sondern ein E r s u c h e n. Ich möchte 
nun wissen: Wie soll die Staatsregierung diesem 
Ersuchen Rechnung tragen? 
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Präsident Dr. Hundhammer: Ich frage die Staats­
regierung, wer diese an sie gerichtete Frage be­
antwortet. - Der Herr Ministerialdirigent Dr. Traßl 
vom Finanzministerium antwortet auf diese An­
frage. 

Dr. Traßl, Ministerialdirigent: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Es ist wohl nicht ganz so, daß ,ohne 
ein G e s e t z eine Ausgabe nicht beschlossen wer­
den könnte. An sich ist es richtig, daß jede Aus­
gabe, die geleistet werden soll, im Haushaltsplan 
ihren Niederschlag gefunden haben muß. Aber 

(Abg. Dr. Haas: Es gibt Hintertüren!) 

es gibt auch über- und außerplanmäßige Ausgaben, 
also Ausgaben, die im Haushaltsplan keine Grund­
lage haben. Es besteht die Möglichkeit, mit Zustim­
mung des Finanzministers derartige Ausgaben zu 
leisten; sie müssen nur dem Landtag nachträglich 
zur Genehmigung vorgelegt werden. Daraus muß. 
wohl geschlossen werden, daß der Landtag selbst 
natürlich erst recht die Möglichkeit hat, derartige 
Ausgaben zu beschließen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bungartz) 

Allerdings wird· gegenüber einer Ausgabe, die im 
Haushaltsplan nicht vorgesehen ist, die Deckungs­
frage aufgeworfen werden müssen. Die Deckungs­
frage ist im vorliegenden Fall natürlich schwierig. 

Das wollte ich zu dieser allgemeinen Frage aus­
führen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als Redner ist wei­
ter gemeldet der Herr Abgeordnete Dr. Lippert. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Lippert (BP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Welchen Tatsachen verdankt dieser 
Antrag im zweiten Nachtrag zur Tagesordnung 
seine Entstehung? Wahrscheinlich denselben, die 
ich heute früh vorgetragen habe, 

(Widerspruch bei der SPD)' 

nämlich der Notlage, in der sich weite Kreise un­
serer Bevölkerung befinden. Dieses Thema, Notlage 
unserer Bevölkerung, haben ausgerechnet zwei 
Kollegen der Christlich-Sozialen Union als par­
terre bezeichnet. Mir kommt es darauf an, das 
j e t z t festzuh~lten. 

(Zuruf des Abg. Euerl) 

Heute vormittag ist es mir nicht darauf angekom­
men, einen V e r g 1 e i c h zwischen dem Einkom­
men eines Arbeitslosen und dem eines Staatsmini­
sters zu ziehen. Das wäre geschmacklos gewesen. 
Ich habe vielmehr darauf hingewiesen, daß die 
Notlage, in der sich weite Kreise unserer Bevölke­
rung befinden, keinen zur Besprechung eines sol­
chen Themas geeigneten Zeitpunkt abgibt. Es hat 
mir förmlich einen Stich gegeben. Nun aber bin 
ich beruhigt und freue mich sogar, daß dieses 
„parterre Material" ausgereicht hat, dem Haus 
einen interfraktionellen Antrag vorzulegen, bei dem 
ich mich allerdings nicht ganz des Eindrucks er­
wehren kann, daß er gleichzeitig als eine gewisse 
Beruhigungspille gedacht ist. 

(Beifall bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Redner 
der Herr Abgeordnete von Haniel. 

von Haniel-Niethammer (CSU): Hohes Haus! Be­
vor wir über diesen Antrag abstimmen, möchte ich 
Sie doch auf gewisse Bedenken aufmerksam ma­
chen. Der Herr Abgeordnete Dr. B u n g a r t z hat 
auf die haushaltsrechtlichen Bedenken aufmerksam 
gemacht. Ich möchte auf die Bedenken aufmerksam 
machen, die man von der sozialpolitis_chen Seite 
her dagegen geltend machen muß. Ich bitte, mich 
zu Ende reden zu lassen. Ich werde verschiedene 
Gedanken vortragen, die wir immerhin einmal 
durchdenken müssen. 

Bisher war eine Regelung geplant, wonach die 
Empfänger von Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
nur dann in den Genuß der Weihnachtszuwendun­
gen gelangen, wenn ihr Einkommen unter 110 Pro­
zent der Richtsätze der allgemeinen Fürsorge liegt. 
Das war die bisherige Regelung, dieselbe, die auch 
für die Soforthilfeempfänger gilt. Wenn wir nun 
darüber hinaus auch denjenigen Empfängern von 
Arbeitslosenfürsorge, die über 110 Prozent be­
kommen, diese Weihnachtszuwendungen zukommen 
lassen, wird das bei den Empfängern der Sofort­
hilferente, die über 110 Prozent liegen, auch Unmut 
erregen. Wir können uns immer noch überlegen, 
zu welchem Entschluß wir kommen. Ich bitte nur 
daran zu denken, und es ist sehr wohl denkbar, 
daß diese Regelung bei den Empfängern der Ar­
beitslosenunterstützung, obwohl diese auf einem 
anderen Gebiet liegt, psychologisch natürlich auch 
einen gewissen Unmut erzeugt. Sie sagen: Warum 
kriegen wir nun nichts? 

Wenn man die Empfänger von Arbeitslosenfür­
sorge mit denen der Soforthilfe vergleicht, kommt 
noch folgendes Moment hinzu: Die Empfänger von 
Unterhaltsrente oder Soforthilfe sind Leute, die zu­
mindest e r w e r b s b e s c h r ä n k t sind, die sich 
gar nichts verdienen können, während die Empfän­
ger von Arbeitslosenfürsorge an und für sich 
arbeitsfähig sind' und hur zur Zeit keine Arbeit 
haben. Dabei bitte ich Sie, doch auch daran zu 
denken - es klingt vielleicht etwas unsozial, wenn 
ich das sage, aber es ist nicht so gemeint -: Wir 
müssen nun einmal eine gewisse Spanne lassen 
zwischen den Renten, die einer aus der Arbeits~ 
losenfürsorge bekqmmt, und den, sagen wir, nie­
dersten Verdienstklassen der tatsächlichen Arbeit, 
um - es sind doch alle Menschen - einen An­

. reiz zu geben, auch wirklich eine Arbeit aufzu­
nehmen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Keller) 

Das ist zweifellos ein Bedenke1'l dagegen, die 110 
Prozent zu durchstoßen. Man darf das soziale Prin­
zip natürlich auch nicht überspannen. Sie wissen, 
daß es sehr viele Leute gibt, die, vielleicht nicht 
ganz unberechtigt, sagen, der An.reiz zur Arbeit ist 
teilweise nicht mehr 1n dem Maße vorhanden, weil 
man Unterstützung aus der Arbeitslosenfürsorge 
bekommen kann und nebenbei noch berechtigter­
weise einen gewissen Arbeitsverdienst haben darf. 

Hinzu kommen die unerfreulichen Begleiterschei­
nungen der Äußerungen des Unmuts auf den Ar-
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beitsämtern in diesen Tagen. Wenn wir jetzt diesem 
Antrag zustimmen, könnte in der Öffentlichkeit der 
Eindruck entstehen, als ob das - ich will mich mal 
häßlich ausdrücken - auf den Druck der Straße 
hin geschehen seL 

Ich muß Ihnen ehrlich sagen, daß ich auf Grund 
dieser Erwägungen geneigt war, gegen den Antrag 
zu sprechen. Als letztes erfahre ich aber eben, daß 
die Empfänger der Arbeitslosenfürsorge alle, auch 
die über 110 Prozent, schon im Vorjahr die Weih­
nachtszuwendung bekommen haben. Ich will damit 
nicht sagen, daß damit die anderen Gründe zusam­
menbrechen, aber dieser überwiegt natürlich. Denn 
es ist psychologisch unmöglich, den Leuten, die 
voriges Jahr die Weihnachtszuwendungen bekom­
men haben, sie heuer nicht zu geben. Insofern muß 
ich - ich nehme an, daß das stimmt, was mir der 
Herr Ministerialreferent gesagt hat - den Unmuts­
bezeigungen der Leute recht geben. Ganz anders 
wäre die Sachlage, wenn voriges Jahr noch nichts 
bezahlt worden wäre. Ich kann höchstens ein ge­
wisses Bedauern aussprechen, daß uns die Regie­
rung nicht rechtzeitig auf diese Sachlage aufmerk­
sam gemacht hat, so daß wir eigentlich erst durch 
diese Vorgänge in den Arbeitsämtern darauf auf­
merksam gemacht wurden und nun in der miß­
lichen Lage sind, die Zahlungen im letzten Moment 
beschließen zu müssen. Da die Leute die Zuwen­
dung schon voriges Jahr bekommen haben; müssen 
wir sie für heuer auch bewilligen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Redner 
folgt der Herr Abgeordnete Hauffe. Ich erteile ihm 
-das Wort. · 

Hauffe (SPD): Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, gerade die letzten Ausführungen des Herrn 
.Abgeordneten von Haniel, Herr Dr. Lippert, sind 
der Gegenbeweis dafür, daß dieser Antrag erst aus 
der heutigen Situation erwachsen ist. Wir haben 
uns bereits im vorigen Jahr mit den Zuwendungen 
an die Arbeitslosenfürsorgeempfänger befaßt. Bloß 
hat voriges Jahr das Land Bayern die Mittel auf 
sämtliche Arbeitslosenfürsorgeempfänger verteilt, 

(Abg. Eberhard: Nicht ganz!) 

ohne die Einkommensgrenze zu ziehen. Diese Ver­
teilung hat der Bund dieses Jahr durch eine An­
weisung verhindert. 

Wenn ich Ihnen ganz persönlich noch etwas sagen 
darf: Ich bin einer von denjenigen, die in meiner 
Fraktion dieses Thema bereits seit vierzehn Tagen 
oder noch länger zur Diskussion stellen. Wfr dis­
kutierten schon in den letzten Wochen hin und her, 
wie wir dieses Problem lösen. Das können Sie mir 
glauben oder nicht; denn Sie sind nicht in der Lage 
zu kontrollieren, was ich in der Fraktion gesagt 
habe .. 

(Abg. Dr. Lippert: Das bestreit~ ich nicht!) 

pann möchte ich Ihnen noch etwas sagen. Ich 
stehe persönlich auf dem Standpunkt, daß wir das 
Problem der Weihnachtszuwendungen einmal end­
_gültig klären müssen~ Denn auf die Dauer ist es 

ein untragbarer Zustand, daß alle Vollbeschäftig­
ten Weihnachtszuwendungen erhalten, auch die­
jenigen, die im festesten Arbeitsverhältnis, im Be­
amtenverhältnis stehen. 

(Zuruf von der SPD: Zum erstenmal! -
Abg. Donsberger: Sie sollen besser bezahlt 

werden!) 

Ja, zum erstenmal. Die Zuwendungen werden 
aber feste Bestandteile der Entlohnung, sie werden 
feste Bestandteile der Tarife. Die Wohlfahrtsemp­
fänger bekommen etwas, die Arbeitslosenfürsorge­
empfänger bekommen etwas. Bisher hängen in der 
Luft, rein rechtlich, die Arbeitslosenfürsorgeemp­
fänger von einer gewissen Einkommensgrenze ab, 
also die langfristig Arbeitslosen, die früher einmal 
ein besseres Arbeitseinkommen hatten, ohne Rück­
sicht darauf, wielange sie arbeitslos sind. Denen 
wollen wir jetzt noch einmal helfen. Damit erfassen 
wir alle langfristig Arbeitslosen, aber nicht die 
kurzfristig Arbeitslosen, weil wir die Regelung 
nicht auf sie ausdehnen können. Aber auch für sie 
wird die Frage in der nächsten Zeit erörtert werden 
müssen, ebenso wie für die Rentner und alle ande­
ren. Wenn man das 13. Monatsgehalt diskutiert, 
wird man eines Tages auch die 13. Monatsrente dis­
kutieren müssen; bei den Kriegsbeschädigten steht 
sie bereits im Bereich der Diskussion. 

Damit möchte ich also sagen, daß der Antrag 
nicht überstürzt gekommen, nicht aus der heutigen 
Diskussion erwachsen ist, sondern auf einem Pro­
blem beruht, das rücksichtslos auf uns zukommt. 
Wenn die vorjährige bayerische Regelung nicht mit 
Hilfe des Bundes durchgeführt werden kann, ist sie 

• eine moralische Pflicht des bayerischen Staates. 
Wir kommen darum nicht herum. Ich glaube des­
halb, daß wir dem Antrag ohne weiteres zustim- · 
men können. Der Landtag, der heute seine Zustim­
mung zu einem Antrag gibt, wird dann, wenn die 
Regelung nachträglich in ein Gesetz gekleidet wird, 
der Staatsregierung seine Zustimmung sicherlich 
nicht verwehren, um die Regelung rechtlich so zu 
fundieren, wie es auf Grund der Haushaltsordnung 
notwendig ist. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Redner 
der Herr Abgeordnete Dr. Bungartz. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Dr. Bung~rtz (FDP): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Gerade aus den letzten Ausfüh­
rungen des Herrn Kollegen Hauffe ist ersichtlich, 
daß die maßgebenden Kreise das Problem schon 
seit längerem kennen. Außerdem hat mir der Ver­
treter der Regierung gesagt, daß die Sache schon 
seit über einem Monat bekannt ist. Denn der Be­
schluß des Landtags vom letzten Jahr, wonach allen 
die Weihnachtszuwendung gegeben wurde, führte 
zu eiµem Einspruch des Bundes oder des bayeri­
schen Obersten Rechnungshofs, der darauf hinge­
wiesen hat, daß der Beschluß keine Deckung hatte 
und an sich ungesetzlich war. Auf jeden Fall steht 
fest, daß die Regierung die· Frage schon lange, 
schon ;über einen Monat kennt. Die SPD arbeitet 
schon vierzehn Tage daran, wie sie das Problem 
lösen soll. Ich verstehe also nicht, warum uns kein 
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Gesetzentwurf vorgelegt wurde, der im 
Haushaltsausschuß hätte beraten werden können. 
Darum habe ich meine Frage gestellt, wie es gesetz­
lich weitergehen soll. Der Vertreter der Regierung 
hat gesagt, wir könnten jetzt einen Beschluß fassen 
und müßten ihn später in einem Gesetz genehmi­
gen. Er hat aber keinerlei Auskunft darüber ge­
geben, wie man bei der gesetzlich notwendigen Ge­
nehmigung dem Artikel 79 der Verfassung gerecht 
werden soll. Ich darf mir erlauben, diesen Artikel 
noch einmal vorzulesen: 

Eine Angelegenheit, welche Ausgaben ver­
ursacht, für die im festgesetzten Haushaltsplan 
kein entsprechender Betrag eingestellt ist, darf 
seitens des Landtags nur in Beratung gezogen 
und beschlossen _werden, wenn gleichzeitig für 
die notwendige Deckung gesorgt wird. 

Nun möchte ich doch bitten, daß wir uns an diese 
Verfassungsbestimmung halten und zuerst einmal 
hören, wo die Deckung ist. Erst dann dürfen wir 
nach der Verfassung überhaupt beraten. Ich finde, 
gerade nach den Ausführungen von Herrn Hauffe, 
man hätte uns dieses Beraten und den Streit über 
diese Fragen ersparen können. Wenn man vor vier­
zehn Tagen einen diesbezüglichen Dringlichkeits­
antrag gestellt hätte, wären diese Fragen schon 
lange geklärt. Ich möchte aber bitten, daß zuerst 
einmal dem Artikel 79 der Verfassung Genüge ge­
leistet wird; sonst würde ich mich persönlich außer­
stande sehen, diesem Antrag zuzustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort nimmt der • 
Herr Ministerpräsident. 

Dr. Ehard, Ministerpräsident: Herr Präsident, 
meine Damen, meine Herren! Ich darf Sie vielleicht 
daran erinnern, daß vor Jahren schon einmal, auch 
ausgehend von einem Herrn der FDP, ein ähnlicher 
Streit entstanden ist. Im vorliegenden Fall handelt 
es sich jetzt nicht um einen festgesetzten Haushalts­
plan; denn der Haushaltsplan steht ja noch gar 
nicht zur Debatte und ist noch nicht festgesetz't. ~s 
handelt sich im Augenblick auch nicht um ein Ge­
setz und auch nicht darum, daß der Landtag die 
Auszahlung beschließt. Der Antrag lautet ja: Die 
Staatsregierung wird ersucht, das und da,s zu tun. 
Nun kann die Staatsregierung als Exekutive selbst­
verständlich außerplanmäßige, überplanmäßige 
Ausgaben machen. Wie sie dann die Deckung fin­
det, ist zunächst einmal ihre Sache. Aber wenn sie 
das tut und dem Ersuchen nachkommt, muß sie sich 
hinterher vom Landtag eine nachträgliche Ermäch­
tigung geben lassen. Wenn Sie sich erinnern, haben 
im Zusammenhang mit dem Kriegsbeschädigten­
gesetz seinerzeit ähnliche Schwierigkeiten mit den 
amerikanischen Herren bestanden, und wir haben, 
um eine Frist zu wahren, vorausgezahlt. Mir ist 
deshalb sogar der Vorwurf des Verfassungsbruchs 
gemacht worden. Wie Sie sich erinnern, habe ich da­
mals schon den Standpunkt eingenommen: Wir 
können selbstverständlich von seiten der Staats­
regierung einem solchen Ersuchen stattgeben oder 
auch von uns aus eine solche Ausgabe machen, müs-

sen aber dann eine haushaltsmäßige Deckung und 
eine nachträgliche gesetzliche Zustimmung finden. 
Der Landtag hat es dann selbstverständlich in der 
Hand, diese Zustimmung zu erteilen oder etwa hin­
terher zu sagen: Wir desavouieren die Staatsregie­
rung, wir lassen sie hängen und lassen sie auf ihren 
21/2 Millionen sitzen. 

. Das ist die Situation. Ich wollte das nur zur Rich­
tigstellung sagen.· Das Kabinett selbst hat sich mit· 
diesem Antrag noch gar nicht befaßt, weil der An:.. 
trag erst ein Ersuchen an die Regierung darstellt. 
Die Regierung wird sich dann mit diesem Ersuchen 
beschäftigen. 

(Abg. Kiene: Sehr richtig!) 

P1·äsident Dr. Hundhammer: Damit ist die Aus­
sprache geschlossen; wir kommen zur Abstimmung. 

Der Antrag liegt Ihnen vor. Wer ihm die Zu­
stimmung erteilt, wolle sich vom Platz erheben. -
Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltun­
gen? - Bei 3 Stimmenthaltungen ist der Antrag 
vom Bayerischen Landtag angenommen. Damit ist 
di~ Nachtragstagesordnung aufgearbeitet. 

Ich rufe jetzt auf die Ziffer 13 der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Kerber und Genos­
sen, Strohmayer und Dr .. Soenning betreffend 
finanzielle Unterstützung ·des Allgäuer schwä• 
bischen Musikbundes (Beilage 3145). 

Mit dem Antrag haben sich .der kulturpolitische 
Ausschuß und der Staatshaushaltsausschuß befaßt. 
Beide Ausschüsse haben einstimmige Bechlüsse ge­
faßt, so daß sich die Berichterstattung auf deri In­
halt der Beschlüsse beschränken kann. Zunächst 
erteile ich das Wort dem Herrn-Abgeordneten Baur 
Leonhard als Berichterstatter für den Ausschuß 
für kulturpolitische Angelegenheiten (Beilage 3514). 

Baur Leonhard (CSU), Berichterstatter: Hohes 
Haus, meine Damen und Herren! Der Ausschuß für, 
kulturpolitische Angelegenheiten hat in seiner 
40. Sitzung den Antrag der Abgeordneten Kerber 
und Genossen,. Strohmayer und Dr. Soenning be­
raten. Berichterstatter war ich selbst. Nach der An­
regung des Herrn Präsidenten gebe ich hiermit das 
Ergebnis dieser Beratung bekannt. Der Ausschuß 
beschloß einstimmig die folgende Fassung: . 

Die Staatsregierung wird ersucht, zur För­
derung der Volksmusik den regionalen Ver­
bänden zur Pflege der Volksmusik entspre­
chende Mittel zur· Verfügung zu stellen. 

Ich bitte das Hohe Haus, ebenso zu beschließen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Über die Beratung 
im Ausschuß für den Staatshaushalt berichtet (Bei­
lage 3678) der Herr Abgeordnete von Feury; ich 
ertelle ihm das Wort. 

von Feury (CSU), Berichterstatter: Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Der Ausschuß für den 
Staatshaushalt hat sich in seiner 161. Sitzung am 
4. Dezember 1952 mit dem Antrag betreffend finan­
zielle Unterstützung des Allgäuer schwäbischen Mu­
sikbundes beschäftigt. Berichterstatter von Feury, 
Mitberichterstatter Lanzinger. 
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Nachdem der Antrag auf Beilage 3145 von den 
Antragstellern zurückgezogen worden war, wurde 
die Fassung des kulturpolitischen Aµsschusses auf 
Beilage 3514 einstimmig beschlossen. Ich bitte das 
Haus, ebenso zu verfahren. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
erfolgt nicht. -

Wer den einstimmigen Vorschlägen der beiden 
Ausschüsse, über die berichtet worden ist, beitritt, 
wolle Platz behalten. - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle ·die einstimmige Zustimmung des Plenums 
~est. 

Ich rufe auf Ziffer 14 der Tagesordnung: 

Einwendungen des Senats gegen das Gesetz 
über staatliche Auszeichnungen für die Rettung 
von Menschen aus Lebensgefahr (Anlagen 274, 
282). 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für 
Rechts- und Verfassungsfragen (Beilage 3666) be­
richtet der Herr Abgeordnete Dr. Fischer; ich erteile 
ihm das Wort. " 

Dr. Fischer (CSU), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Der Rechts- und 
fassungsausschuß hat am 2. Dezember 1952 zu den 
Einwendungen des Senats gegen das Gesetz über 
staatliche Auszeichnungen für die Rettung von 
Menschen aus Lebensgefahr Stellung. genommen. 
Den einstimmigen Beschluß bitte ich der Bei­
lage 3666 zu entnehmen, aus dem hervorgeht, wie­
weit den ]j:inwendungen Rechnung getragen wurde. 

_Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
erfolgt nicht. - Wer dem vom Berichterstatter be­
zeichneten Vorschlag des Rechts- und Verfassungs­
ausschusses beitritt, wolle Platz behalten. - Stimm­
·enthaltungen? - Keine. Den Einwendungen des 
Senats ist also in der auf Beilage 3666 wiederge­
gebenen Form entsprochen. 

Ich rufe nunmehr auf den Antrag der Abgeord­
neten Meixner, Thanbichler und Fraktion betref­
fend Rückgabe des Obersalzberggeländes an die 
früheren Eigentümer (Beilage 3426). 

Hierzu wird sich wieder eine Debatte ergeben. 
Wäre das Hohe Haus mit einer Zurückstel­
lung dieser Angelegenheit einverstanden? - Das 
ist der Fall. Sie wird auf der nächsten Tages­
ordnung unter den ersten Punkten rangieren. 

Ich rufe auf den Antrag Dr. Becher betreffend 
Entfernung der Entnazifizierungsbögen aus den 
Personalakten der Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes (Beilage 3540). 

(Abg. Eberhard: Dasselbe!) 

- Gibt es hier auch eine Diskussion? 

(Zuruf von der SPD - Abg. Dr. Strosche: 
. Das gibt eine Diskussion!) 

-·- Es ist Z u r ü c k s t e 11 u n g vorgeschlagen. Er­
hebt sich dagegen eine Einwendung? - ·Das ist 
nicht der Fall; die Angelegenheit wird zurück­
_gestellt. 

Es folgt der Antrag Dr. Becher betreffend Be­
gründung von Maßnahmen zum Schutze des Staa­
tes (Beilage 3541). 

(Zuruf) 

- Ich möchte jetzt aber nicht alle noch vorhande­
nen Anträge ohne weiteres zurückstellen. 

(Abg. Eberhard: Das können wir zurück­
stellen!) 

Wird auf den Antrag auf Zurückstellung bestan­
den? - Das Haus ist damit einv·erstanden. 

Der Anfrag Dr. Schönecker urid Mergler auf Bei­
lage 34p9 - Tagesordnungspunkt 15 a - ist zurück­
gezogen; seine Beratung entfällt. 

Ich ru1fo auf die Ziffer 15 ib der Tagesordnung: 

Antrag des Abgeordneten Frühwald betref­
fend Verlegung des Tierzuchtamtes Nürnberg­
West nach Neustadt a. d. Aisch (Beilage 3251). 

Den Bericht ülber die Beratung im Ausschuß für 
Ernäihrung und Landwirtschiaft (Beilage 3662) hö­
ren wir vom Herrn A:bgeo·rdneten Nag·eng.ast; ich 
ertelile dhm ·dias Wort. 

Nagengast i(CSU), Berichterstatter:· Meine Damen 
und Herren! [)er A111sschuß für Ernährung und 
Landwirtschaft hat in seiner 44. Sitzung am 2. De­
zemiber den auf i8eil1age 3251 wiedergegebenen 
Antrag behandelt. Auf Grund· der ausführlichen 
ßeratung durch Herrn Mindisterialrat Dr. Dürr­
wächter hat der Ausschuß den Antrag in abgeän­
de·rter Form einstimmilg angenommen, wie ·alUS der 
Beilage 3662 zu ersehen ist. 

Ich 1bitte das Hohe Haus, dem ibeizutreten. 

P1·äsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
hieriziu •erfolgt l1Jicht. - Wer dem vom Beriicht­
erstatter ibezeichneten Vorschlag des Ausschusses 
zustimmt, wolle P1atz behalten. - Stimmenthal­
tung·en? - E-rifolgen nicht. Der Ausschußibeschluß 
ist vom Plenum einstimmig ge:billigt. 

Ich rufe nunmehr auf den 

Antrag der Abgeordneten Dr. Lippert und Ge­
nossen, Bachmann Georg und Genossen betref­
fend Abstandnahme von der geplanten Ver.„ 
legung der Gestütsämter Ansbach und Lands­
hut nach Schwaiganger (Beilage 3496). 

Ülber die Beratung 1m Ausschuß für Ernährung 
und Landwirtschaft berichtet (1Beilage 3663) der 
Herr Abgeordnete Mack; ich ·erteile ihm das Wort. 

Mack (CSU), Berichterstatter: Meine Damen und 
Herren! Hohes Haus! Der Antrag lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, von der 
geplanten Verlegung der Gestütsämter Ans­
bach und Landshut nach Schwaiganger Ab­
stand zu nehmen und es bei dem bisherigen 
Zustand zu belassen. 

Der Ausschuß hat hierüber beraten und mit 16 
gegen 1 Stim~e folgenden Antrag angenommen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, von einer 
Verlegung der Gestütsämter Ansbach und 
Landshut nach Schw:;i.iganger Abstand zu neh­
men und es beim bisherigen Zustand zu be­
lassen. 
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Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
hierzu erfolgt gleichfalls nicht. - Wir stimmen ab. 
Wer dem Ausschußvorschlag zustimmt, wolle Platz 
behalten. - Stimmenthaltungen? - Der Ausschuß­
vorschlag ist vom Plenum einstimmig angenommen. 

.Nun folgt der 
Antrag der Abgeordneten Frühwald, Lechner 
Hans und Schreiner betreffend Maßnahmen zur 
Hebung des Grundwasserspiegels des ehemali­
gen Knoblauchlandes (Beilage 3498). 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für Er­
nährung und Landwirtschaft (Beilage 3664) berich­
tet der Abgeordnete Elzer; ich erteile ihm das Wort. 

Elzer (BHE), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Landwirtschafts­
ausschuß befaßte sich in seiner 44. Sitzung mit dem 
Ap.trag, den Sie auf Beilage 3498 gedruckt finden. 
Berichterstatter war ich selbst, Mitberichterstatter 
der Herr Abgeordnete Laumer. 

Nach der ausführlichen Berichterstattung gab 
Herr Oberregierungsrat B e r g 1 e r von der Ober­
sten Baubehörde eingehend Auskµnft ·über dieses 
Thema. An der anschließenden Debatte beteiligten 

. sich die Abgeordneten Frühwald, Nagengast, 
Dr. Franke u.nd Falk. Schließlich wurde folgender 1 

Ab ä n d e r u n g s an t r a g angenommen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die Be­
strebungen der beteiligtenGrundeigentümerzur 
Bewässerung des Knoblauchlandes zu unter­
stützen, naqhdem der Ludwig-Donau-Main­
Kanal zwischen Nürnberg und Erlangen wegen 
des Baues einer· Schnellstraße nicht mehr ge­
füllt werden kann. 

Ich ersuche das Hohe Haus, dem Ausschuß­
beschluß zuzustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es meldet sich nie­
mand zum Wort. - Wer dem Ausschußvorschlag 
zustimmt, wolle Platz behalten. - Stimmenthaltun­
gen? - Erfolgen nicht. Der Ausschußvorschlag ist 
einstimmig zum Beschluß erhoben. 

Es folgt der 
Antrag der Abgeordneten Dr. Lippert, Bantele, 
Engel und Fraktion, Bezold, Wolf Hans und 
Fraktion betreffend Errichtung der Bundes­
anstalt für ·den Güterkraftverkehr in Coburg 
(Beilage 3549). 

Den Bericht über die Beratung im Ausschuß für 
Wirtschaft und Verkehr (Beilage 3682) gibt der Herr 
Abgeordnete Luft; ich erteile ihm das Wort. 

Luft (BHE}, Berichterstatter: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Am 4. Dezember befaßte sich der Aus­
schuß für Wirtschaft und Verkehr mit dem Ihnen'. 
auf Beilage 3549 vorliegenden Antrag. Berichterstat­
ter war meine Wenigkeit, Mitberichterstatter der 
Herr Kollege von Rudolph. 

Im Verlauf der Debatte hat sich die Notwendig­
keit einer Abänderung des ursprünglichen Antrags 
herausgestellt. Der Antrag wurde in der auf Bei­
lage 3682 wiedergegebenen Fassung neu formuliert 
und lautet nun: 

Die Staatsregierung wird ersucht, ihre Ver­
tretung im Bundesrat anzuweisen, gemäß § 53 
des Güterkraftverkehrsgesetzes im Bundesrat 
den Antrag einzubringen, daß die Bundesanstalt 
für den Güterkraftverkehr nach Bayern kommt. 
Sofern dies nicht möglich sein sollte, wird die 
Staatsregierung beauftragt, dafür Sorge zu tra­
gen, daß Bayern zwei Außenstellen der Bundes­
anstalt für den Güterkraftverkehr, nämlich 
Nordbayern und Südbayern, erhält, und daß 
die Außenstelle Nordbayern nach Coburg 
kommt. 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. Ich 
bitte Sie, ebenso zu verfahren. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Geschäftsord­
nung ist der Herr Abgeordnete Ospald gemeldet. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Ospald (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
H.erren! Ich beantrage, über den ersten Satz des 
Antrags, wie ihn der Ausschuß angenommen hat, 
getrennt ~pstimmen zu lassen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Dagegen erhebt sich 
keine Erinnerung. Eine Wortmeldung ist nicht er­
folgt. Wir kommen zur Abstimmung. Ich verlese 
den ersten Satz der Klarheit halber: 

Die Staatsregierung wird ersucht, ihre Ver­
tretung im Bundesrat anzuweisen, gemäß § 53 
des Güterkraftverkehrsgesetzes im Bundesrat 
den Antrag einzubringen, daß die Bundes­
anstalt für den Güterkraftverkehr nach Bayern 
kommt. 

Wer dem zustimmt, wolle sich vom Platz erheben. 
- Es ist einstimmig so beschlossen. 

1 

Der zweite Satz lautet: 

Sofern dies nicht möglich sein sollte, wird die 
Staatsregierung beauftragt, dafür Sorge zu tra­
gen, daß Bayern zwei Außenstellen der Bun­
desanstalt für den Güterkraftverkehr, nämlich 
Nordbayern und Südbayern, erhält, und daß 
die Außenstelle Nordbayern nach Coburg 
kommt. 

Wer dem zustimmt, möge sich vom Platz erheben. 

(Abg. Kiene: Coburg ist unmöglich!) 

- Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthal­
tungen? - Das erstere war die Mehrheit. Auch der 
zweite Satz des Antrags ist damit angenommen. 

Ich erteile dem Herrn stellvertretenden Minister­
präsidenten zu diesem Beschluß nachträglich das 
Wort. 

Dr. Hoegner, stellvertretender Ministerpräsident: 
Ich möchte darauf· hinweisen, daß die Regierung 
keinen Vertreter im Bundesrat hat, sondern die 
Regierung selbst im Bundesrat ist. Es müßte also 
heißen: „im Bundesrat dahin zu wirken" oder, wie 
wir sonst immer gesagt haben: „ ... beim Bund 
dahin zu wirken, daß ... " Nach dem Grundgesetz. 
hat die bayerische Staatsregierung nur einen Be­
vollmächtigten beim Bund. 
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Präsident Dr. Hundhammer: Es soll also an der 
entsprechenden ·Stelle des Antrags heißen: „im 
Bundesrat dahin zu wirken, daß". - Das Hohe Haus 
ist damit einverstanden. Ich darf aber bitten, solche 
Änderungen künftig etwas früher anzubririgen, 
nicht erst, wenn der Beschluß bereits gefaßt ist. -
Pas Plenum billigt die Korrektur des gefaßten Be­
schlusses. 

Die Ziffer 16 b der Tagesordnung kann nicht be­
handelt werden, weil der Ausschuß die Angelegen­
heit, obwohl er sie schon verabschiedet hatte, nach­
träglich nochmals aufgegriffen hat und seine Be­
ratungen bis jetzt nicht zum Abschluß bringen 
konnte. 

(Abg. Dr. Strosche: Zur Geschäftsordnung!) 

- Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abgeordnete Dr. Strosche. 

Dr. St:rosche (BHE): Namens der Fraktion des 
BHE bitte ich das Hohe Haus, den Punkt 17 a der 
heutigen Tagesordnung zurückstellen zu wollen; da 
hierzu eine erneute Beratung in unserer Fraktion 
notwendig ist. 

Präsident Dr. Hundhammer: Erhebt sich gegen 
diesen Antrag eine Erinnerung? - Das ist nicht 
der Fall. Die ·Ziffer 17 a wird für die nächste Plenar­
.si tzung zurückgestellt. 

Ich rufe auf die Ziffer 17 b: 

Antrag der Abgeordneten Bauer Georg, Dr. Kel­
ler, Dr. Kolarczyk und Riediger betreffend 
Vorlage eines Programms' zur Auflösung der 
nichtstaatiichen Vertriebenenlager (Beilage 3585). 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für 
Angelegenheiten der Heimatvertriebenen (Beilage 
3686) beriChtet der Herr Abgeordnete Puls. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Puls (BHE), Berichterstatter: Herr Präsident, 
Hohes Haus! Der Ausschuß für Angelegenheiten der 
Heimatvertriebenen und Kriegsfolgegeschädigten 
befaßte sich in seiner 44. Sitzung. am 9. Dezember 
1952 mit dem Antrag der Abgeordneten Bauer 
Georg, Dr. Keller, Dr. Kolarczyk und Riediger be­
tref~end Vorlage . eines Programms zur Auflösung 
der nichtstaatlichen Vertriebenenlager (Beilage 
3585). Berichterstatter war meine Wenigkeit, Mit­
berichterstatter der Herr Kollege Gabert. 

Nach einer längeren Debatte erfuhr der Antrag 
eine kleine redaktionelle Änderung und lautet nun 
folgendermaßen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, dem Land­
tag einen Vorschlag zur Auflösung der nicht­
staatlichen Unterkunftslager (Notunterkünfte 
mit mehr als 20 Insassen) vorzulegen. 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. Ich 
bitte das Hohe Haus, sich diesem Beschluß anzu­
schließen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt mir nicht vor. Wer den vom Berichterstatter 
vorgetragenen Ausschußvorschlag billigt, wolle 
Platz behalten. - Stimmenth'altungen? - Stimm-

enthaltungen liegen nicht vor. Der Ausschußvor­
schlag ist einstimmig zum Beschluß erhoben. 

Ich rufe auf die Ziffer 18 a der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Eberhard, Demmel­
meier und Frnktion betreffend Bereitstellung 
von Mitteln aus der wertschaffenden Arbeits­
losenfürsorge zur Durchführung von Notstands­
arbeiten (Beilage 3499). 

Über das Ergebnis der Beratungen des Ausschus­
ses für sozialpolitische. Angelegenheiten (Beilage 
3671) berichtet der Herr Abgeordnete Piper. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Piper (SPD), Berichterstatter: Meine Damen und 
Herren! Der sozialpolitische Ausschuß hat sich in 
seiner 31. Sitzung am 4. Dezember 1952 mit dem 
soeben vom Herrn Präsidenten aufgerufenen An­
trag der Abgeordneten Eberhard, Demmelmeier 
und Fraktion betreffend Bereitstellung von Mitteln 
aus der wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge zur 
Durchführung von Notstandsarbeiten beschäftigt. 
Berichterstatter war ich, Mitberichterstatter der 
Herr Kollege Dr. Weigel. 

Nach einer sehr ausgedehnten fachkundigen Aus­
sprache ergab sich die Zweckmäßigkeit, die ur­
sprüngliche Fassung des Antrags teilweise abzu­
ändern. Der Antrag, dem der Ausschuß bei einer 
Stimmenthaltung die Zustimmung gegeben hat, 
lautet nun: 

Die Staatsregierung wird ersucht, beim Bund 
/ dahin zu wirken, daß bei der Durchführung 

von Notstandsarbeiten in de:in Umfang, in dem 
sie bisher von den bayerischen Wasserwirt­
schaftsämtern geplant und beaufsichtigt wur­
den, Mittel aus der wertschaffenden Arbeits­
losenfürsorge auch dann gewährt werden, wenn 
die Arbeit vom Träger der Maßnahmen im 
Eigenbetrieb durchgeführt wird. 

Ich bitte das Hohe Haus, den Ausschußbesch°luß 
zu bestätigen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wortmeldungen er­
folgen nicht. Wer dem vom Berichterstatter wieder-· 
gegebenen Ausschußvorschlag zustimmt, wolle 
Platz behalten. - Stimmenthaltungen? - Gegen 
eine Stimme ohne Stimmenthaltungen ist der Aus­
schußvorschlag vom Plenum zum Beschluß erhoben. 

Es folgt der 

Antrag des Abgeordneten Hauffe betreffend 
Aufnahme der LEA-Rentenempfänger in die 
Krankenversicherung (Beilage 3502). 

Den Bericht über die Beratungen des Ausschusses 
für sozialpolitische Angelegenheiten (Beilage 3672) 
erstattet der Herr Abgeordnete Strohmayer. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Strohmayer (BP), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! In seiner 31. Sit­
zung hat sich der Ausschuß für sozialpolitische An­
gelegenheiten mit dem Antrag des Abgeordneten 
Hauffe betreffend Aufnahme der LEA-Renten­
empfänger in die Krankenversicherung befaßt. Be­
richterstatter war meine Person, Mitberichterstatter 
der Herr Kollege· Se bald. 

.. 
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(Strohmayer [BP]) 

Da der Antrag im sozialpolitischen Ausschuß ein­
stimmig angenommen wurde, beschränke ich mich 
auf die Wiedergabe des einstimmigen Beschlusses, 
wonach der Antrag in folgender abgeänderter Fas­
sung angenommen wurde: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die bereits 
eingeleiteten Verhandlungen mit dem zustän­
digen Krankenversicherungsträger fortzufüh-; 
ren mit dem Ziel, daß Rentenempfänger, die 
ausschließlich eine Rente vom bayerischen 
Landesentschädigungsamt erhalten, . in die 
Krankenversicherung aufgenommen werden. 

Ich bitte das Hohe Baus, diesem einstimmig ge­
faßten Beschluß des sozialpolitischen Ausschusses 
beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich frage, ob eine 
Wortmeldung erfolgt. - Das ist nicht der Fall. Wer 
dem Ausschußvorschlag zustimmt, wolle Platz be­
halten. - Stimmenthaltungen? - Gegenstimmen 
liegen nicht vor. Der Ausschußvorschlag ist einstim­
mig zum Beschluß erhoben. 

Als letzter Punkt folgt nun der 

Antrag der · Abgeordneten Dr. Ankermüller, 
Dr. Lenz, von Knoeringen, von Rudolph, Ban­
tele, Simmel und Hadasch betreffend Vorlage 
eines Gesetzentwurfs über die Verbesserung 
der Versorgung von Polizeivollzugsbeamten 
(Beilage 3466). 

Über das Ergebnis der Beratungen des Aus­
schusses für Besoldungsffragen (Beilage 3560) er­
stattet den Bericht der Herr Abgeordnete Walch. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Walch (SPD), Berichterstatter: Meine Damen! 
Meine Herren! In Vertretung des Herrn Kollegen 
Pitroff erstatte ich folgenden Bericht: Der Be­
soldungsausschuß befaßte sich am 18. November 
1952 mit dem Antrag der CSU, der SPD, der 
Bayernpartei, des BHE und der FDP betreffend 
Verbesserung der Versorgung von Polizeivollzugs­
beamten. Da dieser Antrag im Ausschuß einstim­
mi.ge Annahme fand, darf ich Sie um Zustimmung 
bitten. · 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
hiezu erfolgt nicht. Wer dem Ausschußvorschlag 
die Zustimmung erteilt, wolle Platz behalten. -
Stimmenthaltungen? - Gegenstimmen und Stimm­
enthaltungen liegen nicht vor. Der Ausschußvor­
schlag ist einstimmig zum Beschluß erhoben. 

Meine Damen und Herren! Damit ist es gelun­
gen, die ziemlich umfangreiche Tagesordnung, 
wenn auch mit einigen Zurückstellungen, zUm Ab­
schluß zu bringen. Gleichzeitig sind damit unsere 
Arbeiten für die Zeit vor Weihnachten und vor den 
Weihnachtsferien beendet. Ich darf nun noch, bevor 
wfr auseinandergehen, einige geschäftliche Dinge 
erledigen. 

Zunächst erhält das Wort zur Abgabe einer per­
sönlichen Bemerkung gemäß § 68 der Geschäftsord­
nung der Herr Abgeordnete Wimmer. 

Wimmer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin gezwungen, zu den heute mor­
gen in meiner Abwesenheit gemachten Ausführun­
gen zur Frage von Zulagen bei den Minister­
gehältern eine Bemerkung zu machen. Nach dem 
Stenographischen Bericht hat der Herr Abgeord-
nete Weinhuber ausgeführt: · 

Dabei ist mir sofort aufgefallen, daß sich der 
Münchener Oberbürgermeister gar so sehr für · 
die Erhöhung eingesetzt hat. 

Er meint, am 4. Dezember im Haushaltsausschuß. 

Ich habe es halt so gelesen, es steht jedenfalls 
so im Protokoll; ich war in der Ausschuß­
sitzung selbst nicht anwesend. Jedenfalls hat 
sich der Münchener Oberbürgermeister zwei­
mal oder sogar dreimal - das kann ich nicht 
bestimmt sagen - zum Wort gemeldet und hat 
nachdrücklich die Erhöhung der Gehälter ver­
langt. Warum er das gemacht hat, weiß ich 
nicht, vielleicht, damit sie sich an sein Gehalt 
besser anpassen, das ist möglich. 

Dazu habe ich folgendes zu erklären, Herr Kol­
lege Weinhuber. Ich bedauere, daß· wir beide un­
gefähr in der gleichen Gegend, iin gleichen Land­
kreis zuhause sind. Das macht aber nichts. 

(Heiterkeit) 

Ich habe hierzu folgendes im Interesse der Wahr­
heit anzuführen und ich bitte den Herrn Präsiden­
ten um die Erlaubnis dazu: In der fraglichen 
Sitzung wurde auf meine Anfrage erklärt, daß die 
Gehaltsbezüge der Minister seit 1946 - abgesehen 
von der Aufhebung der 6prozentigen Gehaltskür­
zungen am 28. November 1949 - gleichgeblieben 
sind und die Minister an den bisherigen Zulagen 
nicht teilgenommen haben. Auf meine weitere An­
frage, ob es auf Grund der Entwicldung der letzten 
Jahre in den Besoldungsfragen zur Zeit so weit ge­
kommen sei, daß S t a a t s b e a m t e in hohen Ge­
haltsstufen mehr Einkommen beziehen ·als 'die M 1-
n i s t er , wurde erklärt, daß dies zur Zei:t der Fall 
sei. Hierauf erklärte ich, daß dies auf die Dauer ein 
unmöglicher Zustand sei, daß die verantwortlichen 
Minister des zweitgrößten Bundeslands schlechter 
stehen als die hohen und höchsten Beamten des 
gleichen Landes. Ich erklärte, daß ich der Vorlage 
zustimme, einmal aus Gerechtigkeitsgründen und 
zum anderen deshalb, weil es uns im Lande Bayern 
von außerhalb abträglich vermerkt wird, wenn wir 
diesen Zustand weiter beibehalten. Auf alle Fälle 
müsse die Arbeit und die Tätigkeit des verantwort­
lichen Ministers uns soviel wert sein wie die eines. 
hohen Staatsbeamten. 

Die weiteren Schlußfolgerungen des Herrn Ab­
geordneten Weinhuber berühren mich nicht im ge­
ringsten Maß'e; weil ich, seit ich im Jahre 1945 
wieder in der Stadtverwaltung tätig geworden bin, 
noch nie eine Forderung an die Stadt gestellt, son­
dern jeweils das entgegengenommen habe, was der 
Stadtrat ohne mein Zutun für gut befunden hat. 
Jede weitere Mutmaßung, Herr Kollege Weinhuber, 
über meine Haltung in dieser Frage weise ich mit 
aller Entschiedenheit zurück. Ich erkläre zum 
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(Wimmer [SPD]) 

Schluß: Dazu müssen Sie sich, Herr Kollege Wein­
huber, in Zukunft eine andere Person aussuchen, 

(Heiterkeit) 

der Sie die von Ihnen angebrachten Motive unter­
stellen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Hundhammer: Meine Damen und 
Herren! Es läge noch eine Liste mit. der Neube­
setzung der Ausschüsse d{irch die Fraktion der 
SPD vor. Ich darf Ihr Einverständnis dazu fest­
stellen, daß die Verlesung der Liste heute nicht 
mehr erfolgt, daß aber die Einladungen für die 
nächsten Ausschußsitzungen auf Grund der neuen 
Liste vorgenommen werden. Die Bekanntgabe der 
Liste wird dann in der nächstfolgenden Plenar­
sitzung nachgeholt werden. 

Nunmehr möchte ich allen Mitgliedern der Staats­
regierung, allen Mitgliedern und auch den Be­
amten und Angestellten des Landtags· recht frohe 
Weihnachten und ein gutes friedvolles Jahr 1953 
wünschen. 

Zu Wort meldet sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Baumgartner. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Baumgartner (BP): Einern schönen alten 
B;rauche folgend habe ich als Vertreter der größten 

Oppositionspartei in diesem Hause die ehrenvolle 
Aufgabe, die Glückwünsche des Herrn Präsidenten 
und des ganzen Präsidiums herzlich zu erwidern. 
Diese Glückwünsche 9.arf ich im Namen des ganzen 
Hauses, im Namen aller Fraktionen zum Ausdruck 
bringen. Ich darf sie erweitern auf die Staats­
regierung, die Presse und die Beamten, Angestell­
ten und Arbeiter des Bayerischen Landtags. 

(Allgemeiner Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort hat ferner 
erbeten der Herr Stellvertreter des Herrn Ministe­
präsidenten. 

Dr. Hoegner, stellvertretender Ministerpräsident: 
Meine Damen und Herren! Im Namen der Staats­
regierl).ng möchte ich auch den verehrten Mit­
gliedern des Landtags eine frohe Weihnacht und 
ein glückliches und friedliches Jahr 1953 wünschen. · 

(Allgemeiner Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich darf feststellen 
daß über alle leidenschaftlichen Debatten hinwe~ 
nun im Hause das gute Einvernehmen wieder her­
gestellt und der ruhige und friedvolle Abschluß 
des alten Jahres sichergestellt ist. Ich danke allen, 
die auch uns die Glückwünsche ausgesprochen 
haben und schließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung um 17 Uhr 48 Minuten) 




